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Internationaler deutschsprachiger Rundbrief der ATTAC-Bewegung (15. 09. 2005) 

Sand im Getriebe 46 
Der Rundbrief ”Sand im Getriebe” ist ein Medium für Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen Globalisierung verwirklichen 

wollen. Er gibt Texten von AutorInnen unterschiedlicher Gesinnung einen gemeinsamen Ort.  
Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der ATTAC-Bewegung. 

rtf/.pdf-Version unter www.attac.de/rundbriefe    html-Version unter www.attac.at/sig.html mail an die Redaktion: sig@attac.de 
 

Selbstorganisationsversuche 
in Zeiten des Imperiums  

 
„Wo der Himmel über der Stadt schwarz sein sollte von Hubschraubern mit Nahrung, Wasser, Medikamenten, blieb er 
blau. Die Hubschrauber sind im Irak. Wo die Nationalgarde Hilfe leisten könnte, gab es keine. Sie dient im Irak. Ver-
blüfft sahen die Europäer und der Rest der Welt den Kaiser USA nackt, ausgezogen von »Katrina«. Auf einmal hatte 
ein Hurrikan die Fassade von Hollywood, CNN, McDonald’s, Wallstreet und Macht weggeblasen“: schreibt der Schrift-
steller Peter Paul Zahl. Die durch den Irak-Krieg verschärfte Legitimitätskrise der USA geht Hand in Hand mit der Krise 

der Überdehnung und dem wirtschaftlichen Abstieg durch Verschuldung, der zur Abhängigkeit vom Wohlwollen auslän-
discher Geldgeber geführt hat (Giovanni Arrighi). Wir leben in Zeiten des Imperiums, ohne Zweifel. Aber das Imperium 
wird eingekreist: „Die Idee, dass die US-Regierung die Zeichen der Zeit bestimmt, ist von gestern...Die USA haben noch 
nicht einmal die Macht, ihren Willen auf ein paar Quadratkilometern in Bagdad durchzusetzen“, meint Jeffry Sachs auf 

dem UN-Milleniumsgipfel. Es bilden sich in allen Teilen der Welt neue Vernetzungen, neue Allianzen,  
neue Organisationsversuche, neue Gegenmächte heraus – auf der Ebene der Regierungen  

ebenso wie auf der Ebene der sozialen Bewegungen (Peter Wahl)  
 

 
 

Ein wichtiges Gebiet des Ringens um mehr Spielraum für emanzipatorische Bewegungen liegt vor uns: die WTO-
Konferenz Hongkong. Das Genfer Treffen im Sommer führte zunächst zu keinem Ergebnis (Alexis Passadakis). Aller-
dings hat mit Pascal Lamy ein geschickter und skrupelloser Yedi-Ritter des Neoliberalismus den Vorsitz der WTO über-
nommen und die EU hat bei den Verhandlungen eine aggressive Haltung eingenommen (Frederic Viale). So warnt uns 

Walden Bello vor verfrühtem Optimismus: „Jedes Abkommen zu diesem Zeitpunkt hätte destruktive Auswirkungen einer 
De-Industrialisierung… Das Rahmenwerk vom Juli eliminiert praktisch jeden Entwicklungsraum für alle Bereiche, die 
verhandelt werden. Die Regierungsvertreter(des Südens)  müssen ständig daran erinnert werden, dass gar kein Geschäft 
besser ist als ein schlechtes Geschäft… Die kommenden vier Monate werden bestimmen, ob die WTO sich als der Motor 

der globalen Liberalisierung des Handels etablieren kann und wir in die Schöne Neue Welt  
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mit noch mehr Liberalisierung eintreten oder ob der Prozess, der die Liberalisierung des Handels umkehrt,  
an Schwung gewinnen wird und die WTO als eine Maschine für die Globalisierung zerstört wird.“  

Für die große Mehrheit der Weltbevölkerung, die noch immer von der Landwirtschaft lebt,  
bedeutet die Liberalisierung der Agrarmärkte eine akute Bedrohung ihrer Existenz.  

Den Prozess umkehren heißt daher, volle Ernährungssouveränität zu fordern, das Recht nicht nur auf Nahrung, sondern 
darauf, die Nahrung auch selbst zu produzieren. „Brot, Land und Freiheit“ ist die Parole. Angesichts der Millenniums-
Tagung der UNO kann gar nicht deutlich genug betont werden: es geht nicht um die Erbettelung und Verteilung von Al-

mosen. Es geht um neue, gerechte Produktionsstrukturen und deglobalisierte Handelsbeziehungen, um Landreformen, um 
„empowerment“ der Entrechteten und Verelendeten. Via Campesina setzt sich ebenso wie das Attac-Agrarnetzwerk für 

die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Kleinbauern und Landarbeiter ein, für fairere Handelsbedin-
gungen, für soziale Gerechtigkeit und die Durchsetzung einer nachhaltigen Wirtschaftsweise weltweit. 

Droht im Iran der nächste Krieg? Mohssen Massarrat  warnt vor einem verhängnisvollen Automatismus hin zum Krieg 
und fordert eine atomwaffenfreie Zone im gesamten Mittleren Osten zur Abwendung einer Katastrophe.  

Samir Amin nimmt die anmaßenden Pläne der USA zur Umgestaltung des Nahen Ostens aufs Korn und fragt,  
ob Freiheit ohne nationale Souveränität überhaupt möglich ist.  

Claudia Haydt enthüllt Einzelheiten bei der Verteidigung unserer Freiheit am Hindukush. 
Gegen den Skandal der Massenarbeitslosigkeit stellt die Initiative „Arbeit Fair Teilen“ ihr Konzept  

der radikalen Arbeitszeitverkürzung vor, das auch auf dem 1. deutschen Sozialforum intensiv debattiert wurde. 
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Peter Paul Zahl1 

Nicht nur die Leichen in Afghanistan und im Irak pflastern seinen Weg, nein,  
nun auch jene in New Orleans. 

New Orleans ist für die USA eine »Niggerstadt« 
 

 

 
Wie schon verschiedentlich festgestellt: Seit 1945 führen die USA nur Kriege gegen »People of color«. Gegen die »Farbigen« 

in den Staaten dauert er schon länger. »Just in dieser Stadt New Orleans landeten die Sklavenschiffe an, hier dauert das  
Vermächtnis von 246 Jahren Sklaverei und Diskriminierung bis heute an«, sagte vor ein paar Tagen Jesse Jackson, einer der 
Führer der Bürgerrechtsbewegung. »Die Wurzel der Reaktion auf das Desaster besteht in der Gleichgültigkeit gegenüber dem 
Leiden der Schwarzen.« Während ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung der USA 12,1 Prozent beträgt, liegt er in Groß-New 
Orleans bei 67 Prozent. Louisiana ist einer der ärmsten Bundesstaaten. In Sachen Vollbeschäftigung liegt dieser Staat an 49., 

bei der Armut ist es die 46. Stelle. New Orleans ist also eine »Niggerstadt«. 

Als vor dem Eintreffen des Hurrikans »Katrina« 80 Prozent der Bevölkerung flohen, blieben die ohne Autos, ohne Geld – 
Schecks vom Sozialamt sollten erst am 1. September kommen – und ohne Ausweg. Und wo der Himmel über der Stadt schwarz 
sein sollte von Hubschraubern mit Nahrung, Wasser, Medikamenten, blieb er blau: Die Hubschrauber sind im Irak. Wo die Na-
tionalgarde Hilfe leisten könnte, gab es keine. Sie dient im Irak. Verblüfft sahen die Europäer und der Rest der Welt den Kaiser 
USA nackt, ausgezogen von »Katrina«. Auf einmal hatte ein Hurrikan die Fassade von Hollywood, CNN, McDonald’s, Wall-
street und Macht weggeblasen: »Hunger und Wut – eine amerikanische Großstadt wird ein Dritte-Welt-Alptraum«, schrieb  

sogar die konservative New York Daily News. 

Als die Angestellten der FEMA (ein Katastrophenhilfswerk) von der erfolgreichen Soforthilfe nach den Tsunamis in Ostasien 
zurückkamen, in der die USA federführend und energisch handelten, sprachen sie ständig beim Präsidenten vor und verlangten 

fünf Milliarden US-Dollar für die Sicherung der urbansten Stadt der USA: »Wir dachten ständig an ein mögliches Desaster. 
Wegen der Risiken waren wir wie besessen in Sachen New Orleans.« Was taten Bush & The Cavemen? Seit über fünf Jahren 
fuhren sie die Mittel für Katastrophenschutz runter und verweigerten der Stadt jene fünf Milliarden, die die jetzige Katastrophe 
verhindert oder zumindest verkleinert hätten. Letzten Donnerstag berichtete der Bürgermeister: »Wir brauchen Verstärkungen, 
wir brauchen Truppen. Ich brauche 500 Busse, Mann. Dies ist eine nationale Katastrophe. Und Bush fliegt in der Airforce One 

über die Stadt. Das hilft nicht. Jeder in Amerika verzeihe mir mein Französisch: but I’m pissed.« Es brauchte mehr als fünf  
Tage, bis die Versorgung mit Trinkwasser und Essen aus der Luft begann. Selbst CNN, der Quasiprivatsender der Bush-

Familie, distanzierte sich von seinem Liebling: »George W. Bush lieferte gestern eine der schlechtesten Reden seines Lebens ab 
... Er riet der Öffentlichkeit, wer wolle, könne spenden, grinste und versprach, alles werde gut werden.« Dieser Mann beißt 

nicht in Teppiche. Er beißt in Whopper. Die schmecken ebenso, sind aber nahrhafter. Nicht nur die Leichen in Afghanistan und 
im Irak pflastern seinen Weg, nein, nun auch jene in New Orleans, die bis jetzt, wortwörtlich, zum Himmel stinken. 

(Rose Hill, Long Bay) 
                                                                 

1 Peter Paul Zahl it Schriftsteller und lebt in Jamaika  http://de.wikipedia.org/wiki/Peter-Paul_Zahl 
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Giovanni Arrighi 

Der Welt größter Schuldner 
Die USA können ihre zentrale Rolle in der globalen politischen Ökonomie nicht halten 

 
Giovanni Arrighi, einer der großen Analytiker des kapitalistischen Weltsystems, hat eine groß angelegte Untersuchung 
der Widersprüche der Welt von heute vorgelegt. (http://www.newleftreview.net/Issue32.asp?Article=02). Im Irak-Krieg 
sieht er – ebenso wie vor mehr als 30 Jahren im amerikanischen Krieg in Vietnam – eine alles verändernde Wende in der 
Weltgeschichte. Dieser Krieg fand nicht nur statt mit dem weit vorausschauenden Ziel, die zur Neige gehenden Ölreser-
ven im Nahen Osten zu kontrollieren und damit auch die Energieversorgung Europas, Russlands, Chinas und Indiens zu 
kontrollieren. Dieser Krieg sollte mit dem massiven Einsatz von Bodentruppen auch das Vietnam-Syndrom überwinden 
und die „Schmach“ der Niederlage in Vietnam wettmachen. Dieser Krieg sollte beweisen, dass die USA wieder bereit ist, 

direkte imperiale Gewalt zur Aufrechterhaltung ihrer bedrohten Weltherrschaft einzusetzen.  
Weit davon entfernt, dieses Ziel zu erreichen, hat der Irak-Krieg sich zu einem Meilenstein des Abstiegs der Hypermacht 
entwickelt und zur Re-Gruppierung des weltweiten Kräfteparallelogramms beigetragen. Dabei sind nicht nur die militäri-
schen Schranken dieser Weltmacht deutlich geworden. Auch wirtschaftlich sind die USA eine absteigende Macht, ab-

hängig vom Wohlwollen ausländischer Geldgeber. 
Giovanni Arrighi wird einer der Hauptredner auf dem Imperialismus-Kongress unter dem Titel „Kapitalismus – reloa-
ded“  am 11. und 12. November 2005 in Berlin sein. In einem ausführlichen 80-seitigen Aufsatz „Hegemony Unravel-
ling“  (Die schwindende Hegemonie) setzt er sich mit der Theorie von David Harvey (SiG 32) auseinander und unter-
sucht mit weitem Zeithorizont die Geschichte der Imperialismen: vom genua-iberischen zum holländischen zum britischen 
und schließlich zum us-amerikansichen Imperialismus unserer Tage. Er verfolgt die Rolle von Überakkumulation und 
verschärfter Konkurrenz auf dem Weltmarkt und untersucht speziell das Verhalten der Finanzmärkte innerhalb der impe-
rialen Zyklen. Wir haben den Abschnitt über das aktuell höchst fragile US-Dollar-Regime übersetzt. In einem anderen, 
inzwischen übersetzten Artikel unter dem Titel „Globaler Markt - Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen dem An-
fang und dem Ende des 20. Jahrhunderts“ erklärt Arrighi sein Verständnis von dem, was wir allgemein immer noch als 

„Globalisierung“ bezeichnen. (www.kapitalismus-reloaded.de) 
 
Angesichts des neuen Dollarkursverlaufs ist es für die USA 
weit schwieriger als in den späten 70er Jahren, die Oberhand 
im Weltwährungssystem zu behalten. In den 80ern hat der 
Dollar durch eine plötzliche und radikale Umkehrung der US 
Geldpolitik (von extremer Laschheit hin zu extremer Spar-
samkeit) seine Rolle als Weltwährung wieder zurück gewon-
nen, begleitet von einem heftigen Ringen um weltweite Kapi-
talzuflüsse – durch rekordhohe Zinsen, Steuervergünstigungen 
und wachsenden Handlungsspielraum für kapitalistische Pro-
duzenten und Spekulanten.1 
Aber genau der Erfolg dieser Politik 
hat die USA aus einer Gläubigernati-
on in den größten Schuldner der Welt 
verwandelt. Es würde keinen Sinn 
ergeben, wenn die Geberländer ihre 
Kredite verdoppeln würden gegen-
über einem Land, das durch riesige 
Währungsabwertungen.2 teilweise 
seinen Schuldverpflichtungen nicht 
nachgekommen ist      
Hinzu kommt, dass die Regierung, 
die schon so viele Kapitalanreize ge-
schaffen hat, für den Fall eines Dol-
lar-Sturzes nur noch wenig anzubi e-
ten hat. Unter diesen Umständen – 
ungekanntes Ausmaß der Verschul-
dung und Mangel an Anreizen, würde 
eine Anhebung der Leitzinsen - wie 
die unter Reagan entwickelte - eine viel ernstere Schrumpfung 
der Binnenwirtschaft provozieren, ohne die Garantie zu haben, 

                                                                 
1Der Politikwechsel begann unter Carter aber erfüllte sich erst voll-
ständig unter Reagan. Vgl. “Social and Politcal Economy“ , S. 42-43, 
63-67  
2Martin Wolf, Financial Times, 8 dec. 2004 

dass ihr eine kräftige Erholung der Wirtschaft folgen würde. Eine 
Zinserhöhung, die sich aus dem Dollarkurs entwickelt, würde 
deshalb die relative Schrumpfung der US Wirtschaft eher ver-
schlimmern als sie zu beseitigen.  
 
Dem ist hinzuzufügen, dass  in den späten 70ern wenige, wenn 
überhaupt realisierbare Alternativen zum Dollar als Weltwährung 
bestanden. Der Euro war noch eher eine Idee als eine Realität. 
Die schnell aufgewertete DM und der japanische Yen hatten we-
der das globale Gewicht noch die nötige internationale Unterstüt-

zung, um internationales Zahlungsmittel 
oder Reservewährung zu werden. Da es 
keinen anderen Ausweg gab, flüchtete 
das Geldkapital aus dem Dollar ins 
Gold. Aber keine Kapitalmacht hatte ein 
Interesse in Zeiten ökonomischer Stag-
nation, das Gold wieder in Geld umzu-
tauschen, insbesondere angesichts der 
Tatsache, dass eine solche Remonetari-
sierung ein Druckmittel in die Hände der 
UdSSR gelegt hätte. Unter diesen Um-
ständen konnten die Ve rsuche der USA, 
den Dollarstandard zu erhalten, auf die 
aktive Zusammenarbeit aller Länder 
bauen, die eine Rolle in internationalen 
Währungsvereinbarungen spielten.  
 
In sofern ist die Situation heute ganz 

anders. Die entscheidenden Regierungen sind möglicher Weise 
noch in großem Umfang  bereit, mit der US Regierung zu koope-
rieren, den Dollarstandard zu erhalten. Aber diese  Bereitschaft 
basiert auf einer anderen Grundlage, und diese ist weniger günstig 
für die USA als sie in den 80ern war. Wie der frühere (US) Fi-
nanzminister Lawrence Summers kürzlich darstellte, ist die US-
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Abhängigkeit von ausländischem Geldzufluss “noch be-
sorgniserregender“ als ihre Abhängigkeit von Energieim-
port: 
„Die Länder, die US-Währung und Schatzbriefe in ihren Ban-
ken halten, halten buchstäblich auch den US-Wohlstand in 
ihren Händen. Diese Aussicht sollte die Amerikaner beunru-
higen. Es ist etwas eigenartiges, dass die größte Weltmacht 
gleichzeitig der Welt größter Schuldner ist. Natürlich ist es 
wahr, dass die ausländischen Regierungen und Investoren, die 
den Ausgabenrausch der Supermacht finanzieren, keinen An-
reiz verspüren, die US-Wirtschaft in den Bankrott zu treiben, 
indem sie plötzlich ihre Dollarreserven hinschmeißen. Die 
nachfolgende Finanzkrise würde ernsthaft ihre eigenen Ök o-
nomien beschädigen. Aber wenn man schließlich dem Gleich-
gewicht des Terrors des Kalten Krieges entkommen ist, sollten 
die USA nicht leichtfertig eine neue Version der eingestande-
nen, gegenseitigen Zerstörungsmöglichkeit akzeptieren, wenn 
das vermeidbar ist. 3   

 
Tatsächlich ist es für die USA weitaus  schwerer, das neue 
“Gleichgewicht des Terrors“ zu ihren Gunsten zu überwinden,  
als es der Fall  mit der UdSSR war. Wie vorher schon darge-
stellt, lag der entscheidende Vorteil der USA während des 
Kalten Krieges auf finanziellem Gebiet. Aber in der neuen 
Konfrontation ist die finanzielle Macht nicht auf Seiten der 
USA sondern gegen sie. Sollte der Missbrauch von histori-
schen Vorrechten nochmals zu einem Dollarverfall führen, 
sind die europäischen und ostasiatischen Regierungen in einer 
viel besseren Position als vor 25 Jahren, realistische Alterna-
tiven zum Dollarstandard zu entwickeln. Der Anteil des Eu-
ros an den amtlichen Währungsreserven ist ständig gestiegen 
von 13,5% bei allen ausländischen Guthaben 1999 auf 19,7% 
im Jahre 2003. Die Wirtschaft der Eurozone ist ungefähr 
gleich gross wie die der USA. Im Gegensatz zu den USA ist 
die Eurozone Nettogläubiger. Dennoch sollten wir nicht ver-
gessen, dass in diesen Angelegenheiten Trägheit die Regel ist 
und dass das Entthronen des Dollars nicht unbedingt erfordert, 
dass irgendeine andere Einzelwährung seinen Platz einnehmen 
muss. Wie der Economist ausführt: 
„ Die Vertreibung der herrschenden Währung kann Jahre 
dauern. Der Sterling behielt eine zentrale internationale Rolle 
für mindestens ein halbes Jahrhundert, nachdem das ameri-
kanische Bruttoinlandsprodukt am Ende des 19.Jahrhunderts 
das britische überholt hatte. Aber am Ende verlor er doch den 
Status. Falls die USA auf ihrem verschwenderischen Pfad 
fortschreiten, ist es wahrscheinlich, dass dem Dollar dasselbe 
Schicksal blüht. Aber in Zukunft wird keine Einzelwährung 
wie der Euro diese Rolle übernehmen. Stattdessen wird sich 

                                                                 
3Lawrence Summers,“ America Overdrown“ , Foreign Policy, no. 
143, July-August 2004, pp. 46-9 

die Welt auf ein multiples Reservewährungssystem hin entwi-
ckeln, mit Dollar, Euro, Yen  (oder natürlich Yüan irgendwann in 
der Zukunft)...Eine langsame, kontinuierliche Verschiebung aus 
dem Dollar kann man handhaben. Aber falls Amerika eine solche 
Vernachlässigung seiner eigenen Währung an den Tag legt, wür-
den ein schneller Dollarverlust und steigende amerikanische Zin-
sen folgen.4“ 
Zusammengefasst mag die US Regierung meinen, dass ein sin-
kender Dollar nicht ein amerikanisches Problem ist, sondern eine 
sehr wirksame Maßnahme ist, Freunde und Feinde zu zwingen, 
den US- Kriegseinsatz und das US Wirtschaftswachstum zu 
finanzieren. In Wirklichkeit ist das Sinken des Dollars der 2000er 
Jahre Ausdruck einer viel ernsteren Krise der amerikanischen He-
gemonie als der sinkende Dollar der 70er. Ob nun abrupt oder stu-
fenweise - es ist Ausdruck und Faktor eines relativen und abs o-
luten Verlustes der USA, ihre zentrale Rolle in der globalen 
politischen Ökonomie zu erhalten. Um das Ausmaß und das 
Wesen dieses Verlustes einzuschätzen, müssen wir uns konzent-
rieren auf das, was rückblickend als das größte Scheitern des neo-
konservativen Projekts erscheinen wird, die Weltherrschaft zu er-
langen: das Versagen, China daran zu hindern, ein mögliches 
Zentrum der globalen Weltökonomie zu werden… 

 
Übersetzung von Gerd Röder 
Giovanni Arrighi: New Left Review 32/33, März/April 2005, S. 
71-74:(www.newleftreview.net) 

                                                                 
4Disappearing Dollar, Economist, 2 Dec. 2004, vgl. auch Rachel Koning, 
CBS Market Watch, 7Sept. 2004 
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IMPERIALISMUS 

Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag 

US-Atomwaffen: größte Bedrohung der Menschheit 
 
Kassel, Hamburg, 12. September –  
 
Die Washington Post enthüllte am 11. Sep-
tember 2005 ein bislang geheim gehaltenes 
Papier der Stabschefs des US-Militärs, das 
neue Grundlagen des Einsatzes von Atom-
waffen durch die USA  entwickelt und damit 
die zehn Jahre alte Einsatz-Doktrin ersetzen 
soll. Der Entwurf, der vom 15. März d.J. da-
tiert, muss nur noch von Verteidigungsminis-
ter Rumsfeld unterzeichnet werden. [Doc-
trine for Joint Nuclear Operations, Final 
Coordination (2), 15 March 2005 JP 3-12; 
hier herunterzuladen:  
http://www.uni-kasel.de/fb5/frieden] 
 
Die USA haben sich immer das Recht auf 
einen Ersteinsatz von Atomwaffen vorbehal-
ten. Der jetzige Entwurf geht aber über alle 
bisherigen Einsatzdoktrinen hinaus. So 
nennt er zahlreiche Beispiele von Situatio-
nen, in denen Kommandeure den US-
Präsidenten um eine Genehmigung des Ein-
satzes von Atomwaffen ersuchen können, die 
derart umfassend sind, daß der Einsatz letzt-
lich nur noch dem Gutdünken des Präsiden-
ten unterliegt. In dem Dokument werden fol-
gende Beispiele genannt (Seite II-2, eigene 
Übersetzung): 
 
"(a) Ein Gegner, der Massenvernichtungs-
waffen gegen US-, multinationale oder alli-
ierte Streitkräfte oder Zivilbevölkerungen 
einsetzt oder dies vorhat. 
(b) Unmittelbar bevorstehender Angriff mit 
gegnerischen biologischen Waffen, die nur 
durch die Wirkungsweise von Atomwaffen 
sicher vernichtet werden können. 

(c) Angriffe auf gegnerische Einrichtungen 
einschließlich Massenvernichtungswaffen, 
verstärkte Bunker mit chemischen oder bio-
logischen Waffen oder die für die gegneri-
sche Durchführung eines Angriffs mit Mas-
senvernichtungswaffen gegen die USA oder 
ihre Freunde und Alliierte notwendige C2-
Infrastruktur [Kommando- und Kontroll-
struktur]. 
(d) Um möglicherweise übermächtigen kon-
ventionellen Streitkräften des Gegners, ein-
schließlich mobilen und Gebietszielen 
(Truppenkonzentrationen) entgegenzuwir-
ken. 
(e) Zur schnellen und günstigen Kriegsbeen-
digung zu US-Bedingungen. 
(f) Um den Erfolg von US- und multinationa-
len Operationen sicherzustellen. 
(g) Zur Demonstration der Absicht und Fä-
higkeit der USA, Atomwaffen einzusetzen, 
um vor dem gegnerischen Einsatz von Mas-
senvernichtungswaffen abzuschrecken. 
(h) Als Antwort auf den Einsatz von durch 
den Gegner gelieferten Massenvernich-
tungswaffen durch Stellvertreter gegen US- 
oder multinationale Streitkräfte oder Zivil-
bevölkerungen."  
(Fast) alles scheint also möglich zu sein. 
Vor allem die beiden zuletzt genannten Bei-
spiele haben es in sich. Man stelle sich nur 
vor, die neue Doktrin wäre bereits im Jahr 
2001 gültig gewesen: Atomare Schläge ge-
gen Kabul  oder Bagdad wären durchaus 
denkbar gewesen - mit all den verheerenden 
Folgen, wie sie die Welt seit Hiroshima und 
Nagasaki kennt. Und heute ginge die Angst 
um, die USA erwägten einen Atomangriff auf 
Isfahan im Iran. 

Besonders perfide ist die Aussage in dem 
Papier, dass die USA an einer Politik der 
"Zweideutigkeit" festhalten wollen: Die ge-
nannten Beispiele sind mögliche Anlässe für 
den Gebrauch von Atomwaffen, sie müssen 
aber nicht unbedingt zu deren Gebrauch 
führen; andersherum soll offen bleiben, ob 
nicht auch unter anderen Umständen Atom-
waffen eingesetzt werden können (S. VIII). 
 
60 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki und 
fast 10 Jahre nach dem juristischen Gutach-
ten des IHG in Den Haag (Gutachten des 
Internationalen Gerichtshofs vom 8. Juli 
1996), wonach der Einsatz von Atomwaffen 
völkerrechtswidrig sei, einen solchen Ent-
wurf überhaupt zu diskutieren, ist an Zy-
nismus kaum noch zu überbieten. Die Mili-
tärpolitik der Bush-Administration ist mit 
zur größten Bedrohung der Menschheit ge-
worden. 
 
Die Friedensbewegung fordert von der Bun-
desregierung und allen Parteien, sich un-
missverständlich von den Atomkriegspla-
nungen der USA zu distanzieren. Laut und 
deutlich muss auch die Forderung erhoben 
werden, alle US-Atomwaffen von deut-
schem Boden zu entfernen und die nuklea-
re Teilhabe (via NATO) aufzukündigen. 
Wenn die Zukunft der Menschheit auf dem 
Spiel steht, darf es keine falsche Rücksicht-
nahme auf den Verbündeten geben. 
 
 
Für den Bundesausschuss Friedensrat-
schlag: Lühr Henken, Hamburg 
Peter Strutynski, Kassel 

 
Martin Ling, Lateinamerikanische Nachrichten  

Die Achse der Subversion 
Chávez und Castro kontern mit ALBA auf ALCA 

 
Kuba macht den Unterschied. Die Karibikinsel ist das einzige Land der Region, das nicht in die Planungen der von den USA initiier-
ten gesamtamerikanischen Freihandelszone ALCA einbezogen ist. Und Kuba ist das einzige Land, das bisher dem Gegenstück von 
ALCA, der ALBA-Initiative des venezolanischen Präsidenten Hugo Chávez, bereits beigetreten ist. ALBA steht für den Traum einer 

sozialen Integration Amerikas, ALCA für das Ziel der beschleunigten Integration Lateinamerikas als verlängerte Werkbank und Roh-
stofflieferant in die Wirtschaft der USA. 

Die USA wissen nicht so recht, was sie tun 
sollen. Ist ALBA ernst zu nehmen oder doch 
nur ein Witz? „Ein Witz im Vergleich zu 
ALCA, die einen ernsthaften Prozess dar-
stellt, der von 34 Staaten (allen Ländern des 
Kontinents außer Kuba) freiwillig auf die 
Bahn gebracht wurde und bereits drei Mal 
von den Regierungen bestätigt wurde, ein-
schließlich der von Chávez“, hieß es jüngst 
aus Washington über die gesamtamerikani-
sche Freihandelszone (ALCA), die ihren für 
Jahresbeginn 2005 geplanten Start wieder 

einmal auf unbestimmte Zeit verschieben 
musste. In der Tat ist die Bolivarianische 
Alternative für die Amerikas (ALBA) 
noch nicht weit gediehen. Sie ist aber auch 
noch jung. Erst am 14. Dezember 2004 wur-
de in Havanna von den Präsidenten Kubas, 
Fidel Castro Ruiz und Venezuelas Hugo 
Chávez Frías die Gründungserklärung unter-
zeichnet. Eine Erklärung, die ehrgeizige Zie-
le formuliert: ALBA hat das Ziel, die Ge-
sellschaften der Länder Lateinamerikas und 
der Karibik so zu ändern, dass sie gerechter, 

gebildeter, solidarischer werden und sich 
durch größere Mitbestimmung auszeichnen. 
ALBA ist als eine integrale Entwicklung zu 
verstehen, welche die sozialen Ungleichhei-
ten aus dem Weg räumt, die Lebensqualität 
sowie eine wirksame Partizipation der Vö l-
ker an der Gestaltung ihrer Zukunft fördert. 
Das ist Zukunftsmusik, doch in Havanna 
wurden auch erste konkrete Schritte zwi-
schen Venezuela und Kuba unternommen. 
Mit venezolanischem Kapital wurden zwei 
Unternehmen gegründet. Es handelt sich um 
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Filialen des staatlichen Erdölkonzerns 
Petróleos de Venezuela (PDVSA) und der 
Venezolanischen Industriebank (Banco In-
dustrial de Venezuela). 
 
Erdöl schmiert Integration 
 
Damit der bilaterale Handel besser floriert, 
wurde die Eröffnung einer Filiale der Kuba-
nischen Außenhandelsbank in der venezola-
nischen Hauptstadt Caracas beschlossen und 
Verträge über die Lieferung von venezolani-
schen Produkten im Wert von 412 Millionen 
Dollar unterzeichnet. Zudem liefert Venezu-
ela täglich 80.000 Barrel à 159 Liter Erdöl 
zu Vorzugsbedingungen nach Kuba. Im Ge-
genzug exportiert Kuba vor allem medizini-
sches Personal: Unglaubliche 20.000 kuba-
nische Ärzte sollen inzwischen in Venezuela 
tätig sein. Dass der Integrationsprozess vo-
rankommt, hat zwei zentrale Gründe: den 
politischen Willen auf beiden Seiten und die 
sprudelnden Erdöleinnahmen, die Chávez 
seinen politischen Vorstellungen entspre-
chend im Land und in der Region investiert. 
So haben sich Caracas und Havanna geei-
nigt, den Plan Milagro zur Behandlung von 
Augenkrankheiten auf hunderttausend be-
dürftige Lateinamerikaner auszuweiten. 

Doch nicht nur Chávez setzt auf einen ver-
stärkten intraregionalen Handel. 196 
venezolanische Firmen nutzten das ALBA-
Treffen, um ihre Produkte auf dem 
Messegelände der EXPOCUBA 
auszustellen: Von Nahrungs-
mittelproduzenten über Kleidungs- und 
Schuhhersteller bis hin zu Haushalts- und 
Industriegerätefirmen. Wenn Chávez Castro 
Kredit gibt, so ihre simple Rechnung, ist das 
von Devisenknappheit geplagte Kuba durch-
aus ein lohnender Absatzort. Eine Praxis, die 
reiche Industriestaaten übrigens schon längst 
üben: mit direkten Exportsubventionen oder 
über indirekte Exportkreditversicherungen 
werden die Absatzmöglichkeiten ihrer priva-
ter Unternehmen im Ausland verbessert. 
Schließlich sichert das neben Profiten auch 
Arbeitsplätze.  
 
Mit ALBA gegen ALCA 
 
Die Integration mit Kuba ist für Chávez frei-
lich nur ein Mosaikstein. „Wir müssen weit 
über die kubanisch-venezolanische Koopera-
tion hinausgehen“. Im selben Atemzug bie-
tet der venezolanische Präsident den USA 
und Kanada an, doch ALBA beizutreten. 
Denn von ALCA hält Chávez nichts: „ALCA 
ist dazu da, Lateinamerika zu zerstören und 
für immer in der Unterentwicklung zu hal-
ten.“ Töne, die in den USA nicht gut an-
kommen. Otto Reich, einflussreicher Latein-
amerikaberater von Bush, spricht von der 
„Achse der Subversion.“ „Die Kombination 
von Castros gefährlichem Genie, seine Er-
fahrung mit politischer Kriegsführung und 
verzweifelten wirtschaftlichen Situationen 
und Chávez’ unbegrenztes Geld und Rück-
sichtslosigkeit gefährden den Frieden in der 

Region“, brachte Reich in einem Artikel sei-
ne Besorgnis zum Ausdruck. Castro trug 
Reichs Worte zur Volksbelustigung in Ha-
vannas Karl-Marx-Theater vor und auch 
Chávez zeigte sich amüsiert: „Wenn wir von 
einer Achse sprechen, dann von einer Achse, 
die sich in alle Richtungen ausbreitet und 
sich in Menschenmassen verwandelt, die 
aufbegehren.“ 
Das ist zwar übertrieben, aber das wachsen-
de Selbstbewusstsein Lateinamerikas ist 
nichtsdestotrotz augenfällig. Sei es, dass 
erstmalig mit dem Chilenen José Miguel In-
sulza ein Nicht-USA-Kandidat zum Gene-
ralsekretär der Organisation Amerikanischer 
Staaten gewählt wurde, oder dass Chávez 
während der Lateinamerika-Tour der USA-
Außenministerin Condoleezza Rice Ende 
April verbale Rückendeckung erfuhr. Der 
Brasilianische Präsident Lula forderte Rice 
auf, die Souveränität Venezuelas zu respek-
tieren und sein chilenischer Amtskollege 
Lagos forderte sie zu rhetorischer Mäßigung 
auf. Nur in Kolumbien fand Rice’ Kritik an 
Venezuela als regionaler Destabilisierungs-
faktor überhaupt Anklang. 
 
Integrationsbremse Auslandsverschul-
dung 
 
Auch wenn ALBA noch in den Kinderschu-
hen steckt, kommt der Unmut der USA nicht 
von ungefähr. Denn das 1990 von Bush se-
nior gestartete Projekt ALCA steckt tief in 
der Krise. Für Lula steht es im Moment nicht 
auf der Tagesordnung und sein Außenminis-
ter Celso Amorim hält es frühestens 2009 für 
denkbar. Seit dem letzten Treffen der Han-
delsminister der am Verhandlungsprozess 
beteiligten 34 Staaten im November 2003 
herrscht de facto Stillstand. Den US-
Diplomaten gelang es nicht, ihre Vorstellun-
gen für eine gesamtamerikanische Freihan-
delszone durchzusetzen: Beispielsweise soll-
te der Investitionsschutz für Unternehmen, 
nach Vorbild von Kapitel 11 des NAFTA-
Abkommens, über die gesetzgeberischen 
Rechte der Nationalstaaten gestellt werden. 
Unternehmen sind demnach schadensersatz-
berechtigt, wenn sich durch Gesetzesände-
rungen Profiteinbußen ergeben. Des Weite-
ren sollten die Bestimmungen über geistiges 
Eigentum verschärft werden und im öffentli-
chen Beschaffungswesen sollen die latein-
amerikanischen Staaten nicht mehr nationale 
Unternehmen bevorzugt behandeln dürfen. 
Nichts von letzteren Punkten findet sich im 
ausgehandelten Rahmenabkommen, das ei-
gentlich seit Anfang 2005 mit Leben erfüllt 
werden sollte. 

Die USA machen derweil ihre Drohung 
wahr, mit den weniger widerstandsfähigen 
oder -willigen Ländern Abkommen zu 
schließen. Bereits abgeschlossen ist das 
zentralamerikanische Freihandelsabkommen 
mit Honduras, El Salvador, Guatemala, Ni-
caragua und Costa Rica, das im Juni und Juli 
von US-Repräsentantenhaus und Senat rati-

fiziert werden soll. Die Strategie der USA 
hatte der Vorgänger des neuen Handelsbe-
auftragten Rob Portman, Robert Zoellick in 
seinem Bericht gegenüber dem Kongress 
offen benannt: „Tagein und tagaus arbeitet 
die US-Regierung aggressiv daran, abzusi-
chern, dass Handelshindernisse für US-
amerikanische Güter und Dienstleistungen 
beseitigt werden (...) Die Durchsetzung exis-
tierender Freihandelsabkommen ist ein vita-
ler Beitrag dazu, neue Freihandelsabkom-
men zu schaffen.“ Die von den USA voran-
getriebene Deregulierung dient letztlich der 
Durchsetzung eines Wirtschaftsprogrammes 
für den ganzen Kontinent, das US-Konzerne 
begünstigt. Das ist das Konzept der ALCA.  
 
Gleichberechtigung ist das Ziel 
 
Das Konzept von ALBA sieht eine gleichbe-
rechtigte Integration vor. »Das 21. Jahrhun-
dert sieht uns vereint oder beherrscht.« Die-
se These vertritt der venezolanische Präsi-
dent Hugo Chávez und er handelt danach. 
Sein strategisches Mittel: der Erdölreichtum 
Venezuelas. Seine strategischen Partner: 
Kubas Präsident Fidel Castro, Brasiliens 
Präsident Lula, und Argentiniens Präsident 
Néstor Kirchner. Mit Argentinien hat Vene-
zuela Anfang Juli 2004 eine strategische Zu-
sammenarbeit im Energiesektor beschlossen. 
Eine Zusammenarbeit, die schließlich in die 
wirtschaftliche, soziale und politische Integ-
ration münden soll, so jedenfalls das ehrgei-
zige Ziel. 

So weit gehen die Vereinbarungen Venezue-
las mit anderen lateinamerikanischen Staaten 
außer Kuba noch nicht, doch in Sachen E-
nergie schreitet die Zusammenarbeit voran. 
Das Interesse an venezolanischem Erdöl, 
aber auch venezolanischer Technologie ist 
groß – ob in Kuba, Bolivien, Trinidad oder 
auch Brasilien. Die Integration in Latein-
amerika kommt derzeit voran, weil sie poli-
tisch gewollt ist. Doch damit sie nachhaltig 
Fuß fassen kann, bedarf es mehr als einer 
Kooperation im Energiesektor und eines 
Ausbaus des Süd-Süd-Handels, dessen Dy-
namik durch den Zwang zur Devisenmaxi-
mierung der hochverschuldeten Länder be-
grenzt wird. Die lateinamerikanischen Staa-
ten müssen die Auslandsverschuldung ge-
meinsam auf die Tagesordnung bringen und 
gemeinsam auf eine tragfähige Lösung drin-
gen. Bleibt die Auslandsverschuldung in den 
jetzigen Dimensionen bestehen, sind alle 
realwirtschaftlichen Integrationsfortschritte 
auf Sand gebaut. Die Zeit drängt, denn dass 
gleichzeitig in Brasilien, Argentinien und 
Venezuela progressive Regierungen im Amt 
sind, ist eine historische Ausnahmesituation. 
Sie gilt es zu nutzen und ALBA könnte ein 
Anfang sein. 

http://www.lateinamerikanachrichten.de/?/ar
tikel/633.html 

Ausgabe: Nummer 373/374 - Juli/August 
2005 
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Dario Azzellini 
»Al Bolívar« gegen CNN 

 
Am 24. Juli ging von Venezuela aus ein 
neues lateinamerikanisches Fernsehpro-
gramm auf Sendung: 
 teleSUR macht mit alternativen Inhalten 
US-Gigantem Konkurrenz  
   
»Unser Norden ist der Süden«, so lautet 
die Losung des von Venezuela lancierten 
Satellitenfernsehens teleSUR.. Das Wort-
spiel hat eine doppelte Bedeutung: »Nor-
den« bezeichnet im Spanischen nicht nur 
die Himmelsrichtung, sondern steht syn-
onym auch für »Orientierung« oder 
»Ziel«. Bei solcher Symbolik überließ 
man auch das Datum des Sendeauftakts 
nicht dem Zufall. Am 24. Juli wird 
zugleich der 222. Geburtstag von Simón 
Bolívar gefeiert, der den Subkontinent von 
der spanischen Kolonialmacht befreien 
wollte. Und auch die Direktoren des Sen-
ders stammen aus verschiedenen Ländern 
Lateinamerikas. Programmdirektor ist der 
seit 1986 in Venezuela lebende Uruguayer 
Aram Aharonian, als Präsident fungiert 
der venezolanische Kommunikationsmi-
nister Andrés Izarra. Daneben tragen Ana 
de Skalon vom Sender Kanal 7 aus Bue-
nos Aires, Beto Almeida von der Journa-
listenvereinigung Brasiliens, Ovidio 
Cabrera, Exvizedirektor des kubanischen 
Radios und Fernsehens, und der kolumb i-
anische Journalist Jorge Botero Verant-
wortung.  
 
Strategisches Projekt 
 
»TeleSUR ist ein strategisches Projekt, 
das aus der Nowendigkeit geboren wurde, 
den Lateinamerikanern eine Stimme zu 
geben«, erklärt Aram Aharonian. Unter-
nehmen aus den USA und den Staaten der 
EU kontrollierten rund 90 Prozent der 
weltweit zirkulierenden Informationen. 
Von den 300 größten Medienunternehmen 
der Welt stammen 144 aus den USA, 80 
aus der EU und 49 aus Japan. 
 
»CNN des Südens« wird teleSUR 
manchmal genannt, oder auch »Al Bo-
lívar« in Anlehnung an Al Dschasira. Aber 
die Vergleiche hinken, vor allem jener mit 
dem US-amerikanischen Propagandaka-
nal. TeleSUR will zwar erklärtermaßen 
dem Informationsgiganten CNN das Pub-
likum streitig machen, doch mit einem 
gänzlich anderen Charakter. Es wird das 
»erste gegenhegemoniale TV-
Kommunikationsprojekt in Südamerika«, 
so Aharonian. Tatsächlich kommt dem 
Sender schon wegen der Reichweite eine 
besondere Rolle zu. Allein die an teleSUR 

beteiligten Länder haben zusammen 240 
Millionen Einwohner, Lateinamerika ins-
gesamt 520 Millionen. 
 
Als Schwerpunkte der Berichterstattung 
durch den neuen Sender wurden unter an-
derem das gesamtamerikanische Freihan-
delsabkommen FTAA/ ALCA, die von 
Venezuela vorgeschlagene »Bolivariani-
sche Alternative für Amerika« (ALBA) 
sowie die US-Präsenz und zunehmende 
Militarisierung Lateinamerikas genannt. 
Raum sollen auch Themen wie Auslands-
schulden, Wahlen, Kampf um Wasser, 
genmanipuliertes Saatgut, Migration und 
soziale Bewegungen erhalten. In Inter-
views sollen jene zu Wort kommen, die in 
kommerziellen Medien keinen Platz fin-
den. »Pluralismus ist die oberste Leitlinie 
des Senders«, sagen die Gründer. 
 
TeleSUR soll sich aber auch in der Ästhe-
tik, Kameraführung und Vermittlung der 
Information von kommerziellen Sendern 
unterscheiden. Direktoriumsmitglied Jorge 
Botero sieht auf dem Subkontinent »tau-
sende Produzenten von Dokumentarfilmen 
und Fernsehprogrammen, die sehr origi-
nelles Material herstellen und keine Chan-
ce haben, in die Massenmedien zu kom-
men. Wir wollen alle diese Leute«. Daher 
wurde zeitgleich mit teleSUR auch die 
Organisation »Lateinamerikanische Fabrik 
der Inhalte« (FLACO) gegründet. Sie soll 
entsprechende Produktionen fördern, je-
doch nicht mit eigenen Beiträgen, sondern 
indem sie als Netzwerk der vielen unab-
hängigen lateinamerikanischen Filmpro-
duktionen funktioniert.  
 
Hysterische Reaktionen 
 
Doch der neue Sender hat nicht nur 
Freunde. In Kolumbien sorgte ein Trailer 
für eine teleSUR-Dokumentarfilm-Sparte, 
der in den letzten Wochen über den Bild-
schirm flimmerte, für geradezu hysterische 
Reaktionen. Für Reportagen- oder Nach-
richtenprogramme nicht unüblich, sind 
verschiedene Szenen von Demonstratio-
nen, Protesten und Staatsereignissen zu 
sehen. Für nicht einmal zwei Sekunden ist 
auch eine Seitenaufnahme von »Tirofijo«, 
dem Anführer der kolumbianischen Gu e-
rilla »Revolutionäre Streitkräfte Kolum-
biens« (FARC), im Bild. »Apologie von 
Terrorismus« beklagte darauf die rechte 
kolumbianische Tageszeitung El Tiempo. 
Bisweilen treibt diese Hysterie seltsame 
Blüten: In einer kurzen Sequenz mit einer 
singende Frau hinter einem Duschvorhang 

sei »ETA! ETA! ETA!« zu hören gewesen 
sein, schrieb El Tiempo, um dies als Hin-
weis auf die terroristischen Tendenzen des 
Senders zu deuten. Tatsächlich handelte es 
sich um ein harmloses Lied des Brasilia-
ners Caetano Veloso. 
 
TeleSUR:  
Infos aus und für Lateinamerika 
 
Wenn teleSUR am 24. Juli die Ausstrah-
lung über Satellit aufnimmt, dann ist das 
ein Ergebnis vierjähriger Vorbereitungen. 
Die Idee für den »multistaatlichen« Kanal, 
mit vollem Namen »Neues Fernsehen des 
Südens AG« (Nueva Televisión del Sur S. 
A.), entstand in Venezuela, sein Hauptsitz 
liegt in Caracas. Zunächst von Venezuela 
aufgebaut, haben sich mittlerweile auch 
Argentinien, Kuba und Uruguay mit un-
terschiedlich hohen Quoten in das Projekt 
»eingekauft«. Brasilien hat eine Zusam-
menarbeit ohne einen festen Anteil ver-
einbart. Teilhaber sind aber nicht die Re-
gierungen, sondern der Staat. Gemäß des 
Konzeptes sollen nicht Programme der 
diversen Staatskanäle gesendet werden, 
sondern vorwiegend Sendungen unabhän-
giger Produzenten.  
 
TeleSUR wird 24 Stunden täglich senden 
und einen medialen Beitrag zur Integration 
Lateinamerikas leisten. Das Programm 
wird sich vorwiegend auf Lateinamerika 
und die Karibik konzentrieren. Die Sende-
struktur besteht aus einem Morgenmaga-
zin, Nachrichten, Analysen, Chroniken, 
Reportagen, Interviews und Dokumentar-
filmen. Spezielle Programme beschäftigen 
sich mit Themen wie städtischem Leben in 
Lateinamerika, der Landfrage, traditionel-
ler und moderner lateinamerikanischer 
Musik, lateinamerikanischem Kino, unab-
hängigen Produktionen aus anderen Regi-
onen der Welt und sozialen Kämpfen. So 
soll es nicht nur um politische Themen 
gehen, sondern auch um die regionale 
Kunst, Kultur, Geschichte, Geographie 
und Natur. Korrespondenten berichten aus 
Bogota, Brasilia, Buenos Aires, Caracas, 
Mexiko-Stadt, Havanna, Montevideo, La 
Paz und Washington. Zusätzlich existiert 
ein kontinentales Mitarbeiternetz.  
 
Zu empfangen ist teleSUR in Süd-, Mittel- 
und Nordamerika, der Karibik, Westeuro-
pa und Nordafrika über den NSS-Satellit 
(New Skies Satellite) 806.  
   
http://www.jungewelt.de/2005/07-
23/006.php 
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W T O 
Peter Wahl* 

Selbstorganisationsversuche in Zeiten des Imperiums 
Die „Dritte Welt“ in der WTO 

Das Ende des kalten Krieges war gleich-
bedeutend mit dem Ende der machtpoliti-
schen Bipolararität im internationalen 
System. An die Stelle der Systemkonkur-
renz trat die unipolare Dominanz der ein-
zig verbliebenen Supermacht USA. Mit 
der Herausbildung dieser imperialen Kon-
figuration wurde de facto auch die Stelle 
des „Dritten Weges“ zwis chen den Blö-
cken obsolet: die Bewegung der Block-
freien. Mit der ersten großen Konferenz 
von Entwicklungsländern in der Ge-
schichte überhaupt, 1955 in Bandung, hat-
te sich heute vor exakt 50 Jahren, ein Pro-
zess angebahnt, in dem sich die Entwick-
lungsländer als eigenständiger Akteur 
zwischen NATO und Warschauer Pakt zu 
konstituieren versuchten. In der UNO 
wurden die Gruppe der 77 – heute 132 
Länder – daraus. 
 

Niedergang der Blockfreien 
Ihre größte Bedeutung hatten die Block-
freien in den sechziger und siebziger Jah-
ren. Mit der Forderung nach einer „Neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung“ 
(NIWO) übten sie beträchtlichen Einfluss 
auf die Agenda der Nord-Süd-
Beziehungen aus. Unter Ausnutzung der 
Systemkonkurrenz besaßen sie einigen 
politischen Spielraum zur Verfolgung ih-
rer Interessen. Der Nord-Süd-Dialog war 
institutionalisiert, und auf internationalen 
Konferenz wurden ernsthaft Dinge disku-
tiert, wie die politische Regulierung von 
Transnationalen Konzernen oder die Bil-
dung von Rohstoffkartellen, die heute je-
dem Zeitgeistigen die Haare zu Berge ste-
hen lassen.  

Die Blockfreienbewegung existiert formal 
noch immer. Es finden sogar noch Konfe-
renzen statt – zuletzt 2000 in Havanna 
und 2003 in Kuala Lumpur. Von ihrem 
politisch Gewicht her ist sie jedoch nur 
noch ein Schatten ihrer selbst. Dabei hatte 
der Abstieg bereits vor dem Ende des 
Ostblocks begonnen. Schuldenkrise, 
Strukturanpassung, die neoliberale Hege-
monie in Theorie und Praxis aber auch die 
zunehmenden Differenzierungsprozesse 
untereinander, hatten die Hoffnungen auf 
eine starke Gegenmacht des Südens zu-
nichte gemacht. Unter dem ideologischen 
Label des Washington Konsenses setzte 
sich jener neue Typ transnationalen Kapi-

talismus’ nun auch überall im Süden 
durch, der gemeinhin als Globalisierung 
bezeichnet wird.  
Der Prozess ging einher mit der Schwä-
chung der UNO, der Herabstufung der 
UNCTAD auf ein Beratungsorgan, die 
Liquidierung des UN-Centers für TNCs, 
der Uruguay-Handelsrunde, bei denen die 
Entwicklungsländer so gut wie nichts zu 
melden hatten. Er führte schließlich zur 
Etablierung einer Welthandelsorganisati-
on, die nun zusammen mit IWF und 
Weltbank die unheilige Dreieinigkeit neo-
liberaler Global Governance bildet. In den 
neunziger Jahren schien der Triumph der 
Märkte perfekt. Der Süden war als hand-
lungsfähiger Akteur in der Weltpolitik 
desorganisiert und zur Bedeutungslosig-
keit zerfallen. 
 

Neue Selbstorganisationsvers uche  
Dann kam Seattle. Neben Streitigkeiten in 
der G2 (USA und EU) und den spektaku-
lären Protesten auf der Straße war der 
Widerstand der Entwicklungsländer der 
dritte und beileibe nicht geringste Faktor 
für das Platzen der Konferenz. Was sich 
in Seattle angedeutet hatte, ein selbstbe-
wussteres Auftreten des Südens, sollte 
sich im weiteren Verlauf der Verhand-
lungsrunde zu systematischen Ve rsuchen 
der Selbstorganisation mausern.  
Zwar stand die WTO-Ministerkonferenz 
im feudalistischen Scheichtum Doha noch 
ganz unter dem Eindruck der Terroran-
schläge vom 11. September, aber die 
Entwicklungsländer nahmen den ur-
sprünglich als Public Relations gedachten 
Titel Entwicklungsrunde ernst und unter-
strichen im weiteren Prozess hin zur Kon-
ferenz in Cancún 2004 ihren Willen, mit-
reden und –entscheiden zu wollen. Sie 
organisierten sich kontinuierlich und sys-
tematisch. 
Dabei gibt es drei Typen von Organisie-
rung: 
a. die Belebung von formal anerkannten 

Ländergruppen wie LDCs, 

b. die Bildung informeller Gruppen um 
gemeinsame Interessen, wie die G20 
und 

c. die Vernetzung dieser unterschiedlichen 
Gruppen zu übergreifenden Allianzen  

Zur ersten Gruppe gehören neben den 
LDCs (Least Developed Countries1) die 
Afrikanische Gruppe (AU=African Uni-
on2), die AKP-Staaten3 und die 
CARICOM.4 

Es handelt sich bei diesen Ländergruppen 
zunächst um formale Kategorisierungen, 
die schon seit längerem bestehen. Das in-
teressante im Hinblick auf die Verhand-
lungen in der WTO ist nun, dass diese 
Gruppen jetzt politische Handlungsfähig-
keit entwickelten. 
 Handlungsfähigkeit bedeutet u.a.: 

• regelmäßige gemeinsame Treffen und 
Absprachen, 

• gemeinsame Organisierung und Nut-
zung von technischem Know How und 
Expertise, 

• Poolbildung bei materiellen Ressourcen 
(Geld, Personal, Infrastruktur) 

• Etablierung fester Strukturen (z.B. Exe-
kutivsekretariat, Gruppensprecher etc.), 

• Etablierung von internen Entschei-
dungsverfahren, 

• gemeinsame Verhandlungsposition und 
gemeinsame Intervention in den Ve r-
handlungsprozess, 

• eigenständige Öffentlichkeits- und Me-
dienarbeit, 

• Abstimmung und Kooperation mit an-
deren Gruppen, 

• Kooperation mit Zivilgesellschaft. 

                                                                 
1 49 Länder, davon 30 WTO-Mitglied, 9 in 
Beitrittsverhandlungen und 2 mit Beobachter-
status  
2 Die AU hat 52 Mitgliedsländer, von denen 
38 WTO-Mitglied sind. 
3 AKP= Asien, Karibik, Pazifik. Ursprünglich 
aus der Lomé-Konvention entstanden, dem 
Abkommen zwischen der EU und vorwiegend 
ehemaligen Kolonien der Europäer. Lomé war 
der Versuch, durch aus heutiger Sicht weitrei-
chenden Zugeständnissen an die betreffenden 
Entwicklungsländer den Forderungen nach 
einer NIWO den Wind aus den Segeln zu 
nehmen) 
4 Carribean Community, Zusammenschluss 
der 15 Karibik Staaten: Antigua und Barbuda, 
Barbados, Belize, Dominica, Grenada, Guya-
na, Haiti, Jamaika, Saint Kitts und Nevis, Saint 
Lucia, Saint Vincent und die Grenadinen, Su-
rinam, Trinidad Tobago. Der größte Karibik-
Staat, Kuba, ist nicht Mitglied. 
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Für die großen Spieler in der WTO sind 
dies alles Selbstverständlichkeiten, für die 
meisten Entwicklungsländer bedeuten sie 
jedoch eine enorme Anstrengung. Die 
CARICOM hat dazu schon in den neunzi-
ger Jahren einen eigenen Apparat mit dem 
treffenden Namen CARICOM Regional 
Negotiating Machinery (CRNM) aufge-
baut. Obwohl nicht Mitglied der 
CARICOM ist Kuba an der Verhand-
lungsmaschinerie beteiligt. 
Das spektakulärste Beispiel für die Bil-
dung informeller Gruppen von Entwick-
lungsländern in der WTO, die sich um 
spezielle Interessen herum kristallisieren, 
ist die G20. Sie besteht aus emerging 
markets und großen Entwicklungsländern, 
darunter China, Indien. Brasilien, Argen-
tinien und Südafrika.5 Machtpolitisch ist 
das ein schwergewichtiger Block. Wie 
ernst die Industrieländer die Selbstorgani-
sation nehmen wird daran deutlich, dass 
die USA eine Reihe von Mitgliedern der 
Gruppe so unter Druck setzten, dass Ko-
lumbien, Costa Rica, Guatemala, Ekua-
dor, El Salvador, Peru und Thailand die 
Allianz wieder verließen. 

Hauptanliegen der Gruppe ist das Agrar-
thema. Angesichts der Bedeutung des Ag-
rarsektors für Entwicklung, Ernährungssi-
cherheit und Armutsbekämpfung wurden 
die USA, die EU und Japan unter starken 
Druck gesetzt, auf diesem Feld Zuge-
ständnisse zu machen, vor allem bei 
Marktzugangsbeschränkungen und Sub-
ventionen. Gleichzeitig setzte sich die 
Gruppe nicht nur für Forderungen in der 
Sache ein, sondern verlangte auch Verän-
derungen im Verfahren, z.B. die Nennung 
fester Zeitziele für Subventionsabbau etc.  
Weitere informelle Gruppen dieser Art 
waren oder sind die  

• G90, ein sehr große Gruppe, die sich 
dagegen wandte, die sog. Singapur 
Themen auf die Tagesordnung der 
WTO zu setzen. Insbesondere die EU 
wollte die ohnehin schon umfangreiche 
und hochkomplexe Agenda der Ve r-
handlungen um Themen wie Investitio-
nen und öffentliches Beschaffungswe-
sen erweitern. Es gelang der G90, dies 
zu verhindern.    

• SP/SSM Allianz.6 SP steht für special 

                                                                 
5 Weitere Mitglieder: Bolivien, Chile, Kolom-
bien, Costa Rica, Kuba, Ekuador, El Salvador, 
Guatemala, Mexiko, Pakistan, Paraguay, Peru, 
Philippinen, Thailand Venezuela, Ägypten, 
Indonesien, Nigeria. 
6 Antigua und Barbuda, Barbados, Belize, 
Botswana, Kuba, Dominica, Dominikanische 
Republik, Grenada, Guyana, Haiti, Honduras, 
Indonesien, Jamaika, Kenia, Mongolei, Mont-
serrat, Nikaragua, Nigeria, Pakistan, Panama, 
Philippinen, Saint Kitts und Nevis, Saint Lu-
cia, Saint Vincent und die Grenadinen, Suri-

products und SSM für special safeguard 
mechanism. Beides bezieht sich darauf, 
dass bestimmte Agrarprodukte, z.B. 
solche, bei denen eine hohe Exportab-
hängigkeit besteht, von der Liberalisie-
rung ausgenommen, bzw. durch spezifi-
sche Mechanismen geschützt werden 
können. 

Die formellen und informellen Gruppen 
haben sich in unterschiedlichen Konstella-
tionen zu übergreifenden Allianzen ver-
netzt. Sie erzielten auf diese Weise Zuge-
ständnisse, z.B. im Bereich TRIPS (Han-
del mit intellektuellen Eigentumsrechten, 
wie Patente), wo sie bei Medikamenten 
gegen AIDS das Recht durchsetzten, in 
begründeten Notfällen Generika selbst 
herstellen können, oder bei Ausnahmere-
geln für Entwicklungsländer (special and 
differential treatment).  
Zusammengenommen führten die Aktivi-
täten der verschiedenen Gruppen zu Ein-
zelerfolgen in Verfahrens- und in Sach-
fragen. Vor allem aber führten sie zum 
Erfolg von Cancún, der aus westlicher 
Perspektive als Scheitern bezeichnet wur-
de – aus der Interessenlage der Industrie-
länder zurecht, denn sie konnten nun nicht 
mehr allein die Richtung bestimmen. Für 
die Entwicklungsländer war Cancún je-
doch Ausdruck für das neu gewonnene 
Gewicht des Südens. Die Dominanz des 
Nordens, insbesondere der G2, wurde 
deutlich eingeschränkt, und, wie der Ve r-
handlungsverlauf zeigt, wurden inzwi-
schen weitere Zugeständnisse vor allem in 
den Agrarverhandlungen erzielt. 
 

Strukturelle Hintergründe 
Die erfolgreichen Selbstorganisationsver-
suche des Südens in der WTO sind weder 
Zufall noch dürften sie nur vorübergehen-
der Natur sein. Vielmehr scheinen ihnen 
einige tieferliegende Prozesse zugrunde 
zu liegen. Dazu gehören: 

• das Scheitern des neoliberalen Entwick-
lungsmodells auf breiter Front. Die 
Versprechungen, dass nach der Krise 
des keynesianischen, staatszentrierten 
Entwicklungsmodells die Märkte und 
die Privaten jetzt alles besser machen 
würden, haben sich angesichts der Rea-
lität als hohle Ideologie erwiesen. Der 
Neoliberalismus hat inzwischen bis in 
zahlreiche Regierungen hinein dramati-
sche Akzeptanzprobleme, 

• die Krisen, die nach den ersten Wellen 
der Liberalisierung, Deregulierung und 
Privatisierung ausbrachen und dabei vor 
allem die Finanzkrisen, in die selbst 
scheinbar erfolgreiche emerging mar-
kets gerieten. So die Mexiko-Krise 

                                                                             
nam, Tansania, Trinidad Tobago, Turkei, U-
ganda, Venezuela, Sambia, Zimbabwe. 

1994, die Asienkrise 1997/98 und die 
Crashs in Brasilien, der Türkei und Ar-
gentinien, 

• der ökonomische und politische Auf-
stieg von China und Indien in die Grup-
pe der Großmächte. Zwar wird damit 
die unipolare Dominanz der USA nicht 
gebrochen, die Anzahl jener Mächte 
aber, die quasi in der zweiten Reihe  

• die Tatsache, dass China und Indien zu-
dem die einzigen emerging markets wa-
ren, die von den Krisen so gut wie nicht 
erfasst wurden. Das war kein Zufall, 
waren sie doch gerade nicht den neoli-
beralen Rezepten gefolgt, sondern hat-
ten mit staatlicher Regulierung, Indust-
riepolitik, selektivem Protektionismus, 
selektiver Marktöffnung und anderen 
Instrumenten operiert, die die Markt-
doktrinäre in ihr Gruselkabinett des 
Staatsinterventionismus hatten verban-
nen wollen. 

Auf diesem Hintergrund hat sich zwar 
keine grundlegenden Wende, aber doch 
eine deutliche Verschiebung der Kräfte-
verhältnisse zugunsten des Südens erge-
ben. Dabei ist es kein Zufall, dass dies in 
der WTO geschah. Zum einen war die 
WTO von vorneherein als Liberalisie-
rungsdampfwalze konzipiert und musste 
daher zwangsläufig mit ernst gemeinten 
Entwicklungsinteressen kollidieren. Denn 
wirkliche Entwicklung und ehrliche Be-
mühungen um die Abschaffung von Ar-
mut und Elend und der Schutz der natürli-
chen Umwelt stehen grundsätzlich quer 
zur Dynamik der Kapitalverwertung. 
Zum anderen aber ist die WTO im Prinzip 
insofern vergleichsweise demokratisch, 
als formal das Prinzip ein Land eine 
Stimme gilt. Zwar ist der Multilateralis-
mus der WTO in der Praxis machtpoli-
tisch deformiert und durch informelle He-
gemonialstrukturen durchzogen, aber 
dennoch konnten die Entwicklungsländer 
durch erfolgreiche Selbstorganisation 
selbst einige informelle Mechanismen der 
Macht nutzen, um diese dann auch in 
formellen Einfluss umzumünzen.  
 

Möglichkeiten und Grenzen der 
Selbstorganisation des Südens  
Es ist möglich, dass die relativ erfolgrei-
chen Selbstorganisationsprozesse in der 
WTO als Katalysator dafür wirken, dass 
der Süden auch in anderen Institutionen 
und auf anderen Politikfeldern sich stär-
ker organisiert. Allerdings nicht gleich 
und nicht überall. Für IWF und Weltbank 
z.B. besteht diese Möglichkeit gegenwär-
tig nicht. Denn dort ist selbst formell die 
Dominanz der Industrieländer im allge-
meinen und die der USA im besonderen 
festgeschrieben. Demokratisierungsversu-
che sind bisher alle im Keim erstickt wor-
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den. Wichtiger aber ist, dass im Handel 
das Ausmaß der realen Abhängigkeit der 
Industrieländer, vorne weg bei strategi-
schen Rohstoffen, unvergleichlich viel 
höher ist, als im Finanzsystem. Die Fi-
nanzmärkte können gut ohne den Süden 
funktionieren, die Gütermärkte nicht. In-
sofern sind die materiellen Voraussetzun-
gen für Veränderung der Internationalen 
Finanzinstitutionen von innen heraus sehr 
ungünstig. 
Hinzukommt, dass Entwicklungsländer 
nicht nur gemeinsame Probleme und Inte-
ressen haben, sondern sich gleichzeitig 
auch untereinander ausdifferenzieren. 
DER Süden als homogener Block 
schlechthin war selbst in den Hochzeiten 
der Blockfreien ein Mythos. Seither haben 
sich die Differenzierungen vertieft. Der 
Abstand zwischen China und Burkina Fa-
so ist heute größer als in den Siebzigern.  

Last but not least sind die Selbstorganis a-
tionsprozesse in der WTO auf sehr enge 
Interessenkonstellationen beschränkt. Al-
lianzen lösen sich nach Erreichung eines 
Teilziels wieder auf. Parallel dazu werden 
Widersprüche ebenso nach jeweiliger na-

tionaler Interessenlage ausgetragen. Inso-
fern könnte die Entwicklung in der WTO 
eher als eine Normalisierung interpretiert 
werden, wie sie in Verhandlungen zwi-
schen unterschiedlichen Interessen, z.B. 
unter OECD-Ländern oder in der G8 üb-
lich sind. Das ist nicht wenig im Ve r-
gleich zu der extremen Asymmetrie im 
gegenwärtigen System. Aber es wäre eine 
Illusion zu erwarten, hier bilde sich eine 
Gegenmacht mit strategischer Perspektive 
heraus, die nach grundsätzlichen Alterna-
tiven zur kapitalistischen Weltwirtschaft 
strebt.  
Schließlich sind auch die jüngsten Selbst-
organisationsprozesse Zusammenschlüsse 
auf Regierungsebene, d.h. sie basieren 
primär auf den Interessen der ökonomi-
schen und politischen Eliten der Entwick-
lungsländer. Der transnationale Kapita-
lismus schafft zudem parallel zur Ve r-
schärfung des Wettbewerbs auch zuneh-
mend eine transnationale Interessenidenti-
tät der herrschenden Klassen. 

Demgegenüber ist festzuhalten, dass unter 
der Differenzierung zwischen Nord und 
Süd, bzw. Industrie- und Entwicklungs-

ländern Strukturen liegen, die weitaus 
prägender und geschichtsmächtiger sind, 
nämlich: oben und unten, Herrschaft und 
Ausbeutung von Mensch und Natur, sozi-
ale Polarisierung und Marginalisierung 
großer Bevölkerungsgruppen. Kurzum, 
die entscheidenden Frontlinien für eine 
emanzipatorische Strategie verläuft zwi-
schen dem globalen Süden und dem glo-
balen Norden. Veränderungen werden 
hier primär nur durch soziale Bewegung – 
und im Zeitalter der Globalisierung heißt 
das transnationale soziale Bewegung – 
möglich. Damit werden die Selbstorgani-
sationsprozesse auf Regierungsebene 
nicht bedeutungslos. Sie müssen trotz ih-
rer Begrenztheit als Anknüpfungspunkt 
für die Zurückdrängung des Trends zu 
einem globalis ierten Manchesterkapita-
lismus und weitergehende Transformati-
onsprozesse genutzt werden. 

Der Autor ist Mitarbeiter von WEED – 
Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung 
und Mitglied des Koordinierungskreises 
von Attac. 
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Lamy: "Freihandels-Falke und Vertreter von Konzerninteressen" 
Attac befürchtet von neuem WTO-Generaldirektor Pascal Lamy verschärften Kurs  

gegen Länder des Südens   
 

Attac Deutschland Pressemitteilung 
Frankfurt, 31. August 2005 
Der ehemalige EU-Handelskommissar 
Pascal Lamy, der am 1. September das 
Amt des WTO-Generaldirektors über-
nimmt, wird nach Ansicht des globalisie-
rungskritischen Netzwerks Attac den 
Druck auf die Länder des Südens in den 
laufenden WTO-Verhandlungen massiv 
verstärken. "Mit Pascal Lamy kommt ein 
Freihandels -Falke an die Spitze der Welt-
handelsorganisation, der sich in der Ve r-
gangenheit als aggressiver Vertreter euro-
päischer Konzerninteressen bewiesen hat", 
sagte Inga Nüthen von der Attac-AG 
Welthandel. In der Öffentlichkeit präsen-
tiere Lamy sich gern als Freund der Ent-
wicklungsländer, doch seit der WTO-
Ministerkonferenz in Cancún im Jahr 
2003, die aufgrund des Widerstands der 
Länder des Südens abgebrochen wurde, 
habe er hartnäckig darauf hingearbeitet, 
die Gruppen der Entwicklungsländer zu 

spalten und zu schwächen.  
Bis zum nächsten WTO-Gipfel vom 13. 
bis 18. Dezember 2005 in Hongkong wer-
de der Druck weiter zunehmen, so Nüthen: 
"Die Menschen im Süden zählen darauf, 
dass wir mit unserem Protest dazu beitra-
gen, auch Hongkong platzen zu lassen." 
Ramon Bultron von der Hong Kong Peo-
ples' Alliance ergänzt: "Es ist nicht zu er-
warten, dass es in der WTO unter der Ägi-
de von Lamy zu einer entwicklungs-
freundlichen Agenda kommt, stattdessen 
wird eine Verschärfung der Abkommen 
katastrophale Konsequenzen für die Ar-
men weltweit haben." 

Als EU-Handelskommissar war Lamy un-
ter anderem dadurch aufgefallen, dass er 
Forderungen der europäischen Industrie-
verbände eins zu eins als Verhandlungspo-
sition der EU übernahm (Zitat gegenüber 
der Ernährungsindustrie 1999: "Dank die-
ser klaren Positionen wissen wir Verhand-
lungsführer, welche Richtung wir ein-

schlagen sollten.") Durch seine frühere 
Tätigkeit als Generaldirektor der französi-
schen Großbank Crédit Lyonnais verfügt 
er über gute Kontakte zum Finanzsektor; 
auch mit den übrigen der mehr als 1000 in 
Brüssel ansässigen Lobbyorganisationen 
und -firmen arbeitete Lamy eng zusam-
men. 
In seiner Amtszeit als Handelskommissar 
stellte Lamy demonstrativ seine Bereit-
schaft für Gespräche mit Nichtregierungs-
organisationen heraus. Dabei handele es 
sich jedoch um Täuschungsmanöver, sagte 
Inga Nüthen: "Lamys so genannter Dialog 
ist in Wahrheit ein Monolog: Mit folgen-
losen Gesprächen wird Offenheit vorge-
täuscht, kritische Positionen von NGOs 
und sozialen Bewegungen werden ausge-
grenzt." 
Weitere Informationen: Hintergrundpapier 
über Pascal Lamy: 

http://www.attac.de/wto/lamy0805.php 

 

SiG-Artikel über die WTO: 
Nr. 25: Schwerpunkt „Von Evian nach Cancún“ (30 Seiten) 
Nr. 26: Auswertung von Cancún-Treffen (Maria Mies: In Cancún zeigten die Entwicklungsländer gewachsenes selbstbewußtsein/ 
Thomas Fritz: WTO entgleist in Cancun / Anne Friebel: Reaktionen der Presse) 
Nr. 37: (u.a. W. Bello und A. Kwa: Die Geschichte hinter dem Triumph Washingtons in Genf ) 
Nr. 43: (Die WTO entmachten oder für fairere Regeln im Welthandelsregime kämpfen? Interview von N. Bullard und M. Khor) 
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Frédéric Viale, Attac-Frankreich  

 

Aggressive Haltung der EU bei den WTO-Verhandlungen 
Beitrag auf der Eröffnungskonferenz zum "General Council of Peoples", Genf, 26. Juli 2005 

 
 
Die Liberalisierung verschiedener Be-
reiche und insbesondere im Dienstleis-
tungssektor steht im Zentrum der in Eu-
ropa vorangetriebenen Politik. Diese 
entfaltet sich auf mehreren Ebenen: 
- Liberalisierungen durch einzelne 
Staaten 
- Liberalisierungen durch die Eu-
ropäische Union 
- Liberalisierungen im Rahmen der 
Welthandelsorganisation (WTO). 
 
Wenn eines dieser Instrumente die 
Erwartungen nicht schnell genug erfüllt, 
so wird ein anderes herangezogen, 
wobei die Verfechter der Liberalisierung 
jeweils idealerweise alle Ebenen gleich-
zeitig bearbeiten. Daher ist es sehr wic h-
tig zu verstehen, wie diese drei Ebenen 
zusammenspielen, so dass wir als Bür-
gerInnen und AktivistInnen unsere Auf-
gaben wahrnehmen können. Wir müssen 
den Zusammenhang zwischen diesen 
verschiedenen Dimensionen immer wie-
der herstellen. 
 
Einige Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union handeln schneller als ande-
re: Allen voran Großbritannien mit der 
Liberalisierung des Verkehrs-, Gesund-
heits-, Telekommunikations- und Fi-
nanzsystems, gefolgt von den anderen 
EU-Ländern, die sich mit der Liberali-
sierung von Gesundheitsleistungen, Al-
tersversorgung, Post- und Finanzdienst-
leistungen auch nicht zurückhalten, bis 
hin zur fast gänzlichen Liberalisierung 
des Verkehrssystems in Italien, Spanien, 
Frankreich. Die Liberalisierungen 
betreffen sogar die skandinavischen 
Länder, von denen man diese Art Ideo-
logie nicht annehmen würde: Auch sie 
sind bereits weit in diese Richtung vo-
rangeschritten. 
 
Entsprechend den jeweiligen Rhyth-
men und lokalpolitischen Gegebenhei-
ten wird überall in Europa immer 
mehr liberalisiert. Mit welcher Be-
rechtigung? 
 
Liberalisierungen geschehen nicht nur, 
weil sie zu Privatisierungen führen, die 
sich meist sehr vorteilhaft für die Freun-
de der betreffenden Regierung auswir-

ken, sondern auch im Namen von Effi-
zienz, besserem Management und Ein-
sparungen öffentlicher Mittel. 
 
Es ist bekannt, dass die Wirklichkeit 
ganz anders aussieht. 
 
Das Beispiel der Liberalisierung der 
Gesundheitswesens ist aufschluss-
reich: Um welche Effizienz handelt es 
sich, wenn PatientInnen aus England 
nach Frankreich zur Behandlung kom-
men? Welche Effizienz im Hinblick auf 
medizinische Leistungen und gleichen 
Zugang  ist gemeint, wenn Menschen 
aus Österreich Zahnbehandlungen in 
Ungarn machen lassen?  
Und es geht nicht nur um das Gesund-
heitswesen: Der Eisenbahnverkehr ist 
auch ein "gutes", d.h. ein verheerendes 
Beispiel. Von welcher Effizienz ist an-
gesichts der katastrophalen Verschlech-
terung von Sicherheit und Tarifen im 
Rahmen der Liberalisierung des Eisen-
bahnverkehrs in Großbritannien die Re-
de? Wie viele tödliche Unfälle sind noch 
nötig, um den Nutzen einer "Effizienz" 
zu beweisen, die kontinental umgesetzt 
werden soll, wie es die EU-Richtlinien 
von Jacques Barrot, dem für Verkehr 
zuständigen Europakommissar aus 
Frankreich, vorsehen? Welche Effizienz 
ist gemeint, wenn das staatliche franzö-
sische Unternehmen zur Energieproduk-
tion und –verteilung, das auf der ganzen 
Welt eine kostenintensive und in sozia-
ler Hinsicht katastrophale Expansions-
politik im Namen der Eroberung neuer 
Märkte betrieben hat, für Kapitalbeteili-
gungen geöffnet wird? 
 
Ich gehe nicht weiter auf nationale und 
lokale Aspekte ein, obwohl sie natürlich 
entscheidend sind. Ich möchte vor allem 
den Zusammenhang zwischen diesen 
Liberalisierungen/Privatisierungen 
und der Politik der Europäischen U-
nion sowie letztendlich der WTO auf-
zeigen. 
 
Es ist offenkundig, dass die Europäische 
Union eine Alibirolle spielt und als In-
strument für die Liberalisierungspolitik 
dient. 
 

Die EU ist ein Alibi für die nationalen 
Behörden, welche Privatisierungen vo-
rantreiben, indem sie auf den Liberali-
sierungsdruck seitens der EU hinweisen 
– obwohl die politischen Entscheidun-
gen der Union von den Regierungen der 
Mitgliedsstaaten getroffen werden. 
 
Die EU ist auch ein Instrument, denn 
durch sie können Reformen (d.h. libera-
le Gegenreformen) ohne Konfrontation 
mit nationalen Problemen vorangetrie-
ben werden, wie es Romani Prodi, ehe-
maliger Präsident der Europäischen 
Kommission, zusammenfassend formu-
lierte. Damit ist die Europäische Union 
eine Maschine zur Umgehung der Be-
völkerung, zur Vermeidung von Ausei-
nandersetzungen und zur Durchsetzung 
einer Politik, die auf massive Ablehnung 
stößt (manchmal freilich setzt sich die 
politische Realität dennoch durch, bei-
spielsweise wenn das Projekt einer libe-
ralen europäischen "Verfassung" in ei-
nigen Ländern verworfen wird). 
 
Faktisch hängen die Entwicklungen in 
der WTO maßgeblich von der Hal-
tung der EU ab. Es springt also ins Au-
ge, dass die Europäische Union eine we-
sentliche Triebkraft der im Rahmen von 
WTO-Abkommen beschlossenen Libe-
ralisierungspolitik ist. 
 
Dies ist insbesondere bezüglich Libera-
lisierung des Dienstleistungssektors 
frappant. Die EU tritt im Rahmen des 
Allgemeinen Abkommens über den 
Handel mit Dienstleistungen GATS , 
aber auch beim NAMA (Marktzu-
gang für nicht landwirtschaftliche Er-
zeugnisse) äußerst aggressiv auf. 
 
Diese aggressive Haltung der EU zeigt 
sich in zweierlei Hinsicht: 
 
Die EU schlägt eine Änderung der Re-
geln für die Verhandlungen vor, so dass 
diese trotz der Ablehnung der meisten 
Länder vorangetrieben werden könnten. 
Die EU-Kommission hält die Angebote, 
die im Rahmen der Liberalisierungsfor-
derungen und -Angebote gemacht wur-
den, für nicht ausreichend. Zu wenige 
Staaten haben überhaupt Angebote un-
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terbreitet, die zudem den Ansprüchen 
der Kommission offenbar nicht genü-
gen. Infolgedessen hat die EU-
Kommission am Treffen des WTO-
Generalrats im Juli 2005 einen neuen 
Ansatz für die Verhandlungen vorge-
schlagen, indem fortan "Benchmarks" 
(gekoppelte Marktöffnung verschie-
dener Sektoren) gelten sollen: Indust-
rieländer müssten neu mindestens 8 von 
12 Sektoren und Entwicklungsländer 
mindestens 2 Sektoren öffnen. Diese 
ärmeren Länder müssten eine solche 
Marktöffnung zusätzlich zu den Öff-
nungen akzeptieren, die im Rahmen von 
Strukturanpassungsprogrammen unter 
dem Druck der internationalen Instituti-
onen bereits durchgeführt werden. 
 
Dieser Vorschlag scheint nicht einmal 
allen Mitgliedsstaaten der Union unter-
breitet worden zu sein (die Niederlande 
und das Vereinigte Königreich wurden 
vor dem Treffen des Generalrats im Juli 
2005 nicht informiert). Damit würden 
die Länder tatsächlich dazu gezwun-
gen, ihre Angebote zur Liberalisie-
rung von Dienstleistungssektoren 
deutlich zu erhöhen. Die Europäische 
Union erfüllt mir ihren zahlreichen An-
geboten (die wir nur flüchtig einsehen 
konnten) die Anforderungen nach Öff-
nung von 8 Sektoren selbst bisher auch 
nicht. 
 
Grundsätzlich vertritt die Union aggres-
sive Standpunkte im Rahmen des 
GATS, indem sie hohe Forderungen 
an 109 Länder stellt, bei denen es in 
72 Fällen um die Wasserversorgung 
geht. Hier ist im Übrigen der Zusam-
menhang zwischen solchen Liberalisie-
rungsforderungen und der Tatsache 
sichtbar, dass zwei transnationalen Un-
ternehmen im Bereich Wasser ihren 
Konzernsitz in Frankreich haben. Die 
Forderungen der EU betreffen sämtliche 
Bereiche: Bildung, Gesundheit, Post, 
Telekom usw. 
 
Diese Haltung folgt einer klaren Logik: 
Alles, was die EU zur Liberalisierung 
vorschlägt, ist intern bereits liberalisiert. 
 
Die Folgen dieser Politik  zeigen sich 
langsam in den Zugangsbedingungen zu 
den Dienstleistungen (Verkehr, Gesund-
heit), aber auch in der Konkurrenz zwi-
schen Beschäftigten. Die Sozialstan-

dards werden in Europa nicht vereinheit-
licht und die Länder spielen westeuropä-
ische Lohnabhängige gegen Beschäftig-
te aus dem europäischen Osten aus, die 
massiv schlechter bezahlt werden und 
angesichts der hohen Arbeitslosigkeit im 
Osten wie im Westen schlechtere Ar-
beitsbedingungen annehmen müssen. 
Hier ist auch ersichtlich, dass die 
Liberalisierung nicht wie behauptet der 
Entwicklung dient, sondern eine 
massive Umverteilung des Reichtums 
fördert, mit der logischerweise eine 
zunehmende Ungleichheit einhergeht. 
 
Hierzu möchte ich auf die Bedeutung 
von Modus-4 im Rahmen des GATS 
hinweisen. Bekanntlich sollen damit 
Abkommen zur Entsendung von Ar-
beitskräften in andere Länder ermöglicht 
werden, bei denen die Arbeitsbedingun-
gen ungeregelt bleiben. 
Wenn wir AktivistInnen aus dem Nor-
den den Modus 4 ablehnen, so geht es 
uns keineswegs darum, beschäftigte aus 
dem Süden vom Arbeitsmarkt 
fernzuhalten. Wir wissen, dass der 
Modus-4 zur Folge hätte, den 
Wettbewerb zwischen 
Lohnabhängigen zu verschärfen und 
die Sozialstandards im Norden noch 
mehr abzubauen, ohne dass der 
Süden etwas davon hätte.  Der Süden hätte nichts davon, da die 
betreffenden Länder einer Verlust an 
verhältnismäßig qualifizierten Beschäf-
tigten und generell an Arbeitskräften er-
leiden würden, und dies ausschließlich 
zu Gunsten der transnationalen Firmen 
des Nordens. 
 
Deshalb bildet sich Widerstand. 
 
Auf nationaler Ebene organisiert er 
sich gemäß den politischen, sozialen 
und gewerkschaftlichen Gegebenheiten. 
 
Auf europäischer Ebene stellt der Pau-
kenschlag vom 29. Mai in Frankreich 
einen wunderbaren Sieg gegen den Li-
beralismus dar: Das Bewusstsein, dass 
liberale Politik eine Katastrophe ist, hat 
massiv an Breite gewonnen. 
 
Schließlich entfaltet sich im Norden das 
Bewusstsein, dass der verallgemeinerte 
Wettbewerb zwischen den Menschen 
keine gute Sache ist, dass er sowohl für 
den Norden als auch für den Süden ver-
heerend ist: Im Norden durch Prekarisie-

rung, Produktionsauslagerung und den 
damit verbundenen sozialen, wirtschaft-
lichen und menschlichen Kahlschlag, 
und im Süden, weil sich immer ein 
Land finden wird, in dem die sozialen 
Bedingungen für Konzerne noch günsti-
ger, d.h. für die Menschen noch schlech-
ter sind – ein endloses Wettrennen in 
den Abgrund. 
 
Widerstand – dazu gehört auch die 
Kampagne der Gemeinden gegen das 
GATS. Mehr als 1000 Gemeinden und 
Städte in verschiedenen Ländern der 
EU, aber auch in Kanada (kürzlich ins-
besondere in Quebec) haben offiziell ein 
Moratorium bei den Verhandlungen ge-
fordert, Transparenz verlangt sowie teils 
ihre prinzipielle Ablehnung formuliert 
und ihre Absicht deklariert, weiterhin 
ihre Aufgaben zugunsten des Gemein-
wohls zu erfüllen, ohne das Korsett ei-
nes Abkommens, zu dem sich niemand 
äußern konnte. 
 
Dieser Kampf ist kein Kampf der rei-
chen Länder. Denn das GATS zerstört 
den öffentlichen Dienst im Norden, un-
terwirft alle Dienstleistungen dem Ge-
setz des Handels und hindert den Süden 
außerdem daran, selbst irgendwann öf-
fentliche Dienste aufzubauen. 
 
Bekanntlich haben wir AktivistInnen 
und BürgerInnen im Norden ein 
Problem: Wir befinden uns im He r-
zen des Liberalisierungssystems. 
 
Daher haben wir auch eine beträchtliche 
Verantwortung: Wir müssen gegen die 
Politik der Regierungen und der Europä-
ischen Union ankämpfen, die im Namen 
der Entwicklung behaupten, dass ihre 
aggressiven ideologischen Standpunkte 
für alle gut seien. 
 
Wir müssen diese Diskurse weiterhin 
grundlegend diskreditieren. Es gibt 
Hoffnungszeichen, aber sie sind noch 
schwach.  
Versammlungen wie die heutige werden 
dazu beitragen, so hoffe ich, unsere Ent-
schlossenheit und unsere Mittel im 
Kampf zur Untergrabung der liberalen 
Ideologie zu stärken. 
 
Übersetzung: ehrenamtliche Übersetze-
rInnen Uta Novak, Karin Vogt,  
coorditrad@attac.org   
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Alexis Passadakis, attac-AG Welthandel & WTO 

Kein Ergebnis, ist das beste Ergebnis 
– die Juli-Tagung des Allgemeinen Rats der WTO endet ohne Abschlusserklärung 

 
Die Juli-Tagung des Allgemeinen Rates der 
WTO endetet ohne Abschlusserklärung. 40 
Attac-AktivistInnen fuhren nach Genf, um 
gemeinsam mit AktivistInnen aus aller Welt 
die Illegitimität einer Organisation aufzuzei-
gen, die die Interessen der transnationalen 
Konzerne, insbesondere aus dem Norden, 
durchsetzt und eine ungerechte Welthan-
delsordnung zementiert und ausbaut. 
 
Die Zeit bis zur Ministerkonferenz der WTO 
vom 13. -18. Dezember in Hong Kong wird 
langsam knapp. Die Juli-Tagung des Allge-
meinen Rats der WTO sollte die laufenden 
Verhandlungen der Doha-Runde voranbrin-
gen und erste Zwischenergebnisse festklop-
fen. Tatsächlich jedoch ließ der scheidende 
WTO-Generalsekretär Supachai verkünden, 
dass aufgrund zu unterschiedlicher Positio-
nen ein Abschlussdokument nicht zustande 
gebracht werden konnte. Die Freude unter 
den WTO-GegnerInnen war groß. Allerdings 
könnte die gegenwärtige „Krise“ der Ve r-
handlungen weniger Resultat einer tatsächli-
chen Blockade sein, als viel mehr ein takti-
sches Manöver, um den Verhandlungsdruck 
auf die Delegierten zu erhöhen. So zumin-
dest der Verdacht von Walden Bello (siehe 
S.15). 
Wie immer auch die Kaffeesatzleserei bei 
einzelnen Verhandlungsphasen der Handels-
runde aussieht, die grundsätzlichen Konflik-
te innerhalb der Organisation sind greifbar: 
vor allem zwischen Nord und Süd. Und auch 
wenn in diesem Juli beim Allgemeinen Rat 
noch kein Papier vorgelegt wurde, die von 
den Industriestaaten gewünschten Ergebnis-
se zeichnen sich klar ab. Im Kern der Ve r-
handlungen geht es um Marktzugang: bei 
Industrieprodukten, Rohstoffen, Dienstleis-
tungen und Agrargütern. 
 
Vor allem Landwirtschaft und NAMA (non-
agricultural market access = Industriegüter + 
Rohstoffe) standen in Genf auf der Agenda. 
Im Agrarbereich steht die Frage, wie Zoll-
sätze gesenkt werden sollen. Mitglieder wie 
Japan die EU, die ihre Agrarmärkte stark 
geschützt haben, sehen sich von radikalen 
Liberalisieren wie die USA und Australien 
unter Druck gesetzt, lehnen aber auch einen 
Kompromissvorschlag von Ländern wie 
Brasilien und Indien hartnäckig ab.  
 
Beim zweiten Fokus der Verhandlungen im 
Bereich NAMA sind die Lager entlang der 
Linie von Süd und Nord gespalten. Eine 
Einheitsfront der Industriestaaten drängt auf 

radikale Zollsenkungen im Süden, wo die 
Zölle deutlich höher sind (etwa durchnittlich 
40% im Vergleich zu ca. 2-3%). Die Folgen 
für den Süden allerdings wären dramatische 
De-Industrialisierungsprozesse, aufgrund 
starker Konkurrenz durch transnationale 
Konzerne aus dem Norden. Zusätzlich wür-
den viele arme Länder auf eine für sie ganz 
zentrale Einnahmequelle verzichten. Ent-
sprechend ablehnend zeigt sich z.B. Indien, 
das immer wieder hervorhebt, dass die Vo r-
schläge des Nordens nicht konsensfähig sind 
– obwohl die EU und die USA genau dies 
seit Monaten hatten glauben machen wollen. 
 
Auch wenn das GATS im Juli in Genf keine 
große Rolle spielte, ist auch hier der Ver-
handlungsdruck hoch. Inzwischen haben fast 
alle großen Staaten Angebote für die Libera-
lisierung einzelner Dienstleistungsbereiche 
abgegeben. Aber auch hier wird der Druck 
erhöht: die EU schlagen – vermutlich in Ab-
sprache mit den USA – ein neues Verhand-
lungs-verfahren (Benchmarking) vor, bei 
dem eine Mindestanzahl von Sektoren ge-
öffnet werden muss. 
Auf allen Feldern der Handelsgespräche sind 
insbesondere die armen Länder in einer de-
fensiven Position. Kein Abkommen in Hong 
Kong im Dezember, wäre daher die beste 
Option. 
 
„They can run, but they can't hide.“ 
 
Auf die Erfahrung, dass zwei Ministerkonfe-
renzen ergebnislos abgebrochen werden 
mussten – Seattle 1999 und Cancun 2003, 
reagierte die Organisation zum einen damit, 
dass diese hochrangigen Verhandlungen an 
gegenüber Protest gut abgeschottete Orte 
wie Doha/Quatar (2001)verlegt wurden. 
Zum zweiten wurde erkannt, dass mit einer 
Verlagerung wichtiger Gespräche nach Genf 
der medialen und zivilgesellschaftlichen 
Aufmerksamkeit entflohen werden konnte. 
So kam es dazu, dass im Juli 2004 ungestört 
von Demonstrationen und kritischer Bericht-
erstattung das so genannte Juli-Paket im 
Rahmen des Allgemeinen Rats der WTO 
geschnürt und durchgedrückt werden konnte. 
Nur etwa ein Dutzend NGO-VertreterInnen 
waren zu dieser Zeit in der Diplomatenstadt 
präsent, die verzweifelt bemüht waren, Ge-
genöffentlichkeit zu der Propaganda der 
WTO-Maschinerie zu schaffen. Mitverant-
wortlich für dieses Überrumpeln der Öf-
fentlichkeit, aber auch vieler Entwicklungs-
länder, war übrigens Pascal Lamy, der frisch 

inaugurierte WTO-Generalsekretär. Als da-
maliger EU-Handelskommissar erwies er 
sich immer als treuer Vertreter europäischer 
von Konzerninteressen (Kurzdossier über 
Lamy unter: 
www.attac.de/wto/lamy0805.php). 
 
Auf diese neue Verhandlungstaktik reagier-
ten die GlobalisierungskritikerInnen prompt 
mit einem „Peoples' Coucil“, der zum All-
gemeinen Rat vom Juli dieses Jahres mehre-
re hundert Aktivisten aus Nord und Süd von 
Nichtregierungsorganisationen und aus sozi-
alen Bewegungen versammelte – darunter 30 
kämpferische koreanische Kleinbauern und -
bäuerinnen, sowie eine Delegation von nor-
wegischen LandwirtInnen, die bereits über 
einen Monat zuvor in Trondheim aufgebro-
chen waren, um die etwa 2.000 Kilometer 
nach Genf zurückzulegen. Noch gab es an-
lässlich dieser Tagung eines Allgemeinen 
Rates der WTO keinen „Gipfelsturm“. Ob 
die bisherigen zivilgesellschaftlichen Struk-
turen in Genf und von außerhalb mit 
Kontakten zur dortigen Szene regelmäßig 
und dauerhaft organisieren können, bleibt 
fraglich. Aber unbeobachtet und ungestört 
finden Handelsverhandlungen in Genf nicht 
mehr statt. 
 
Trotzdem ist offensichtlich, dass WTO-
kritische Politik in Europa bisher ohne eine 
breite soziale Basis auszukommen hat. Ins-
besondere in Deutschland ist der Konsens 
über die angebliche Notwendigkeit einer 
wettbewerbsfähigen exportorientierten Wirt-
schaft bisher kaum hinterfragt und bis in die 
Gewerkschaften hinein fest verankert. Somit 
ist auch gleich, wer die Regierung stellt: die 
Freihandelspolitik bleibt, denn Macht haben 
die transnationalen Konzerne. 
 
Die Attac-Kampagne gegen die WTO-
Ministerkonferenz im Dezember in Hong 
Kong steht zum einen vor der Aufgabe, ent-
lang dem Attac-klassischen Anspruch, „öko-
nomische Alphabetisierung“ zu betreiben 
und langfristig eine Verbindung hiesiger (lo-
kale) soziale Kämpfe mit den Auseinander-
setzungen um WTO-Politik herzustellen. Für 
Hong Kong wäre es ein großer Erfolg, wenn 
keine Verschärfung der WTO-Abkommen 
beschlossen würde: „Hong Kong platzen las-
sen!“ lautet daher unser Motto. 
                                                                                 
Links: Hong Kong Peoples' Alliance: 
www.hkpa-wto.org/ 

 
Attac De, AG Welthandel und WTO: www.attac.de/wto 

Viele Hintergrundsinfos: http://www.attac.de/wto/hintergrund_thomas 
Zum Inhalt der Verhandlungen in Genf: http://www.attac.de/wto/hongkong-files/FAQ-allgemeiner-rat.pdf 

Zum 10. Jahrestag der Welthandelsorganisation http://www.attac.de/wto/10awto_cd.pdf 
GATS: http://www.attac.de/wto/flugblatt/GATS-Ansicht.pdf 

2. Rundbrief der AG Welthandel :  http://www.attac.de/wto/hongkong-files/hk-rundbrief02.pdf 
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Walden Bello* 
 

Sind die WTO-Gespräche in Schwierigkeiten?  
Man sollte nicht darauf wetten 

Wie ist der aktuelle „Spielstand“ in Genf? 
 

Einige Gruppen der Zivilgesellschaft jubelten über das Scheitern der jüngsten Vollversammlung der Welt-Handels-
Organisation (WTO). Sie fürchten aber, dass die Ministerkonferenz in Hong Kong zu einem Verhandlungsergebnis ver-
dammt ist, das den Interessen der Entwicklungsländer nur schaden kann. Denn der Vollversammlung im Juli gelang es 
nicht, substantielle Übereinkünfte in irgendeinem wichtigen Verhandlungsgegenstand zu erzielen. Sei es über landwirt-

schaftliche oder nicht-landwirtschaftliche Produkte oder über Dienstleistungen. 
 

Tatsächlich haben die meisten Beobachter, 
einschließlich der Medien, die Unfähigkeit 
die „Juli-Annäherungen“ zu erreichen, als 
einen deutlichen Rückschlag betrachtet da-
für, im Dezember in Hong Kong ein erfolg-
reiches Ministertreffen sicher zu stellen. Die 
Erklärungen einiger WTO-Hauptakteure 
scheinen dem Gewicht zu verleihen. Die 
Bemerkung des scheidenden Generaldirek-
tors Supachai Panitchpakdi, dass der Stand 
der Gespräche „enttäuschend, aber nicht ka-
tastrophal“ sei, wurde von manchen eher als 
beschönigende Beurteilung verstanden, die 
den tatsächlich traurigen Stand der Dinge zu 
verschleiern. Ebenso die Erklärung der Vo r-
sitzenden der Vollversammlung, Botschafte-
rin Amina Mohamad aus Kenia, „es gibt 
keine „Krise“ in den Verhandlungen – wir 
brauchen den Alarmknopf nicht drücken.“ 
 
Es drängt sich der starke Verdacht auf, dass 
diese Erklärungen weniger den aktuellen 
Standes der Verhandlungen beschreiben, als 
vielmehr rhetorische Übungen sind, welche 
die Delegierten zur Eile antreiben sollen in 
einem Prozess, der kaum noch als in einer 
Pattsituation zu beschreiben ist. 
 
Es ist sicherlich erleichternd, dass die Juli-
Annäherungen nicht zustande gekommen 
sind, aber wie groß war der Rückschlag 
wirklich? Sind die Delegationen wirklich an 
diesem Punkt so weit von einander entfernt? 
 
Sicher, bei den Themen, welche die Interes-
sen der Entwicklungsländer berühren, wie 
die spezielle und differenzierende Behand-
lung (special and differential treatment = 
SDT) und ihre Implementierung, gibt es 
kaum irgendeine Bewegung. Die spezielle 
und differenzierende Behandlung, zum Bei-
spiel, bewegt sich nicht, wegen der intransi-
genten Haltung der Europäischen Union 
(EU). Die Bedingung der EU für jeden Fort-
schritt in den Verhandlungen ist die Zu-
stimmung durch den Block der Entwick-
lungsländer zu einer Aufwertung jener wei-
ter entwickelten Volkswirtschaften wie In-
dien und China, welche damit aus der Reihe 
der Länder herausfallen, welche die Bedin-
gungen für SDT erfüllen. Die meisten Ent-
wicklungsländer sehen dies in der Hauptsa-
che als eine Finte an, um sie gegeneinander 
auszuspielen, um SDT als ein Handlungs-
prinzip der WTO zu eliminieren. 

 
 

 
KANN MODUS 4  
DIE VERHANDLUNGEN  
VORAN BRINGEN? 
 
Aber es gibt auch Besorgnis erregende Ent-
wicklungen in anderen Bereichen, in denen 
die entwickelten Länder starke Interessen 
haben. Es wurde unlängst viel hergemacht 
über den Widerstand der Entwicklungslän-
der gegen einen Vorschlag der Europäischen 
Union über einen „Bewertungsplan“ – das 
bedeutet folgendes: Angebote für Dienstleis-
tungen haben quantitative und qualitative 
Kriterien für eine echte und signifikante 
Marktöffnung zu erfüllen, um als gültig be-
wertet zu werden. Jedoch scheinen die Zah-
len eine andere Sprache über die Positionen 
der Entwicklungsländer zu sprechen. Es lie-
gen derzeit rund 70 Eröffnungsanträge von 
95 Mitgliedsländern und rund 30 abgeänder-
te Anträge auf dem Tisch – sicher ein großer 
Sprung von den 47 Ländern, die zu Anfang 
dieses Jahres Anträge gestellt hatten. Die 
Regierungen der entwickelten Länder wink-
ten ab, mit der Bemerkung, dass eine bedeu-
tende Anzahl dieser Anträge nicht bedeut-
sam seien und keine deutliche Marktöffnung 
brächten. Sie dienen größtenteils nur der 
Verhandlungstaktik. Wahrscheinlicher ist, 
dass manche Anträge der Entwicklungslän-
der bedeuten, dass sie verhandeln wollen, 
aber sich nicht in die Karten blicken lassen 
wollen, bevor die entwickelten Länder ernst 
zu nehmende Signale setzten, wie zum so 
genannten Modus 41 des Allgemeinen Ab-
                                                                 
1 Gestattet es ausländischen Unternehmen, Verträge 
zur Dienstleistungserbringung zu schließen und die 
Arbeiter hiefür selbst bereitzustellen. 

kommens über den Handel mit Dienstleis-
tungen (General Agreement on Trade in 
Services = GATS), der die Freizügigkeit na-
türlicher Person regelt. 
Indien zum Beispiel, ein bedeutender Expor-
teur von Arbeitskräften in Länder des Nor-
dens, benützt offensichtlich den Modus 4 als 
Angelpunkt seiner generellen Verhandlungs-
strategie. Zugeständnisse beim Modus 4 von 
Seiten der EU und der USA in Gestalt von 
liberaleren Einreise- und Aufenthaltsrege-
lungen für Fachkräfte wird die Regierung 
wahrscheinlich nachgiebiger bei den Ve r-
handlungen über Landwirtschafts- und In-
dustriezölle machen. Wie der Analytiker 
Benny Kuruvilla von ‚Focus on the Global 
South’ feststellt, „Indiens Forderungen zu 
Modus 4 sind tatsächlich sehr zahm – es ist 
schon zufrieden, wenn die USA ihre beste-
henden Zusagen zur Arbeitsgenehmigung 
der Kategorie H-1 B einhält. Es besteht tat-
sächlich die Gefahr, dass die USA Indien 
eine Weile hinhält, dann nachgibt, und In-
dien an diesem Punkt nur zu froh sein wird 
bei anderen Themen Kompromisse einzuge-
hen.“ 
 
Aber Indien ist nicht das einzige Land mit 
einem außergewöhnlichen Interesse an einer 
Liberalisierung im Modus 4. Für andere be-
deutende Arbeitskraft-Exporteure wie die 
Philippinen und Bangladesch sind Zuge-
ständnisse zum Modus 4 durch die USA und 
EU wichtig und das hat wahrscheinlich 
Auswirkungen auf ihre Stellung zu anderen 
Themen. 
 
Die offizielle Haltung der USA zu diesem 
Punkt ist, dass sie nicht allzu viel Flexibilität 
haben, wenn es um Modus 4 geht, eine Er-
klärung, die zum Teil für den Gebrauch da-
heim bestimmt ist, wegen der starken Res-
sentiments gegen die Zuwanderung im eige-
nen Land. Aber dies ist überwiegend ein Teil 
der Verhandlungsposition, wie es der 
Dienstleistungsexperte Tony Clarke vom 
Polaris -Institute darstellt.„Fraglos wollen die 
USA und die EU den Modus 4 umsetzen im 
Interesse ihrer Klientel, der Konzerne, an 
möglichst vielen billigen Arbeitskräften. 
Tatsächlich betreibt die US Koalition der 
Dienstleistungsindustrie massive Lobbyar-
beit, um Washington zur Liberalisierung des 
Zuganges für Facharbeiter zu bewegen“. 
Aus all diesen Gründen, warnt Clarke, 
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„könnte Modus 4 sich entweder förderlich 
oder hinderlich für eine Vereinbarung erwei-
sen.“ 
 
 
KEINE BEWEGUNG BEI NAMA? 
 
Gibt es wirklich keine Bewegung im Bereich 
des Marktzuganges für nicht-
landwirtschaftliche Produkte (=Marktzugang 
für Industriegüter, Non-Agricultural Market 
Access = NAMA)? Wiederum, wie bei den 
Dienstleistungen, scheinen die Verhandlun-
gen vordergründig gekennzeichnet von lau-
ter Meinungsverschiedenheiten über For-
meln zur Zollsenkung, über die Berechnung 
der Zölle, und der Anwendung des Prinzips 
der unvollständigen Wechselseitigkeit und 
der speziellen und differenzierten Behand-
lung. Jedoch, bei näherem Hinsehen, gibt es 
besorgniserregende Zeichen einer Annähe-
rung der verschiedenen Standpunkte: 
- Trotz anfänglichen Murrens nach der 

Rahmenvereinbarung vom Juli 2004, ha-
ben die Entwicklungsländer den „Derbez-
Text“2, den sie in Cancun abgelehnt hat-
ten, als Grundlage für Verhandlungen ak-
zeptiert, wie in der Rahmenvereinbarung 
vorgeschlagen. 

- Es gibt jetzt Übereinstimmung über eine 
nicht-lineare Formel zur Zollermäßigung 
nach der Schweizer Formel 3, die auf alle 
Produkte angewandt werden kann und die 
höhere Zölle einer proportional größeren 
Ermäßigung unterwirft als niedrige Zölle. 
Damit wären viele Entwicklungsländer 
benachteiligt, die relativ höhere Zölle an-
wenden als entwickelter Länder auf viele 
industrielle Schlüsselprodukte. Eine For-
mel nach dem Muster der Uruguay-Runde 
wird nicht einmal diskutiert. Sie brächte 
eine durchschnittliche Zollermäßigung 
quer durch die Industrie; sie überlässt es 
aber den nationalen Autoritäten Sätze für 
besondere Produkte zu bestimmen. Hätten 
die Entwicklungsländer eine Wahlmö g-
lichkeit, würden sie das weniger ableh-
nend betrachten als die Schweizer Formel. 

 
Die entwickelten Länder bringen den Ve r-
handlungspositionen der Entwicklungsländer 
sehr wenig Sympathie entgegen. Sie wollen 
durch die Anwendung des Prinzips der „un-
vollständigen Wechselseitigkeit“ und der 
„speziellen und differenzierten Behandlung“ 
auf Grund verschiedener Stufen der wirt-
schaftlichen Entwicklung einen deutlichen 
Grad des industriellen Protektionismus bei-
behalten. Damit war der Verhandlungsspiel-
raum der Entwicklungsländer zunehmend 
eingeengt. Sie sind gezwungen die für sie 
beste nicht-lineare Formel vorzuschlagen, 
                                                                 
2 Dieser Text wurde am 13. September 2003 vom 
Vorsitzenden der 5. Ministerkonferenz in Cancún – 
dem mexikanischen Außenminister Derbez – den 
teilnehmenden Ministern als neues Kompromissdo-
kument vorgelegt. 
3 Erklärung: 
http://europa.eu.int/comm/trade/gentools/glo2cont_d
e.htm  

welche die Auswirkungen einer vollständi-
gen Liberalisierung zwar verringern, aber 
nicht grundsätzlich vermeiden würde. Die 
jüngste vorgelegte Formel ist der so genann-
te „pakistanische Kompromiss“. Damit wir 
der durchschnittliche Zolltarif als Faktor in 
die Formel eingeführt mit einem Koeffizien-
ten von 6 für Entwicklungsländer und einem 
von 30 für entwickelte Länder. Dies würde - 
dem pakistanischen Vorschlag zufolge -  die 
Produktkosten für alle deutlich verringern 
(ein Anliegen der entwickelten Länder), die 
Preise innerhalb einer jeden Gruppe harmo-
nisieren (ein Ziel der WTO) und weiterhin 
wenigstens einen Teil des Abstands zwi-
schen den durchschnittlichen Zollsätzen 
zwischen der Gruppe der entwickelten und 
der sich entwickelnden Länder beibehalten 
(ein Anliegen der Entwicklungsländer). 
  
Natürlich halten einige Entwicklungsländer 
daran fest, dass neben der Formel für die 
Zollermäßigung die Prinzipien der unvoll-
ständigen Wechselseitigkeit und des SDT 
auch das Maß für die Liberalisierung der 
Zolltarife für die Entwicklungsländer 
bestimmen sollten.  
Es scheint aber, dass der jetzige Schwung in 
Richtung auf eine Einigung über die Koeffi-
zienten in der Formel geht. Es ist wahr-
scheinlich, dass der pakistanische Vorschlag 
– den niemand direkt verwarf, obwohl einige 
Industrieländer wie die USA sich beschwer-
ten, dass die Kluft zwischen den Koeffizien-
ten für entwickelte und sich entwickelnde 
Länder zu weit sei - oder irgendetwas Ähnli-
ches die Basis für die NAMA-Gespräche 
sein wird, wenn sie im September wieder 
aufgenommen werden. Wie ein Analyst, der 
die NAMA-Verhandlungen unmittelbar ver-
folgte, berichtet, "Laut einigen Leuten in 
Genf hat es die pakistanische Formel wahr-
scheinlicher gemacht, dass die Verhandlun-
gen nunmehr lediglich über unterschiedliche 
Koeffizienten innerhalb einer einfachen 
Schweizer Formel sein wird, nicht über an-
dere Formeltypen oder breitere Alternativen. 
Dies würde alle einer Einigung näher brin-
gen, aber es gibt immer noch viel zu verhan-
deln, da Entwicklungsländer nach einem 
größeren Unterschied zwischen den Koeffi-
zienten rufen werden als die USA und die 
EU bereit sein werden zuzugestehen.“ 
 
Auf jeden Fall war es mehr als Rhetorik als 
der stellvertretende US Handelsdelegierte 
Peter Allgeier am 28. Juli die folgende opti-
mistische Erklärung abgab: „Der vor uns 
liegende Weg zum NAMA ist viel deutli-
cher, aufgrund der Arbeit, die in den vergan-
genen Wochen getan wurde... Mehrere kon-
struktive Ideen liegen auf dem Tisch. Es gab 
von allen Seiten Signale von Flexibilität um 
die richtige Formel zu finden und Koeffi-
zienten anzuwenden, um konkrete Möglich-
keiten für den Marktzugang zu schaffen. Wir 
müssen im September schnell die Signale für 
eine Annäherung umsetzen in Kompromisse, 
die allen nützen.“ 
 
 

LANDWIRTSCHAFT: 
BESORGNISERREGENDE 
ENTWICKLUNGEN 
 
Die Landwirtschaft jedoch ist der Schlüssel 
entweder zum Fortschritt oder zum Zerfall. 
Ohne Bewegung bei den Verhandlungen ü-
ber die Landwirtschaft, wird die Bewegung 
in den anderen Bereichen nicht in ein erfolg-
reiches Liberalisierungspaket in Hong Kong 
umgesetzt werden können. 
 
Es bewegt sich kaum etwas bei den heimi-
schen Agrarsubventionen – eine der drei 
„Säulen“ des Landwirtschafts-Abkommens 
(Agreement on Agriculture = AoA), neben 
Exportwettbewerb und Marktzugang.  
Versuche, die „Blaue Kategorie“ und die 
„Grüne Kategorie“ zu reformieren - sie be-
schreiben die Kategorien der Subventionen, 
die von den Kürzungen durch das AoA aus-
genommen sind -, scheiterten an der ableh-
nenden Haltung der EU und der USA. Tat-
sächlich versuchen die USA die „Blaue Ka-
tegorie“ auszuweiten, um einen Großteil der 
190 Milliarden US $ unterzubringen, die mit 
der US Farm Bill des Jahres 2002 genehmigt 
wurden. Dies gab dem EU Handelskommis-
sar Peter Mandelson die Gelegenheit, sich in 
seiner Stellungnahme moralisch zu entrüs-
ten, die USA sollten die Initiative zu Sub-
ventionskürzungen ergreifen. Allerdings ist 
das Niveau der Agrarsubventionierung in der 
EU gegenwärtig höher als in den USA, aber 
es fällt, während das der US „unreformiert“ 
sei und „wachse, als ein Ergebnis der Farm 
Bill von Präsident Bush“. Aber das ist ein 
Fall vom „Splitter im Auge des anderen, 
während ein Balken im eigenen Auge...“. 
Die EU hat keinerlei Absicht, ihre eigenen 
Subventionen zu kürzen, ob sie nun durch 
die Blaue Kategorie oder die Grüne Katego-
rie strömen. 
 
Andere schwierige Themen bleiben unge-
löst, darunter die Forderung der Gruppe der 
33 für eine Positivliste „spezieller Produkte“ 
(SP) oder Handelswaren, für die es keine 
deutliche Zollermäßigung geben soll, und ihr 
Vorschlag für einen „speziellen Schutzme-
chanismus“ (SSM), die es den Entwick-
lungsländern gestatten würde Zölle anzuhe-
ben, um sich selbst gegen Dumping zu 
schützen.  
 
Leider gibt es jedoch Bewegung bei den 
beiden anderen Säulen der Verhandlun-
gen: Exportwettbewerb und Markzugang. 
 
Der wichtigste Schlüssel zu den Verhand-
lungen über die „Säule“ Exportwettbewerb 
ist für viele Länder das Datum und der Zeit-
plan der EU für das versprochene Ausklin-
gen ihrer Exportsubventionen. Ein Thema 
mit düsteren Möglichkeiten, wie wir unten 
sehen werden. 
 
Mehr noch – auf der WTO „Mini-
Ministerkonferenz“ in Dalian in China, am 
12. und 13. Juli, hat die Gruppe der 20 Ent-
wicklungsländer einen Vorschlag auf den 



--------------------------------------------------------------------------------------------------------      Sand im Getriebe Nr. 46     Seite 17 

Tisch gelegt, der manchen als Grundlage 
erschien für einen Durchbruch beim Thema 
Marktzugang für eine liberalisierten Agrar-
markt. Der Vorschlag der G-20 würde die 
Länder der Welt in fünf Bandbreiten unter-
teilen, wobei jedem Band unterschiedliche 
Sätze für die Liberalisierung der Zölle zuge-
ordnet würden. In jedem Band würden ein-
heitliche Ermäßigungsraten für alle Produkte 
festgelegt. Produkte in den höheren Band-
breiten, also Produkte mit höheren Anfangs-
Zoll-Tarifen, würden in größeren Raten er-
mäßigt als solche in den niedrigeren Band-
breiten. Zusätzlich würden alle Zölle mit 150 
% für Entwicklungsländer und 100 % für 
entwickelte Länder gedeckelt.  
 
Nach der Konferenz in Dalian, sagte der US-
Handelsbeauftragte Robert Portman, „Wir 
haben ein Rahmenwerk.“ Die EU-
Landwirtschafts-Kommissarin Marianne Fi-
scher-Boll bestätigte dies, sie nannte den 
Vorschlag eine „gute Grundlage für die zu-
künftige Arbeit“. Sie fügte allerdings hinzu, 
dass die EU ein System mit nur drei Band-
breiten bevorzugen würde. Wenn im Sep-
tember die Verhandlungen wieder aufge-
nommen werden, wird dieses Rahmenwerk 
wahrscheinlich übernommen. Allerdings 
wird sich die Debatte von den Modalitäten 
weg bewegen hin zur Frage welches Lang 
gehört in welches Band und in welchen Ra-
ten werden die Zölle reduziert. 
  
Kurzum, trotz des Patts bei den heimischen 
Subventionen, gibt es eine besorgniserre-
gende Bewegung bei zwei der drei Säulen 
der Agrarverhandlungen und dies könnte 
Schwung bringen, nicht nur für die ungelös-
ten Fragen in den Agrarverhandlungen, son-
dern könnte auch den Weg freimachen zu 
Abkommen in den anderen Verhandlungs-
themen wie NAMA und Dienstleistungen. 
 
 
DER „LAMY FAKTOR“      
 
Eine Veränderung bei der Beschleunigung 
der Verhandlungen könnte der „Lamy -
Faktor“ bewirken. Der neue Generaldirektor, 
neu im Amt, ein exzellenter Unterhändler, 
ist auch ein sehr geschickter Politiker. 
Auf dem Weg zur Spitze der WTO schmie-
dete er eine Nord-Süd-Allianz, die das Lager 
des Südens spaltete und seine drei Rivalen, 
alle aus Entwicklungsländern, im Staub lie-
gen ließ. Tatsächlich ist die Vermutung in 
Genf weit verbreitet, selbst unter den Dele-
gationen der Entwicklungsländer, dass La-
my, früherer EU Handelskommis sar, der 
rechtmäßige Thronfolger sei. Seine Förderer 
findet man von Brüssel über Washington bis 
hin zu den am wenigsten entwickelten Län-
dern (LDC). Er pflegte gute Beziehung zu 
einflussreichen Nicht-Regierungs-
Organisationen (NRO). Barbara Stocking 
von Oxfam (eine britische Organisation) lob-
te ihn als die Schlüsselperson für die EU-
Initiative „Everything but Arms“ (EBA – 
alles außer Waffen), die den zollfreien Zu-
gang für landwirtschaftliche Produkte aus 

den am wenigsten entwickelten Ländern for-
dert. 
 
Für andere ist Lamy ein wirklich geschickter 
Manipulator, der letztendlich die Interessen 
der EU und des entwickelten Nordens ver-
tritt, während er Sympathie für Entwick-
lungsländer ausstrahlt. Die Initiative EBA 
illustriert es: es gibt eine lange Einführungs-
phase – bis 2009 – für Schlüsselexporte wie 
Reis, Bananen und Zucker. Es ist auch eine 
ständige begleitende Überprüfung und Revi-
sion vorgesehen. Die Initiative wird nur auf 
landwirtschaftliche Produkte angewandt, 
dadurch werden Anreize und Befähigungen 
zur Diversifizierung und Industrialisierung 
behindert. Ein Zeugnis für Lamys Verhand-
lungsgeschick und seine wirksame PR: Es 
gelang ihm, vielen Regierungen von LDCs  
ein riskantes Abkommen als bedeutsamen 
Sieg zu verkaufen und manche NROs des 
Nordens dazu zu bringen, die europäische 
Landwirtschaftslobby anstatt sich selbst für 
dessen einschränkenden Elemente verant-
wortlich zu machen. 
 
Auf jeden Fall kennt Lamy die Risse im 
Block der Entwicklungsländer, zum Beispiel 
zwischen den G-20, G-33 und den LDCs, 
und er wird nicht zögern diese zu nützen, um 
ein sich weit reichendes Abkommen durch-
zudrücken. Er kennt sich auch aus in der 
Welt der NROs und wie man sie spalten 
kann in „Reformer“ und „Radikale“ wie man 
das im WTO-Sekretariat bezeichnet. Mehr 
noch, er ist ein Mann mit einem Auftrag: Für 
ihn war Cancun ein Scheitern und eine Er-
niedrigung: er wird in Hong Kong eine Um-
kehr des Ergebnisses anstreben. 
 
 
ALBTRAUM SZENARIO 
 
Welches Szenario könnte zu einer erfolgrei-
chen Ministerkonferenz führen? 
 
Eine mögliche Entwicklung: In der Vorbe-
reitungsphase zur Rats-Vollversammlung im 
Oktober, verkündet der EU-Kommissar für 
Handel Mandelson einen Fahrplan für das 
Auslaufen der EU-Exportsubventionen. Die 
Ankündigung ist nicht ohne Zusammenhang 
mit einer Anmerkung des US-
Handelsbeauftragten Portman auf einer Pres-
sekonferenz, dass man „offen“ ist auch wei-
terhin noch zu spezifizierende Regelungen 
für die Nahrungsmittelhilfen und Exportstüt-
zungen auszuhandeln, zwei Kanäle der Ex-
portsubventionierung, die der EU sehr wich-
tig sind. Diese „Oktoberüberraschung“ ist 
nach Ansicht mancher Analytiker so überra-
schend nicht. Der Genfer Aktivist Jacques 
Chai Chomthongdi von „Focus on the Glo-
bal South“ sagte „Ich denke sie [die Europä-
er] wissen schon das Datum, es ist nur eine 
Frage der Wahl des richtigen Zeitpunktes, 
wann die Erklärung den größten Effekt ha-
ben wird.“ 
 
Tatsächlich hat die Ankündigung – obwohl 
das Datum weit in der Zukunft liegt, in etwa 

2015, und im klein Gedruckten an Bedin-
gungen geknüpft ist – einen dramatischen 
Effekt und übt enormen Druck auf die Ent-
wicklungsländer aus, einem Kompromiss bei 
den Verhandlungen über den Marktzugang 
zuzustimmen. Es wird Brasilien zufrieden 
stellen, da es unterm Strich bei den Verhand-
lungen die Aufhebung der EU-
Exportsubventionen erreichen will. Mehr 
noch, tief in einen Korruptionsskandal im 
eigenen Land verwickelt, klammert sich die 
Regierung Lulas an diese Entwicklung, um 
als Triumph für die Menschen Brasiliens 
hinauszuposaunen, was in Wahrheit eher ein 
Zugeständnis an die brasilianische Agrar-
Industrie is t. Auf jeden Fall entmutigt diese 
Ankündigung Brasilien, in anderen Verhand-
lungsbereichen allzu aggressiv zu feilschen. 
 
Die Wirkung dieses Schachzuges wird kaum 
abgefedert, wenn Lamy verkündet, dass die 
EU und die USA entschieden haben, kleine-
re Zugeständnisse bei der Liberalisierung der 
Einreise- und Aufenthaltsregeln für Fachar-
beiter aus Entwicklungsländern zu gewäh-
ren. Bei der verzweifelten Suche nach einem 
Sieg, den es zuhause triumphierend vorwei-
sen kann, überzeugt sich die indische Regie-
rung selbst, dass ihre Hauptanliegen berück-
sichtigt wurden. Das wirkt sich auf ihre Hal-
tung in anderen Verhandlungsbereichen aus. 
 
Nachdem den Entwicklungsländern die 
Gründe für aggressive Aktionen abhanden 
kamen, bleiben rhetorische Gebärden der 
beiden wichtigsten Führer, damit ziehen sie 
sich zurück auf eine anpassungswilligere 
Haltung bei den Verhandlungen. Eine kriti-
sche Masse von Ländern fordern Angebote 
mit „besseren Qualität“ für die Verhandlun-
gen am Dienstleistungssektor. Die NAMA-
Verhandlungen beschleunigen sich, basie-
rend auf dem Vorschlag Pakistans und die 
Diskussionen über den Zugang zum Agrar-
markt nähern sich einem Abschluss. 
 
Das Gerangel zwischen den USA und der 
EU um Blaue Kategorie und Grüne Katego-
rie Subventionen wird noch etwas länger 
weiter gehen, aber beide Seiten werden von 
Lamy daran erinnert, dass sie sich eine Wie-
derholung von Seattle nicht wünschen, wo 
die Kluft zwischen der EU und den USA 
beim gleichen Thema einer der Faktoren 
war, welche die dritte Ministerkonferenz von 
1999 scheitern ließ. Beide Seiten einigen 
sich auf eine Formel, um das Gesicht zu 
wahren. Sie setzen lockere Deckel auf einige 
unbedeutende Subventionen, die durch die 
Blaue Kategorie und die Gelbe Kategorie. 
Mit anderen Worten, es gibt keine Verände-
rung beim Status Quo der Säule heimischer 
Subventionen. Dies bedeutet die Märkte der 
Entwicklungsländer werden weiter über-
schwemmt. 
 
Für die Vollversammlung am 19. und 20. 
Oktober kündigt Lamy an, dass eine wesent-
liche Einigung für die Landwirtschaft, für 
den NAMA und für die Dienstleistungen 
erreicht wurde. Die Vollversammlung 
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schlägt eine Zustimmungserklärung vor, 
welche die Schlüsselpunkte eines Überein-
kommens in diesen Bereichen bestätigt. Es 
soll als Entwurf für die Erklärung zur Minis-
terkonferenz in Hong Kong dienen. Lamy 
sagt, dass nur noch Bereinigungen übrig 
blieben – was bedeutet, dass nur noch Ab-
kommen über weniger strittige Punkte zu-
sammen geführt werden müssen, wie spe-
zielle Produkte,  spezielle Schutzmecha-
nismen, staatliche Handelsunternehmen, 
Nahrungsmittelhilfe, spezielle und differen-
zierende Behandlung und deren Implemen-
tierung. 
 
Bis Anfang Dezember werden die Entwick-
lungsländer in unfaire Abkommen über so 
genannte Rest-Themen zusammen getrieben 
worden sein. Lamy wird den G-33 und den 
NROs erzählen, dass ein zahnloses Abkom-
men über spezielle Produkte und spezielle 
Schutzmechanismen, das der EU und den 
USA erlaubt, „spezielle Produkte“ von deut-
lichen Zollsenkungen auszunehmen, sei das 
Beste, was sie unter den gegebenen Umstän-
den erhalten könnten. Die mächtigen Han-
delsriesen werden eine Kampagne starten, 
um die Vorbehalte der Entwicklungsländer 
als Hindernisse für die Bemühungen zu 
schildern, eine blühende Weltwirtschaft zu 
erreichen, so wie sie es im Vorfeld zur Mi-
nisterkonferenz in Doha im November 2001 
getan haben. 
 
Eine Erklärung ohne Klammern wird der 
Ministerkonferenz in Hong Kong vorgelegt 
werden, und Lamy wird triumphierend ver-
künden, dass, während eine Reihe von An-
gelegenheiten noch der letzten Klärung be-
dürften, die Doha-Runde praktisch abge-
schlossen sei, und er wird darauf drängen, 
dass die Welt zu einer neuen Runde von 
noch tieferer und noch umfassenderer Libe-
ralisierung aufbrechen mü sse. 
 
 
DIE HERAUSFORDERUNG AN DIE 
ZIVILGESELLSCHAFT 
 
Aus unserer Sicht ist dieses Szenario oder 
etwas Gleichartiges nicht zu weit hergeholt. 
Der Druck zu einer Vereinbarung zu kom-
men lastet enorm auf allen und niemand will 
Schuld sein an einem Scheitern wie in Seat-
tle oder in Cancun. Wie der Repräsentant 
einer wichtigen NRO in Genf es ausdrückte: 
„Mein allgemeines Empfinden ist... wir sind 
vermutlich nicht weit von einer Einigung 
entfernt, aber nicht notwendigerweise, weil 
alles gelöst ist, sondern weil die Schlüssel-
länder eine Einigung erreichen möchten. Die 
Verhandlungsrunde so schnell wie möglich 
beendet werden, wissend, dass das Abkom-
men „nicht sehr ehrgeizig“ sein wird. Kein 
Mitglied, keine Gruppe scheint bereit zu ei-

ner totalen Opposition, zu einer „hier ist 
Schluss“ Einstellung“. 
 
Wie aus dieser Erklärung hervorgeht, ist die 
einzige echte Blockade gegen ein schlechtes 
Abkommen für die Entwicklungsländer die 
Zivilgesellschaft. Statt den „mangelnden 
Fortschritt in den Verhandlungen“ zu bekla-
gen, wie es manche internationalen NRO 
getan haben, sollte die globale Zivilgesell-
schaft in den kommenden Wochen den 
Druck auf die Regierungen der Entwicke-
lungsländer erhöhen, damit sie nicht dem 
Druck nachgeben und Verfahren zustimmen, 
die den Spielraum ihrer Politik drastisch ver-
ringern. 
 
Der Druck von den Bürgern ist an di esem 
Punkt entscheidend. 
 
Beginnend mit Mitte August muss daher ei-
ne Zeit des intensiven Lobbyismus sein. Es 
muss eingehämmert werden, dass die Ve r-
handlungsrahmen, die durch das Rahmenab-
kommen vom 24. Juli gesetzt wurden, so eng 
sind, dass nichts anderes herauskommen 
kann wie der Entwurf der G-20 über den 
Zugang zum Agrarmarkt und der Entwurf 
Pakistans zu NAMA, welche beide den 
Konkurs für die Entwicklung anmelden un-
ter dem Vorwand Kompromisse zu schlie-
ßen. 
 
Die Regierungen der Entwicklungsländer 
sollten zurück an den Anfang geführt wer-
den: Das Rahmenwerk vom Juli eliminiert 
praktisch jeden Entwicklungsraum für 
alle Bereiche, die verhandelt werden. Die 
Regierungsvertreter müssen ständig daran 
erinnert werden, dass gar kein Geschäft 
besser ist als ein schlechtes Geschäft und 
dass alles, was ihnen in den Verhandlungs-
bereichen vorgesetzt wird, Geschäfte sind, 
die von schlecht bis am Schlechtesten rei-
chen, 
 
Die G-33 Länder müssen dazu bewegt wer-
den, aggressiver aufzutreten und zu fordern, 
dass ein faires Abkommen über spezielle 
Produkte und spezielle Schutzmechanismen 
vorderstes und zentrales Ziel der Verhand-
lungen über die Landwirtschaft sein muss, 
und nicht als zweitrangiges Anliegen behan-
delt werden darf. Sie müssen allen Bemü-
hungen entgegen treten, dass diese Forde-
rung mit der EU-Gegenforderung verknüpft 
wird, manche EU-Handelsgüter als „speziel-
le Produkte“ zu listen und sie von signifikan-
ten Zollsenkungen auszunehmen. 
Die Regierungen müssen davon überzeugt 
werden, dass sie mindestens ein Einfrieren 
der Verhandlungen über NAMA versuchen 
müssen, denn jedes Abkommen zu diesem 
Zeitpunkt hätte destruktive Auswirkungen 
einer De-Industrialisierung. Es sollte be-

tont werden, dass sie ein gutes Argument 
haben: die Tagesordnung, wie in Doha ver-
einbart wurde, hat ein Übereinkommen zu 
NAMA nicht als Priorität. 
Es muss auch Lobbyarbeit geleistet werden, 
damit die Regierungen die Bedingungen des 
Modus 4 nicht akzeptieren. Damit wird nur 
der Zugang für Facharbeiter liberalisiert, und 
sie müssen erkennen, dass die Liberalisie-
rung von Dienstleistungen im Tausch gegen 
Modus 4 Bedingungen wirklich ein sehr 
schlechtes Geschäft ist. Sie sollten sich von 
der Illusion verabschieden, dass der Modus 4 
irgendeine Erleichterung für ihre Probleme 
mit der Arbeitslosigkeit bringt. Die EU und 
die USA werden wahrscheinlich nur den 
Zugang für hoch qualifizierte Facharbeiter 
liberalisieren und das verschlimmert ledi g-
lich ihren brain-drain. 
Sie müssen jetzt schon gewarnt werden, dass 
eine strategische Erklärung zu einem ge-
schickt gewählten Zeitpunkt über einen 
Fahrplan zum Abbau von Exportsubventio-
nen durch die EU kommen wird. Dies sollte 
nicht als Grund gesehen werden, wie eine 
wild gewordene Herde einem schlechten 
Abkommen nachzurennen über die Land-
wirtschaft oder über ein anderes Thema. 
 
Wichtig ist, schon Anfang September vor-
beugend den Schwung der Verhandlungen 
umzukehren. Je mehr Druck von unten auf 
die Regierungen kommt, je komplexer die 
Verhandlungen werden, umso schwieriger 
wird es werden Übereinstimmung zu erzie-
len und umso größer ist die Möglichkeit den 
Prozess zum Entgleisen zu bringen. 
 
Wir treten in die gefährlichste Phase der 
Verhandlungen ein, in der ein Abkommen 
entweder erreicht oder verworfen wird. Die 
kommenden vier Monate werden bestim-
men, ob die WTO sich als der Motor der 
globalen Liberalisierung des Handels etab-
lieren kann und wir in die Schöne Neue Welt 
mit noch mehr Liberalisierung eintreten oder 
ob der Prozess, der die Liberalisierung des 
Handels umkehrt, an Schwung gewinnen 
wird und dass die WTO als eine Maschine 
für die Globalisierung zerstört wird. 
 
---------------------------------------------- 
*Walden Bello ist Exekutivdirektor von 
Focus on the Global South und Soziolo-
gieprofessor an der Universität der Phi-
lippinen.   
 
Übersetzung: ehrenamtliche Übersetze-
rinnen coorditrad@attac.org Paul 
WOODS, Herbert KASER, SiG-Redaktion 
 
Quelle: 
http://www.focusweb.org/main/html/Artic
le658.html 
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Ernährungssouveränität - noch immer ein unbekannter Begriff?   

Via Campesina fordert „Brot, Land und Freiheit“ 
Astrid Engel, BUKO Agrar Koordination 

 
Beim Welternährungsgipfel 1996 wurde beschlossen, die Zahl der Hungernden und Unterernährten in der Welt bis zum Jahr 2015 um 
400 Millionen auf die Hälfte zu verringern. Darüber hinaus wurde ein Aktionsplan verabschiedet, der u.a. den gleichen Zugang zu 

Ressourcen für alle fordert sowie die aktive Sicherung und Ausgestaltung des Menschenrechts auf Nahrung. 2005, beim zweiten 
Milleniums-Gipfel der UNO, müssen sich die Regierungen eingestehen, dass sie ihr ehrgeiziges Ziel nicht erreichen werden. 

 
Dennoch hält man an den alten „Rezepten" - 
wie z.B. der Liberalisierung des Agrarhan-
dels, der Förderung von Privatinvestitionen 
und neuen Technologien wie der Gentechnik 
und „Good Governance" (bessere Regie-
rungsführung) fest. Das veranlasst entwick-
lungspolitische Nichtregierungsorganisatio-
nen und Bauernvereinigungen, verstärkt an 
das Versprechen von 1996, das Menschen-
recht auf Nahrung umzusetzen, zu erinnern 
und ihren Forderungen Nachdruck zu verlei-
hen. Einer ihrer Vorschläge ist das Konzept 
der Ernährungssouveränität. 
 
La Via Campesina – Das Konzept der 
Ernährungssouveränität – Antwort auf 
die Globalisierung im Agrarbereich 
 
Der Begriff Ernährungssouveränität wurde 
ursprünglich von La Via Campesina - ei-
nem weltweiten Zusammenschluss von 
Kleinbauern- und Landarbeiterorganisatio-
nen - geprägt. Dieser Zusammenschluss 
entstand nicht zuletzt aus der wachsenden 
Unzufriedenheit der Bauern und Bäuerin-
nen angesichts der zunehmenden Globali-
sierung, die inzwischen auch die Landwirt-
schaft erfasst hat. Nach Auffassung von La 
Via Campesina dient diese Entwicklung 
nur den Exportinteressen der großen In-
dustrienationen und dem internationalen 
Agrobusiness. Es wird befürchtet, dass die 
Anliegen der ländlichen Bevö1kerung und 
die der Ernährungssicherheit zunehmend 
unter die Räder geraten. Diesen ,drohenden 
Ausverkauf der Landwirtschaft möchte La 
Via Campesina verhindern, daher setzt sich 
die Organisation für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Kleinbauern und Landarbeiter durch faire-
re Handelsbedingungen, größere soziale 
Gerechtigkeit und die Durchsetzung einer 
nachhaltigen Wirtschaftsweise weltweit 
ein. Bereits beim Welternährungsgipfel 
1996 brachte La Via Campesina seine For-
derung nach Berücksichtigung bzw. Um-
setzung von Ernährungssouveränität zum 
Ausdruck. Inzwischen wird diese Forde-
rung von einer wachsenden Zahl von Bau-
ernvereinigungen und Nichtregierungsor-
ganisationen unterstützt. 
 
Was bedeutet Ernährungssouveränität? 
 
Ernährungssouveränität ist kein eindeutig 
definierter Begriff, dieser Ausdruck beinhal-
tet nicht zuletzt das politische Programm von 

La Via Campesina. Seine wichtigsten Ele-
mente sind die folgenden: 
 
• Das Recht auf Nahrung ist ein menschli-

ches Grundrecht. Daher muss jeder 
Mensch Zugang haben zu einer ausrei-
chenden Menge gesunder, nahrhafter Le-
bensmittel, die seinen (z.B. kulturell be-
dingten) Ernährungsgewohnheiten ent-
spricht und die es ihm ermöglichen, ein 
Leben in menschlicher Würde zu führen. 

• Um dieses Recht umsetzen zu können, 
muss Ernährungssouveränität gewährleistet 
sein. Im Gegensatz zu Ernährungssicher-
heit, womit lediglich das Recht auf ausrei-
chende Versorgung mit Essen gemeint ist, 
meint Ernährungssouveränität das Recht, 
jedes Einzelnen und jeder Nation, Nah-
rungsmittel zu produzieren. Dieser Begriff 
hat also eine starke soziale, politische und 
kulturelle Komponente. 

• Konkret heißt das, dass die Produkti-
onsmöglichkeiten für kleine und mittlere 
Produzenten geschaffen bzw. aufrechter-
halten werden müssen. Die Kontrolle über 
die Produktionsmittel wie Wasser, Land, 
Saatgut und andere natürlichen Ressourcen 
müssen in ihren Händen liegen. 

• Das heißt aber auch, dass jede Nation 
das Recht haben muss, die eigenen Kapazi-
täten zur Produktion von Nahrungsmitteln 
aufrecht zu erhalten und über den Grad an 
Eigenversorgung mit Nahrungsmitteln 
selbst zu bestimmen. Daraus ergibt sich, 
dass jedes Land die Möglichkeit haben 
muss, eine entsprechende, eigenständige 
Agrar- und Ernährungspolitik zu entwi-
ckeln und dabei neben den natürlichen Be-
dingungen auch kulturelle und produkti-
onstechnische Besonderheiten zu berück-
sichtigen. Dabei darf die Agrarproduktion 
in anderen Ländern jedoch nicht beein-
trächtigt werden. 

 
Bedrohung der Ernährungssouveränität 
 
Die in La Via Campesina zusammen ge-
schlossenen Bauern und Bäuerinnen sehen 
ihre Möglichkeiten, Ernährungssouveränität 
zu verwirklichen, durch die ständige Ve r-
schlechterung der politischen Rahmenbedin-
gungen immer mehr eingeschränkt. 
Verantwortlich für diese Verschlechterungen 
sind zum einen nationale Regierungen: In 
Industrieländern wird zum einen die Über-
schussproduktion und Dumpingexporte ge-
fördert, zum anderen wird in Entwicklungs-
ländern die Produktion von Grundnahrungs-
mittel zugunsten der Exportproduktion sträf-

lich vernachlässigt. Darüber hinaus gibt es 
mittlerweile eine ganze Reihe von internatio-
nalen Regelwerken, die wachsenden Einfluss 
auf die Produktionsbedingungen der Bauern 
und Bäuerinnen weltweit haben, angefangen 
bei den Strukturanpassungsauflagen des IWF 
über den Agrarvertrag der WTO (AoA) und 
das Abkommen zum Schutz geistiger Eigen-
tumsrechte bei der WTO (TRIPS) bis hin 
zum International Treaty (ehem. Underta-
king) der FA0 und der Konvention über Bio-
logische Vielfalt. 
 
Für La Via Campesina stellt - neben dem 
IWF und der Weltbank - insbesondere die 
WTO und deren Bestrebungen, den Weltag-
rarhandel zu liberalisieren eine Bedrohung 
für die Ernährungssouveränität dar. Die Kri-
tik von La Via Campesina lässt sich wie folgt 
zusammenfassen: Die derzeit geltenden 
„Spielregeln" für den Weltagrarhandel wur-
den fast ausschließlich von den Industrie-
ländern (vor allem EU und USA) festgelegt, 
die bei den letzten Agrarverhandlungen rück-
sichtslos ihre Interessen durchgesetzt haben - 
auf Kosten der Entwicklungsländer und vor 
allem auf Kosten der armen, ländlichen Be-
vö1kerung dort. Für La Via Campesina 
geht die Liberalisierung des Agrarsektors 
Hand in Hand mit der Globalisierung von 
Hunger und Armut, der Zerstörung bäu-
erlicher Produktionsstrukturen und des 
sozialen Gefüges auf dem Land. So 
schreibt das Agrarabkommen der WTO, das 
der Exportproduktion eindeutig Vorrang gibt 
vor der Produktion für den lokalen Markt, die 
Politik der Strukturanpassung von IWF und 
Weltbank fest. Die WTO-Regeln unterstüt-
zen die weitere Intensivierung der Produktion 
und damit die Überschussproduktion. Direkte 
Einkommensübertragungen und von der Pro-
duktion unabhängige Unterstützungsmaß-
nahmen sind weiterhin legal. Diese Maß-
nahmen, die sich nur reiche Industrieländer 
leisten können, erlauben es den Bauern dort, 
ihre Produkte zu Preisen unterhalb der Pro-
duktionskosten zu exportieren. Die Subven-
tionierung der Exporte, die in vielen Regio-
nen des Südens die Produktion bereits rui-
niert hat, wurde durch das Agrar-Abkommen 
sogar noch legalisiert. Außerdem unterstützt 
die WTO die Ausweitung des Agrarhandels, 
was zu einer Verschärfung des internatio-
nalen Wettbewerbs  führt und die Talfahrt 
der ohnehin niedrigen Agrarpreise ve r-
stärkt. Für die bäuerlichen Familien hat dies 
alles verheerende Auswirkungen: Sie können 
dem verschärften Wettbewerb und den sin-
kenden Preisen nicht standhalten, werden oft 
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gezwungen, die Produktion aufzugeben und 
sind Armut und Hunger preisgegeben. 
 
Massiv eingeschränkt wird die Ernährungs-
souveränität außerdem durch die Ungleich-
verteilung von Land. Die ungerechte 
Verteilung von Land und Vermögen ist nach 
wie vor eine der wichtigsten Ursachen von 
Hunger und Armut in vielen Entwicklungs-
ländern. Obwohl die internationale Staaten-
gemeinschaft dieses Problem offiziell aner-
kannt und ihren Willen bekundet hat, Agrar-
reformprogramme zu unterstützen, sind 
diese Aussagen bisher meist bloße Absichts-
erklärungen geblieben. Im Gegenteil: La Via 
Campesina beklagt, dass in der Mehrzahl der 
Entwicklungsländer Agrarreformprozesse ins 
Stocken geraten sind. Neben den neolibera-
len Agrarpolitiken sind hierfür vor allem die 
internationalen Finanzinstitutionen wie der 
IWF und die Weltbank verantwortlich zu 
machen. So führt die aktuelle Politik der 
Weltbank dazu, dass Agrarreformprogram-
me, die in erster Linie auf Enteignung beru-
hen, zunehmend durch sogenannte „marktge-
stützte Landreformen" ersetzt werden. 
 
Eine weitere Einschränkung der Ernährungs-
souveränität geht von den drohenden Ein-
schränkungen beim Zugang zu pflanzengene-
tischen Ressourcen aus. Entscheidend für die 
Bauern ist hierbei das Saatgut. Aufgrund der 
wachsenden ökonomischen Bedeutung der 
biologischen Vielfalt sind in letzter Zeit eini-
ge Regelwerke entstanden, die aber allesamt 
wenig geeignet sind, die Interessen der Bau-
ern zu schützen. So werden durch die Rege-
lungen des TRIPS?Abkommens die Länder-
regierungen dazu verpflichtet, Patente auf 
Lebewesen zuzulassen. Die mit der Patentie-
rung einhergehende Monopolisierung der 
Verfügungs- und Verwertungsrechte von 
pflanzengenetischen Ressourcen in den Hän-
den weniger international agierender Che-
miefirmen stellt nach La Via Campesina eine 
akute Bedrohung der Ernährungssouveränität 
dar. Denn für die Bauern könnte dies bedeu-
ten, dass sie in Zukunft nicht mehr die Mög-
lichkeit haben, ihr eigenes Saatgut nachzu-
bauen oder an andere Bauern weiter zu ge-
ben. An diesen Entwicklungen konnten auch 
die Beschlüsse und Absichtserklärungen und 
die ihm folgenden (besser gesagt: fehlenden) 
Umsetzungsprozesse des Welternährungsgip-
fels 1996 nichts ändern. Dies ist insofern 
nicht verwunderlich, als die gleichen Regie-
rungen, die hier Absichtserklärungen zur 
Verringerung des Welthungerproblems un-
terschreiben, sich bei der WTO für die Libe-
ralisierung des Agrarhandels und die Paten-
tierung von Lebewesen einsetzen. 
 
Forderungen von La Via Campesiona 
 
Um Ernährungssouveränität zu realisieren ist 
für La Via Campesina eine grundlegende 
Umorientierung der nationalen und interna-
tionalen Agrar- und Handelspolitiken erfor-
derlich - weg von der Ausrichtung auf die 
exportorientierte Intensivproduktion hin 

zur Förderung einer sozial und ökologisch 
vertraglichen Nahrungsmittelerzeugung . 
 
Wesentliche Forderungen, die sich sowohl 
an die nationalen Regierungen als auch an 
das internationale Handelsregime richten, 
sind: 
• Der Produktion von gesunden, qualita-

tiv hochwertigen Nahrungsmitteln, die 
naturräumliche und kulturelle Gegebenhei-
ten berücksichtigt, muss Vorrang bei der 
staatlichen Förderung eingeräumt werden. 
Die Produktion erfolgt überwiegend für 
den Eigenbedarf beziehungsweise für loka-
le oder nationale Märkte. 

• Den Bauern müssen angemessene Prei-
se für ihre Produkte bezahlt werden. 

• Die Erzeugung von Überschüssen wird 
durch interne Regulierungsmaßnahmen 
verhindert. 

• Damit interne Unterstützungsmaßnah-
men für die Grundnahrungsmittelprodukti-
on (z.B. höhere Preise) wirksam eingesetzt 
werden können, muss jedes Land die Mög-
lichkeit haben, Schutzmaßnahmen gegen 
den Import von „Billigprodukten“ zu er-
greifen. 

• Jegliche Exportbeihilfen und interne 
Unterstützungsmaßnahmen, die den Export 
zu Preisen unterhalb der Produktionskosten 
ermöglichen, müssen verboten werden. 

Mit der Einschränkung der Überschusspro-
duktion wird die Bedeutung des internationa-
len Handels automatisch drastisch sinken. 
Ein Regulierungsbedarf besteht dennoch, 
um zu gewährleisten, dass zukünftig der 
Austausch von Agrarprodukten (nach Mög-
lichkeit auf regionaler Ebene) unter fairen 
Bedingungen, das heißt z.B. zu fairen Preisen 
stattfindet. Der Verfall der Terms of Trade 
muss ein Ende haben. 
 
Der Zugang zu Land ist - ebenso wie die 
Kontrolle über die anderen natürlichen Res-
sourcen - die Grundvoraussetzung dafür, dass 
die Bauernfamilien ihr Menschenrecht, sich 
zu ernähren, verwirklichen können. Daher 
erhebt La Via Campesina im Rahmen der 
gemeinsamen mit FIAN durchgeführten 
Kampagne „Brot, Land und Freiheit“ die 
Forderung nach Agrarreformen unter men-
schenrechtlichen Gesichtspunkten. Dabei 
stützen sich die Organisationen auf den Arti-
kel 11 des Internationalen Paktes für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Menschen-
rechte, in dem das Menschenrecht auf Nah-
rung ausdrücklich anerkannt ist. Für sie er-
gibt sich daraus, dass Bauern und Bäuerinnen 
Zugang zu den Ressourcen haben müssen, 
die sie zur Nahrungsmittelproduktion benöti-
gen - insbesondere zu Land. 
Genetische Ressourcen sind das Ergebnis 
Jahrtausende alter Evolution und der Züch-
tungsarbeit  von Bauern und indigenen Vö l-
kern. Die Rechte der Bauern an ihrem 
Saatgut, das heißt ihr geistiges Eigentum 
und ihre züchterische Leistung sind anzuer-
kennen. Die Patentierung und Vermarktung 
genetischer Ressourcen durch private Firmen 
muss untersagt werden. Die Vereinbarungen 

der WTO über Rechte geistigen Eigentums 
sind unannehmbar. Bauern und indigene 
Gemeinschaften müssen das Recht haben, 
genetische Ressourcen - einschließlich Saat-
gut - frei zu nutzen. 
Darüber hinaus fordert La Via Campesina 
grundlegende institutionelle Reformen. Zu 
den wichtigsten Forderungen gehören da-
bei: 
• Landwirtschaft muss aus dem Rege-

lungsbereich der WTO wieder heraus ge-
nommen werden. Denn eine Organisation, 
die sich die Durchsetzung des freien Welt-
handels auf die Fahnen geschrieben hat, ist 
völlig ungeeignet, solch fundamental wich-
tige Bereiche wie die Nahrungsmittelpro-
duktion, Gesundheit oder Umwelt zu kon-
trollieren. Eine Reform dieser Organisati-
on, die diesen Themen angemessen Rech-
nung tragt, käme der Abschaffung der 
WTO gleich. 

• Die Etablierung von demokratischen 
Strukturen zur Regelung von Nahrungsmit-
telproduktion und -handel ist dringend 
notwendig. Eine Möglichkeit wäre z.B. die 
Verantwortung für die internationalen 
Handelsregeln der UNCTAD zu unterstel-
len. Voraussehung dafür wäre allerdings 
deren politische Stärkung und Reform, um 
die Transparenz zu erhöhen und demokra-
tische Kontrollmöglichkeiten zu gewähr-
leisten. 

• Eine „World Food Convention on Food 
Sovereignty and Trade in Food and Agri-
culture“ sollte alle bisher bestehenden Re-
gelungen zu Landwirtschaft innerhalb der 
WTO ersetzen. Diese Konvention sollte 
vom kommenden Welternährungsgipfel 
anerkannt und übernommen werden. 

• Neue Handelsregeln müssen Menschen-
rechte berücksichtigen und andere beste-
hende internationale Regelwerke als 
gleichwertig akzeptieren. 

• Um das Prinzip der Gewaltenteilung 
zumindest teilweise umzusetzen, sollte ein 
internationaler Gerichtshof für Handelsfra-
gen eingerichtet werden. 

 
1 Internationaler Wahrungsfonds 
2 WTO = World Trade Organisation; dt. 
Welthandelsorganisation, 
 AoA = Agreement on Agriculture; dt.: Ab-
kommen zur Landwirtschaft  
3 TRIPS = Trade Related Aspects of Intellec-
tual Property Rights; dt.: Abkommen Ober 
handelsbezogene Aspekte des geistigen Ei-
gentums 
4 International Treaty on Plant Genetic Re-
sources; dt.: Internationales Übereinkorn-
men über pflanzengenetische Ressourcen 
5 United Nations Conference on Trade and 
Development; dt.: Konferenz der Vereinten 
Nationen Ober Handel und Entwicklung 
 
Aus: Fünf Jahre später. Eine Bilanz von 
NRO fünf Jahre nach dem Welternäh-
rungsgipfel in Rom. Forum Umwelt & 
Entwicklung: 2002. S. 10-15. 
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Positionspapier des Agrarnetzes von Attac-Deutschland zum Weltagrarhandel 
Eine andere Landwirtschaft ist möglich! Ernährungssouveränität jetzt! 

Verabschiedet am 2. April 2005 in Witzenhausen 
 

Landwirtschaft ist mehr als die bloße 
Produktion von Nahrungsmitteln. Sie 
erfüllt zahlreiche soziale, kulturelle und 
ökologische Aufgaben: die Sicherung von 
Einkommen und Arbeitsplätzen im ländli-
chen Raum, Umweltschutz, Kultur- und 
Landschaftsgestaltung sowie den Erhalt 
und die Pflege der bunten Vielfalt von re-
gionalen Sorten, Anbauweisen und Le-
bensmitteln. 
 
Unser Leitbild für die Landwirtschaft lau-
tet Ernährungssouveränität. Diese meint 
das Recht jeder Gemeinschaft auf eine 
selbstbestimmte Landwirtschafts- und Er-
nährungspolitik – den eigenen ökologi-
schen, sozialen, wirtschaftlichen und kul-
turellen Umständen entsprechend. Das ist 
die Voraussetzung für die Verwirklichung 
des Rechts auf Nahrung, dem Recht jedes 
Menschen auf einen stabilen Zugang zu 
hochwertigen, kulturell angepassten Nah-
rungsmitteln in ausreichender Menge. 
 
Globale Agrarwende statt Landwirt-
schaft im Dienste der Konzerne 
 
Wir kritisieren eine vom Agrobusiness 
dominierte, umweltzerstörende und unso-
ziale Landwirtschaft, die lediglich an der 
Steigerung der Produktivität und der Ma-
ximierung von Profiten interessiert ist. 
Wir kritisieren auch, dass durch die 
Verbreitung von gentechnisch veränder-
tem Saatgut und die dafür anfallenden Pa-
tentgebühren vor allem die bäuerliche 
Landwirtschaft in eine weitere Abhängig-
keit von Agrarkonzernen gebracht wird. 
 
Deshalb fordern wir: 
• die Förderung einer Ressourcen scho-

nenden, sozial- und umweltverträglichen 
Landwirtschaft, insbesondere von klein-
bäuerlichen Betrieben und Produkti-
onsweisen  

• die Förderung von Agrarreformen und 
die Stärkung der Rechte von Kleinbau-
ern und -bäuerinnen sowie Landlosen  

• das Recht von Bauern und Bäuerin-
nen, Saatgut kostenlos wieder auszusäen 
und das Ende der agroindustriellen Ge n-
technik sowie aller Formen von Paten-
tierung im Bereich lebender Organis-
men, Nahrung und Landwirtschaft. 

Schutz vor Importen statt Liberalisie-
rungszwang 
 
Wir kritisieren, dass die Länder des Sü-
dens durch Organisationen wie die Welt-
handelsorganisation WTO und den Inter-
nationalen Währungsfonds IWF zu 
Marktöffnungen gezwungen werden. Bil-

ligimporte zerstören dort lokale und regio-
nale Märkte der kleinbäuerlichen Land-
wirtschaft und gefährden so die Ernäh-
rungsgrundlage der Bevölkerung. Die Fol-
gen sind Landflucht und eine weitere Ve r-
armung der Menschen. 
 
Deshalb fordern wir: 
• das Recht jeder Gemeinschaft auf Im-

portkontrollen ihrer Wahl entsprechend 
den Bedürfnissen ihrer Bevölkerung – 
insbesondere zum Schutz der kleinbäu-
erlichen Landwirtschaft und der Grund-
nahrungsmittelproduktion  

• keinen weiteren Zwang zum Import 
von Mindestmengen und zu Liberalisie-
rungsschritten in den Ländern des Sü-
dens. Diese Länder müssen im Gegen-
teil das Recht erhalten, schon eingegan-
gene Marktöffnungsverpflichtungen 
wieder rückgängig zu machen, um sich 
vor Billigimporten schützen zu können. 

 
Schuldenerlass statt Exportorientierung 
 
Wir kritisieren eine durch hohe Schulden 
forcierte Exportorientierung der Landwirt-
schaft im Süden, die vielfach nur dem 
Agrobusiness, nicht aber Bauern und Bäu-
erinnen nutzt. Sie steht dem Leitbild der 
Ernährungssouveränität entgegen und ist 
häufig stark umweltbelastend. 
 
Deshalb fordern wir: 
• einen umfassenden Schuldenerlass für 

die Länder des Südens und damit die 
Verringerung des Zwangs zur Devisen-
Erwirtschaftung. Sie müssen die Freiheit 
haben, weniger zu exportieren und ihre 
Produktion von Nahrungsmitteln vor-
rangig an den Bedürfnissen ihrer Bevöl-
kerung auszurichten sowie ihre regiona-
le Produktion, Verarbeitung und Ve r-
marktung im Sinne von Ernährungssou-
veränität zu stärken. 

 
Kehrtwende in der Subventionspolitik 
statt Förderung von Dumping 
 
Wir kritisieren die derzeitige Agrarsub-
ventionspolitik im Norden, die eine um-
weltgefährdende, hoch industrialisierte 
Produktionsweise fördert und zu Über-
schüssen führt. Diese Überschüsse werden 
zu Billigpreisen, die teils unterhalb der 
hiesigen Produktionskosten liegen, auf 
dem Weltmarkt abgesetzt, sei es mithilfe 
direkter oder indirekter Subventionierung 
von Exporten. Kleinbauern und -
bäuerinnen wird durch diese Politik welt-
weit die Lebensgrundlage entzogen: Sie 
leiden unter dem Verfall der Weltmarkt-

preise als Folge von Dumping und Über-
produktion und können mit Dumpingpro-
dukten nicht konkurrieren. 
 
Deshalb fordern wir: 
• das Verbot von Dumping und das so-

fortige Ende jeder direkten und indirek-
ten Subventionierung von Exporten. Um 
eine versteckte Subventionierung auszu-
schließen, sollten auch Nahrungsmittel-
hilfe und Exportkredite einer strengen 
Überprüfung unterworfen werden  

• die Förderung bzw. Finanzierung ei-
ner ökologischen, auf den Binnenmarkt 
ausgerichteten und sozial gerechten 
landwirtschaftlichen Produktion, im 
Norden wie im Süden  

• die uneingeschränkte Zulässigkeit von 
Maßnahmen zur Hungerbekämpfung in 
den Ländern des Südens. Diese Maß-
nahmen sollten von den Industrieländern 
finanziell unterstützt werden  

• eine sinnvolle Nutzung von Instru-
menten der Angebotsregulierung zur 
Verhinderung von Produktionsüber-
schüssen. 

 
Marktöffnung für weiterverarbeitete 
Produkte statt Abschottung 
 
Wir kritisieren, dass Industrieländer ihre 
eigenen Märkte für zahlreiche weiterver-
arbeitete Produkte aus dem Süden ab-
schotten und damit den Ländern im Süden 
Entwicklungsmöglichkeiten verschließen. 
 
Deshalb fordern wir: 
• das Ende der so genannten Zoll-

eskalation für weiterverarbeitete Pro-
dukte in Industrieländern. Das würde 
den Ländern des Südens die Möglich-
keit eröffnen, weiterverarbeitende In-
dustrien aufzubauen, die einen Beitrag 
zu ihrer wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung leisten können. 

 
Faire Marktstrukturen statt Entrech-
tung der ProduzentInnen 
 
Wir kritisieren die Machtverhältnisse im 
globalen Agrarhandel. Produktion, Wei-
terverarbeitung und Vermarktung von 
landwirtschaftlichen Produkten liegen in 
der Hand weniger Konzerne. Auch Dün-
ge- und Pflanzenschutzmittel sowie Saat-
gut werden von einer Handvoll Konzerne 
kontrolliert. Immer mehr Nahrung wird 
von immer weniger Supermarktketten 
verkauft, die den Landwirten die Preise 
diktieren und sie in einen Konkurrenz-
kampf zwingen, in dem sie nur durch 
nicht-nachhaltiges Wirtschaften mit hohen 
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sozialen und ökologischen Kosten beste-
hen können. Ihre Ernte müssen sie zu his-
torischen Tiefpreisen anbieten, die häufig 
die Produktionskosten nicht decken. Diese 
Entwicklung bringt für Konzerne immer 
höhere Gewinne mit sich, für Landwirte 
und VerbraucherInnen jedoch immer grö-
ßere Abhängigkeiten. 
 
Deshalb fordern wir: 
• dass monopolartige Strukturen einiger 

weniger Konzerne im Ernährungssektor 
aufgebrochen werden – sowohl bei der 
Versorgung mit Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln bzw. Saatgut als auch bei 
Rohstoffen und weiterverarbeiteten Pro-
dukten  

• dass BäuerInnen und LandarbeiterIn-
nen für die Herstellung ihrer landwirt-
schaftlichen Produkte gerecht entlohnt 
werden und die Preise die Kosten für 
Mensch und Umwelt widerspiegeln  

• eine weitestmöglich regionale Ve r-
marktung von Agrarprodukten und die 
Förderung der Direktvermarktung. Pro-
dukte, die jenseits der Region angebaut 
und verarbeitet werden, sollten Ernte-
schwankungen abfedern und das Nah-
rungsmittelangebot ergänzen, nicht er-
setzen. 

 
Ernährungssouveränität statt Primat 
der Handelsinteressen 
 
Die Welthandelsorganisation WTO ist mit 
ihren Regeln zum internationalen Agrar-
handel, zum Schutz geistiger Eigentums-
rechte und aufgrund der von ihr vorange-
triebenen Politik der Liberalisierung, De-
regulierung und Privatisierung mit ver-
antwortlich für die fatale Situation im 
Weltagrarhandel. 
 
Wir kritisieren die neoliberale Ausrich-

tung der WTO und ihre undemokratischen 
Entscheidungsstrukturen, die faktisch ein-
seitig die Interessen der großen Wirt-
schaftsmächte und des Agrobusiness be-
günstigen. 
 
Deshalb fordern wir: 
• die Verwirklichung des Rechts auf 

Nahrung. Die Ernährungssouveränität 
jeder Gemeinschaft muss vor jeglichen 
Profitinteressen stehen. Dazu bedarf es 
demokratisch legitimierter, internationa-
ler Regeln. Aufgrund ihrer Politik der 
Handelsliberalisierung um jeden Preis 
und ihres Demokratiedefizits ist die 
WTO jedoch kein geeignetes Forum für 
diese Regeln. Der Agrarbereich muss 
deshalb völlig aus der WTO ausgeglie-
dert werden. 

 
Eine andere Landwirtschaft ist möglich! Ernährungssouveränität jetzt! 

http://www.attac.de/agrarnetz/og_ausgabe.php?id=243 

 
Reform des europäischen Zuckermarktes geht in die falsche Richtung 

Gemeinsame Pressemitteilung von WWF, AbL, BUND, Germanwatch, NABU und WEED 

Berlin, 18.07.05. Nach Ansicht der Umweltverbände WWF, AbL, BUND, Germanwatch und NABU und des EED, weisen die Vor-
schläge der EU-Kommission zur Reform des europäischen Zuckermarktes in die falsche Richtung. Die Umwelt- und Entwicklungsor-
ganisationen halten die Reform für dringend notwendig, sowohl im Interesse der Zucker erzeugenden Entwicklungsländer, als auch 
für die Zuckerbauern in Europa. Es fehlten jedoch wichtige Aspekte, um eine sozial und ökologisch nachhaltige Zuckerwirtschaft in-
nerhalb und außerhalb der EU zu fördern. Von den EU-Agrarministern, die heute zu ersten Beratungen zur Reform zusammenkom-
men, erwarten sie Nachbesserungen.  
• Senkung der Zuckererzeugung in der EU auf deutlich unter 90 Prozent des Binnenverbrauchs, um international eingegangene 

Verpflichtungen zu erfüllen, durch Kürzung der vorhandenen Quoten;  
• Stopp des Exports von so genanntem "C-Zucker" (Zucker, der bisher über die Quoten hinaus erzeugt und – gegen WTO-Recht – 

verbilligt exportiert wird);  
• Eine moderate Preissenkung in der EU, dafür Verzicht auf Ausgleichszahlungen an europäische Zuckerrübenbauern;  
• Kopplung aller Fördermaßnahmen an Kriterien, die eine sozial und ökologisch nachhaltige Entwicklung des Anbaus und der 

Produktion von Zucker und alternativer Agrargüter innerhalb und außerhalb Europas gewährleisten;  
• Die Aufstockung der vorgesehenen finanziellen Mittel für die AKP-Staaten (Zucker exportierende Länder Afrikas und des Pazi-

fikraums) auf 500 Millionen Euro jährlich (bislang sind für das erste Jahr lediglich 40 Millionen Euro vorgesehen) und die Integra-
tion der am wenigsten entwickelten Länder in die Unterstützungsprogramme;  

• Maßnahmen zur Vermeidung von Dreiecksgeschäften zwischen den Entwicklungsländern.  
Die vorliegenden Reformvorschläge erfüllen diese Kriterien aus Sicht der Verbände nicht. "Der Entwurf bedroht nicht nur die Exis-
tenzen vieler europäischer Zuckerrübenbauern, Belange der internationalen Armutsbekämpfung sowie des Umwelt- und Naturschut-
zes werden mit Füßen getreten", kritisiert Tanja Dräger de Teran vom WWF. Besonders schwer wiege die Verfehlung des Ziels, den 
ärmsten Entwicklungsländern über den ab 2009 zugestandenen zollfreien Zugang zum EU-Zuckermarkt Möglichkeiten der Wert-
schöpfung zu geben. Durch die vorgeschlagende drastische Senkung der Mindestpreise um 39 Prozent werden diese Länder erhebli-
che Einkommensverluste erfahren, so die Landwirtschaftsexpertin.  
Das Problem sei daher nicht, dass der EU-Markt mit Zucker, beispielsweise aus Brasilien, überschüttet würde. Auch nach der Reform 
wird der europäische Zuckermarkt durch Zollsätzen von bis zu 300 Prozent geschützt bleiben.  
In der Vergangenheit hat die Zuckermarktordnung durch das widerrechtliche Dumping von jährlich etwa drei Millionen Tonnen Zu-
cker sowie durch die Abschottung der europäischen Märkte, wettbewerbsfähige Erzeuger verdrängt und damit zum Verlust tausender 
Arbeitsplätze gerade in den ärmsten Entwicklungsländern beigetragen. Anstatt Überschüsse zu produzieren, sollte die Produktion 
erheblich gesenkt werden. Damit würde die EU ihren Beitrag für einen faireren Welthandel und zur Armutsbekämpfung leisten und 
könnte die bei Ausgleichszahlungen und Anpassungssubventionen gesparten Gelder für die gezielte Förderung in Entwicklungslän-
dern einsetzen.  
 
Weitere Infos: Germanwatch: Ernährungssicherung und Agrarhandel http://www.germanwatch.org/presse/2005-07-18.htm 
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Handel global – Menschen egal? 
Internationale Konferenz über Auswirkungen des totalitären Freihandelsregimes,  

die laufende Verhandlungsrunde der Welthandelsorganisation (WTO) und Aktionsplanung  
Stuttgart, 30. September – 2. Oktober 2005 

Weltweit kämpfen immer mehr Menschen darum, ihren Lebensunterhalt in einer menschenwürdigen Weise erwerben zu können. Die WTO 
steht für ein internationales Regelwerk der globalisierten Weltwirtschaft, das die „Interessen international tätiger Unternehmen fördert“, 
so eine UN-Studie aus dem Jahr 2000, aber den Menschen das "Wirtschaften" und das Überleben zunehmend erschwert. Laut dieser 
Studie sind „Militarisierung, ökonomische Restrukturierung, Handels- und Kapitalliberalisierungen Hauptursachen für Menschenrechtsver-
letzungen.“ In den 10 Jahren seit Gründung der WTO haben Millionen von Bauern ihre Lebensgrundlage durch billige Nahrungsmittelim-
porte verloren. Sozialsysteme wurden und werden abgebaut. Die Umwelt wird immer schonungsloser ausgebeutet. 
Die in diesem Jahr anstehenden Entscheidungen (Allgemeiner Rat der WTO, 19.-20.Oktober, 6. WTO-Ministerkonfe-renz in Hongkong, 
13.-18.Dezember) und die vorliegenden Verhandlungsvorschläge lassen weitere Zerstörungen der Volkswirtschaften, eine drastische Ver-
schärfung der globalen Standortkonkurrenz und massive Angriffe auf Umweltschutzregeln befürchten. Sozialsysteme, Verbraucherschutz, 
öffentliche Daseinsvorsorge, aber auch Ernährungssouveränität und ökologische Landwirtschaft sind akut gefährdet. 
Öffentliche Dienstleistungen und Güter werden unter zunehmenden Kommerzialisierungsdruck gestellt. Eine der treibenden Kräfte dabei ist 
die EU, die über das Kommissariat für Handel bei der WTO die Interessen europäischer Konzerne durchdrückt. Bei den laufenden Verhand-
lungen treibt die EU vor allem die Marktöffnung für Industriegüter, Wasserversorgung und Dienstleistungen in Entwicklungsländern voran. 
Die 3-WTO-Buchstaben sind inzwischen zum Signal der Globalisierungsgegner gegen die WTO mutiert und stehen auch für erfolgreichen 
globalen Widerstand, weltweite Solidarität und die gemeinsame Arbeit an einer besseren Welt. Zweimal - 1999 in Seattle und 2003 in Can-
cun - ist es gelungen, die WTO zu stoppen und dadurch eine Erweiterung ihrer Kompetenzen zu verhindern. Durch die Auseinanderset-
zung mit dem lebensfeindlichen Regelwerk der WTO haben sich internationale Netzwerke gebildet, eine fruchtbare Diskussion über Alterna-
tiven für eine solidarische und ökologische Weltwirtschaft ist entstanden. 
Wir laden zu dieser Konferenz ein, um Bilanz nach 10 Jahren WTO zu ziehen, die aktuellen Entwicklungen zu studieren und um den gemein-
samen Widerstand und den Einsatz für Alternativen bei den kommenden entscheidenden WTO-Sitzungen zu organisieren 

http://www.attac.de/wto/hongkong-konferenz.html 
 
 

Aufruf für eine internationale Mobilisierung in Genf 
Stoppen wir die Konzernherrschaft in der WTO vor Hongkong !! 

 
Die Ministerkonferenz der Welthandelsor-
ganisation WTO von Hongkong im Dezem-
ber 2005 rückt näher. Die Verhandlungen 
werden im Vorfeld vorangetrieben. Diesmal 
will die WTO einen Erfolg vermelden. Denn 
nach dem Scheitern der Ministerkonferenz 
im Cancun wurde die Verhandlungsstrategie 
geändert: Nun sollen grössere Konflikte be-
reits vor Hongkong an verschiedenen Tref-
fen des WTO-Generalrats in Genf ausge-
räumt werden. Damit schaltet die WTO auch 
Öffentlichkeit und Druck seitens der Bevöl-
kerung aus - wurden dadurch doch frühere 
Ministerkonferenzen teilweise blockiert. 
Entscheide sollen also vermehrt geheim und 
unter Auschluss der Öffentlichkeit gefällt 
werden. Die Zivilgesellschaft muss sich ge-
gen diese Strategie wehren!  
Das "Juli-Rahmendokument", das im letzten 

Jahr beschlossen wurde, zeigt, dass ein neuer 
Wind bläst. Der Generalrat im Juli in diesem 
Jahr, der ohne Verhandlungsresultat zu Ende 
ging, hat das Ziel der Ve rhandlungen einmal 
mehr deutlich gemacht: Die laufende Ve r-
handlungsrunde steht einmal mehr im Diens-
te der Konzerne und tritt die Interessen von 
KleinbäuerInnen, Frauen, Beschäftigten und 
Armen sowie den Umweltschutz mit Füssen. 
Angesichts der Entwicklungen in den Berei-
chen Landwirtschaft, Dienstleis tungen und 
Industriegüter - und angesichts des aktuellen 
Kräfteverhältnisses innerhalb der WTO - 
sind die jüngsten Vorgänge sehr besorgniser-
regend. Daher ist es entscheidend, öffentli-
chen Druck aufzubauen und die internationa-
le Aufmerksamkeit auf die nächsten Treffen 
des WTO-Generalrats in Genf zu lenken. 
Die sozialen Bewegungen und die Zivilge-

sellschaft müssen präsent sein, um die Mit-
glieder der WTO zur Verantwortung zu zie-
hen. Die Interessen der Entwicklungsländer, 
der weltweiten Bevölkerung und der Umwelt 
dürfen nicht länger durch die fortschreitende 
Handelsliberalisierung missachtet werden! 
Vor der Ministerkonferenz in Hongkong 
sind die Scheinwerfer auf das WTO-
Generalrats-Treffen von Oktober gerichtet, 
an dem wichtige Entscheide in allen Sekto-
ren vorgespurt werden sollen. Die Minister-
konferenz soll dann nur noch bereits gefalle-
ne Entscheide bestätigen. 
 
Die sozialen Bewegungen und Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft sind aufgerufen, für 
eine Aktionswoche gegen die Konzernherr-
schaft der WTO während des Generalrats zu 
mobilisieren: 

Internationale Grossdemonstration am 15. Oktober in Genf 
Observatorium der Verhandlungen, Lobbying und symbolische Aktionen vom 17. bis 21. Oktober in Genf. 

Regierungen und WTO sollen unsere Präsenz spüren! 
Vor Hongkong... STOPPEN wir die WTO und die Konzerne...in Genf! 

 
Unterzeichner:u.a.:l’Alliance genevoise des Peuples /attac Deutschland, AG Welthandel&WTO / attac Austria / attac France / attac Greece 
/ attac Hungary /attac Italia / attac Poland / attac Quebec / attac Romania / attac Spain / attac Sweden / attac Switzerland / attac Vlaanderen/ 
BanglaPraxis, Dhak, Bangladesh /CADTM Belgique /CADTM Suisse / Campagna per la Riforma della Banca Mondiale, Italy /CGIL Funzi-
one Pubblica, Italy /Coordination Paysanne Européenne / Dutch GATS-platform / Ecological Society of Bangladesh/ Focus on the Global 
South /Forum National sur la Dette et la Pauvrete de Côte d'Ivoire (FNDP) /Friends of the Earth International / Gerechtigkeit jetzt! - Die 

Welthandelskampagne, Germany / KMPMP (Congress of Worker's Unitiy), Philippines / Mouvement d'Action Paysanne (MAP), Belgique / 
Oxfam International / Syndicat Interprofessionnel des Travailleurs/euses (SIT), Geneva /Via Campesina / World Economy, Ecology and De-

velopment (WEED), Germany   
http://www.omc-wto.org/index.php?option=com_content&task=view&id=40&Itemid=9&lang=ge
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Mohssen Massarrat 

Irans Atomkonflikt in der Sackgasse: 
Neuer Golfkrieg kann nur durch Atomwaffenfreie Zone gebannt werden - Vorschlag eines Sieben-Punkte-Plans  

 
19. August 2005 
… Der UN-Sicherheitsrat beschließt auf 
Betreiben der USA harte Sanktionen gegen 
den Iran. Die USA und Israel drohen dem 
Iran mit Präventivkrieg. Als Reaktion darauf 
beginnt die iranische Marine, im Persischen 
Golf Minen zu verlegen. Der Iran kündigt 
an, den gesamten Öltransport zu blockieren. 
Der Westen reagiert auf diese erschreckende 
Nachricht mit Empörung, Strangulierungs-
ängste begünstigen antiislamische Ressenti-
ments, das Gespenst von der islamischen 
Bedrohung gegen die Freiheit und den 
Wohlstand des Westens geht erneut um die 
Welt. Russland und China verhalten sich im 
Konflikt, angesichts des Ernstes der Lage, 
neutral, die USA beginnen mit Vorbereitun-
gen für einen Militäreinsatz. Eine Neuaufla-
ge der Kriegsallianz von 1990, diesmal ge-
gen den Iran, erscheint in Sicht, der Westen 
bewegt sich auf einen neuen Ölkrieg zu. Die 
Reaktionen auf der anderen Seite der Front 
lassen nicht lange auf sich warten. Millionen 
Iraner, nicht nur Regimeanhänger, sondern 
auch Reformer und national Gesinnte, betei-
ligen sich an antiamerikanischen De-
monstrationen, Tausende melden sich frei-
willig für die Front. In Islamabad, Damas-
kus, Jakarta gibt es spontane antiwestliche 
Demonstrationen aus Solidarität mit ihren 
Schwestern und Brüdern im Iran. Die His-
bollah-Miliz im Südlibanon wird mobilisiert, 
die radikalen Schiiten eröffnen eine neue 
Kriegsfront gegen die US-Besatzungs-macht 
im Irak. In Pakistan spitzt sich die Lage zu, 
ein Putsch gegen Amerikas Freund Pervis 
Musharraf kann nicht mehr ausgeschlossen 
werden, die USA erwägen deshalb eine Mili-
tärintervention auch in Pakistan, um das pa-
kistanische Atomwaffenarsenal vor dem 
Zugriff der Islamisten in der pakistanischen 
Armee sicherzustellen. Al Qaida nutzt die 
Gunst der Stunde und ruft zum Heiligen 
Krieg gegen die Ungläubigen auf, eine neue 
Welle von Selbstmordattentätern in westli-
chen Staaten, auch in Berlin und Paris, mit 
vielen Toten und Verletzten, schließt den 
Kreislauf der Gewalt. Huntingtons Krieg der 
Kulturen wird zur bitteren Realität. … 
 
… Zu dieser Eskalation, die die Welt an den 
Rand des Chaos führte, kam es, weil die EU-
Verhandlungen scheiterten und der Iran mit 
der Urananreicherung in vollem Umfang be-
gonnen hat. … 
 
Der Iran hat ein Sicherheitsproblem 
 
Zugegeben: das oben Beschriebene ist ein 
Horror-Szenario – unrealistisch ist es aber 
trotzdem nicht. Das denkbar Mögliche in 
seiner ganzen Tragweite zu denken, kann 
helfen gegenzusteuern, bevor es zu spät ist. 
Auf der EU lastet dabei eine große Verant-
wortung. Kann sie aber die Eskalation ver-

hindern? Ihre Verhandlungsstrategie ist al-
lerdings in eine Sackgasse geraten, sie zielt 
offenbar darauf, dem Iran die moralische 
Schuld für das Scheitern der Verhandlungen 
zuzuschieben, was wiederum die Eskalation 
verschärft. Die Verhandlungen sind geschei-
tert, weil die EU sich um den eigentlichen 
Konfliktkern herummogelt und weil der Iran 
das eigene militärische Problem hinter der 
friedlichen Nutzung der Atomenergie ver-
steckt. 
 
Der Iran ist durch die militärische Präsenz 
der USA im Irak, Afghanistan, Saudi Ara-
bien und den zentralasiatischen Staaten von 
allen Seiten regelrecht eingekreist. Hinzu 
kommt das noch schwerwiegendere Sicher-
heitsproblem, das Israels atomares Arsenal 
hervorruft. Israel verfügt über 200 – 300 a-
tomare Sprengköpfe und alle dazugehören-
den Trägersysteme. Dadurch liegt der ge-
samte Mittlere und Nahe Osten, also auch 
Iran, in der Reichweite von Israels Atom-
waffen. Dieser Weg ist die gefährlichste und 
im übrigen auch teuerste Option, um Israels 
Sicherheit zu garantieren, er entfesselt viel-
mehr ein Wettrüsten in der gesamten Regi-
on. Die politische Elite der Islamischen Re-
publik reagiert darauf mit eigenen aufwändi-
gen Aufrüstungsprogrammen. Dabei folgt 
sie der mörderischen Logik der Ballence of 
Power (Gleichgewicht der Kräfte) einer im 
Westen selbstverständlichen Doktrin aus der 
realistischen Schule. Zu diesen Aufrüstungs-
programmen gehört auch die vollständige 
Beherrschung der Nukleartechnologie. Die 
Urananreicherung spielt dabei eine Schlüs-
selrolle, die alle politischen Instanzen des 
Iran im Konsens als unverhandelbares Recht 
deklarieren. Auch der neue iranische Präsi-
dent Ahmadinedschad lässt daran keinen 
Zweifel. Sein Ziel ist ein „fortschrittlicher 
und starker Iran“. Irans Position mag völker-
rechtlich und machtpolitisch nachvollziehbar 
sein, sie ist aber dennoch keine Lösung für 
sein Sicherheitsproblem. Iranische Atom-
waffen verschärfen das Wettrüsten in der 
Region und sind daher inakzeptabel. Genau 
so inakzeptabel ist aber auch Israels Atomar-
senal. 
 
Die EU im Schlepptau der USA 
 
Die Europäische Union verlangt vom Iran 
einen dauerhaften Verzicht auf die Uranan-
reicherung und bietet als Gegenleistung 
wirtschaftliche Anreize und die Bereitstel-
lung von nuklearen Brennstoffen zur Stro-
merzeugung. Im Klartext sagt die EU zum 
Iran: Ihr dürft auf keinen Fall in den Besitz 
von Atombomben kommen - und Euer Si-
cherheitsproblem ist für uns zweitrangig. 
Auf diese Weise liefert die EU der im Iran 
und in der gesamten islamischen Welt ohne-
hin vorherrschenden Meinung neue Nah-

rung, sie verfolgten ebenso wie die USA ei-
ne Politik mit zweierlei Maß: Israels Atom-
waffen würden geduldet, islamischen Län-
dern dieselben aber versagt. Mit ihrer ge-
genwärtigen Position befindet sich aber die 
EU im Schlepptau der US-Politik der militä-
rischen Einkreisung Irans. Der Iran wird so 
dazu getrieben, sein Atomprogramm erst 
recht in vollem Umfang wieder aufzuneh-
men und, wenn nötig, auch aus dem Atom-
sperrvertrag auszusteigen. Mit der Schuld-
zuweisung an die iranische Adresse ka-
schiert die EU, dass sie bisher die historische 
Chance verpasst hat, eigenständige friedens-
politische Alternativen zu entwickeln. Statt-
dessen liefert sie nun bewusst oder unbe-
wusst die moralische Legitimation für UN-
Sanktionen gegen den Iran und den Beginn 
einer neuen und gefährlichen Eskalation 
ganz im Sinne der US-Neokonservativen. 
 
Noch ist nicht alles verloren 
 
Die EU hätte immer noch die Möglichkeit, 
das Ruder herumzureißen und die Kriegsper-
spektive abzuwenden. Dazu müsste sie als 
weitere Gegenleistung für den iranischen 
Verzicht auf Urananreicherung eine baldige 
Konferenz für die Schaffung einer Atomwaf-
fenfreien Zone im Mittleren und Nahen Os-
ten in Aussicht stellen. Dies wäre für die EU 
eine, vielleicht sogar die einzige, Möglich-
keit zu einem Befreiungsschlag in letzter 
Minute, um aus der Sackgasse herauszu-
kommen. So könnte ein neues Fenster geöff-
net werden, das es dem Iran erlaubt, auf die 
Urananreicherung bis auf weiteres doch 
noch zu verzichten. Dadurch wird es auch 
möglich, die Zukunft für die gesamte Region 
neu zu denken. Die Perspektive einer Orga-
nisation der regionalen Sicherheit für den 
Mittleren und Nahen Osten (OSZMNO) ist 
ohnehin die einzig denkbare Grundlage nicht 
nur für eine dauerhafte Sicherheit der westli-
chen Ölversorgung und für die Existenz Is-
raels, sondern auch für die friedliche Rege-
lung zahlreicher anderer grenzüberschreiten-
der ethnischer Konflikte sowie Streitigkeiten 
um die Nutzung von Ölquellen, Wasserquel-
len und Wasserstrassen. Europa ist die einzi-
ge politische und moralische Macht, die die-
ses Fenster des Friedens für eine der sensi-
belsten Regionen der Welt öffnen kann. Es 
lohnt sich, dafür propagandistische Angriffe 
der US-Neokonservativen und von Israels 
Scharon auf sich zu nehmen: Reformkräfte 
in der gesamten Region, auch in Israel, er-
hielten neuen Auftrieb und der innenpolit i-
sche Konsens für Atomwaffen verlöre im 
Iran seine Legitimation. Aber auch in Israel 
könnte eine offene Debatte über Alternativen 
zur atomar gestützten Sicherheitspolitik be-
ginnen. 
 
Haben aber die drei führenden EU-Staaten 
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Deutschland, Frankreich und Großbritannien 
den Willen und den Mut für diese Aufgabe 
und diese historische Chance? 
 
Ein Sieben-Punkte-Plan  
für den Iran 
 
Ob nun Europa es will oder in der Lage ist, 
die historische Chance zu nutzen, die Islami-
sche Republik Iran hat ein substanzielles In-
teresse an Frieden und politischer Stabilität 
im Großraum Mittlerer Osten. Der Iran hat 
dank seiner geopolitischen Lage auch viel-
fältige Möglichkeiten, die Perspektive für 
eine massenvernichtungswaffenfreie Zone 
zum wichtigsten Thema der Weltpolitik und 
vor allem des Mittleren Ostens zu machen. 
Er hat auch gute Voraussetzungen, die Füh-
rung bei dieser zukunftsfähigen Perspektive 
zu übernehmen und dabei die gegenwärtige 
internationale Isolation in ihr Gegenteil zu 
verkehren. Dadurch könnte gleichzeitig der 
US-Hegemonialstrategie, die auf Spaltung, 
Destabilität, Feindschaft, Misstrauen, Kon-
flikten und Kriegen in dieser besonders sen-
siblen Region aufbaut, die Grundlage entzo-
gen werden. Diese Perspektive dürfte in der 
Region, auch in Israel, und darüber hinaus 
auch international, selbst in den Vereinigten 
Staaten, auf Zustimmu ng stoßen. Gegner 
einer solchen iranischen Initiative, ganz be-
sonders Hegemonialpolitiker und Kriegstrei-
ber in Washington, hätten es schwer, der 
Welt ihre ablehnende Haltung zu erklären 

und würden sich selbst isolieren. Diese Per-
spektive braucht aber seitens Iran eine kluge 
und gut durchdachte Strategie, die im fol-
genden Sieben-Punkte-Plan skizziert werden 
kann: 
 
1. Die Islamische Republik Iran erklärt die 
Errichtung einer massenvernichtungs-
waffenfreien Zone im Mittleren und Nahen 
Osten zum vordringlichsten Ziel ihrer Mit-
tel- und Nahostpolitik und fordert alle Staa-
ten der Region – einschließlich Israel – auf, 
sich grundsätzlich zu Verhandlungen für 
dieses Ziel bereit zu erklären. 
 
2. Der Iran unterbreitet allen Staaten der Re-
gion einen Verfahrensvorschlag für den Be-
ginn einer regionalen Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit. 
 
3. Der Iran erklärt seine Bereitschaft, mit 
dem Beginn der Verhandlungen die Uranan-
reicherung als vertrauensbildende Maßnah-
me bis auf weiteres freiwillig auszusetzen. 
 
4. Der Iran bietet allen Staaten der Region 
ebenfalls als vertrauensbildende Maßnahme 
an, bilaterale Nichtangriffsabkommen zu 
vereinbaren. 
 
5. Der Iran schlägt Irak und den Mitglieds-
staaten des Golfkooperationsrates die Bil-
dung einer gemeinsamen Kommission vor, 
mit dem Ziel, Verfahren und Regeln für den 

Zugang zu internationalen Gewässern, zur 
Beilegung von Streitigkeiten bei der gemein-
samen Nutzung des Shatt-al-Arab und bei 
den grenzüber-schreitenden Öl- und Gasvor-
kommen sowie zur Klärung sonstiger Terri-
torialfragen zu entwickeln. 
 
6. Der Iran erklärt sich bereit, gemeinsam 
mit allen Staaten im Mittleren und Nahen 
Osten Schritte zur Reduzierung der Militär-
potentiale und zur Entwicklung von Konzep-
ten zur gemeinsamen Sicherheit einzuleiten. 
 
7. Der Iran schlägt die Schaffung eines Re-
gionalfonds vor, der dazu dienen soll Auf-
bauprogramme in Palästina, Kurdistan und 
allen schwach entwickelten Regionen zu 
fördern sowie gemeinsame ökonomische 
und soziale Projekte und Aufbauprogramme, 
wie die Einrichtung eines grenzüberschrei-
tenden Stromnetzes für die gesamte Region 
zu finanzieren. Das gleiche gilt auch für die 
Einrichtung von Meerwasserentsalzungsan-
lagen, für Programme zur Armutsbekämp-
fung, zur Alphabetisierung und zur medizi-
nischen Grundversorgung im Gesundheits-
bereich, die Einrichtung von Institutionen 
für den Katastrophenschutz, für Programme 
zur Bekämpfung von Wüstenausbreitung 
und zum Ausbau re-generativer Energienut-
zung sowie zur Einrichtung von gemeinsa-
men Forschungsinstituten und Universitäten. 

 
 
 
 

Kooperation für den Frieden - Der Kooperationsrat – 
Aufruf an Verbände, Gewerkschaften, Initiativen der sozialenBewegungen und Friedens-

gruppen in der Bundesrepublik Deutschland 
Jetzt vor der Bundestagswahl die Kandidaten fragen: "Wie werden Sie sich angesichts der Planungen für einen Mili-
tärschlag gegen den Iran verhalten? Welche Maßnahmen wollen Sie ergreifen, um diese Gefahr abzuwenden?" 

 
Liebe Freundinnen und Freunde, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Friedensforscher Prof. Dr. Mohssen 
Massarat hat in diesen Tagen einen eindring-
lichen Appell an die Friedensbewegung und 
an die deutsche und europäische Politik ge-
richtet. Die Wahrscheinlichkeit eines Mili-
tärschlages gegen den Iran, die Wahrschein-
lichkeit eines verheerenden Szenarios hat 
zugenommen:  
Wenn die Verhandlungen der EU mit dem 
Iran bezüglich der iranischen Atomanlagen 
scheitern, wird der Sicherheitsrat angerufen. 
Sanktionen werden beschlossen. Ein Angriff 
auf den Iran – möglicherweise auch allein 
durch die USA durchgeführt – steht bevor. 
Der US-Präsident wird nicht müde, öffent-
lich zu bekunden, dass er sich "alle Optio-
nen" offen hält. Die Eskalation im Mittleren 
Osten und weltweit wird weiter angeheizt – 
mit unkalkulierbaren Folgen. 

Massarrat: "Die Dramatik und Dimension 
eines möglichen US-Krieges gegen den Iran 
warnt vor allem uns in Europa, nicht nur se-
henden Auges die nächste Eskalationsstufe 
abzuwarten, sondern nach Auswegen zu su-
chen, bevor es zu spät ist. Noch ist nicht al-
les verloren." (Siehe anhängende Analyse) 
Die Friedensbewegung darf nicht zusehen 
und warten, bis der Weg zu einem Mili-
tärschlag unwideruflich beschritten wird. 
Wir müssen jetzt alarmieren! Nutzen wir 
dazu auch die Bundestagswahl! 
Fragt die KandidatInnen in Euren und die 
aus anderen Wahlkreisen, wie sie sich ange-
sichts dieser Entwicklung im neuen Bundes-
tag verhalten werden! 
Geht auf die Internetseite 
www.kandidatenwatch.de  und stellt den 
einzelnen Bewerberinnen und Bewerbern 
eine konkrete Frage. ("Wie werden Sie sich 
als Abgeordnete/r bezüglich des drohenden 
Angriffs auf den Iran positionieren? Welche 
Maßnahmen haben Sie vorgesehen, um diese 

neue Eskalation im Mittleren Osten zu ver-
hindern?" 
Diese Frage kann ganz einfach in die Maske 
kopiert und/oder mit eigenen Worten verän-
dert oder ergänzt werden. 
Werbt für diese Möglichkeit der Kandida-
tInnen-Befragung auch in den örtlichen Me-
dien. 
Wenn Ihr ausführlicher und zu weiteren 
friedenspolitischen Themen die Bundestags-
kandidatInnen befragen wollt, die Koopera-
tion für den Frieden hat dazu einen Fragebo-
gen und ein Anschreiben an die KandidatIn-
nen auf ihrer Internetseite: www.koop-
frieden.de 
 
Mit freundlichem Gruß 
Kathrin Vogler, Susanne Grabenhorst, Mat-
thias Jochheim. SprecherInnen der Koopera-
tion für den Frieden 
 
http://www.friedenskooperative.de 
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 Samir Amin 
Demokratie, die Imperialmächte 

und der Respekt für die nationale Souveränität 
Einige Grundsätze im Kampf um echte Demokratie im Nahen Osten 

 
 Samir Amin, einer der Theoretiker der globalisierungskritischen Bewegung (SiG45), traf auf der Tagung „ Marxismus 2005“ Aktivisten, um 

über den Kampf  für Demokratie im Nahen Osten zu diskutieren. Wir drucken ausgesuchte Höhepunkte des Treffens ab.  
 
Wir müssen uns an eine Anzahl grundle-
gender Prinzipien erinnern, um die Frage 
nach der Demokratie in ihrem echten 
Bezugsnetz des Fortschritts zu stellen. 
Wir können die Demokratie nicht abge-
sondert von den anderen Fragen in der 
Region Mittlerer Osten, oder irgendeiner 
Region der Welt, erörtern. 
Ich denke nicht, dass das, was vor sich 
geht, eine «samtene Revolution», eine 
«demokratische Revolution» ist. Ich 
glaube überhaupt nicht an «samtene Re-
volutionen», nicht einmal an die erste, 
der dieser Name verliehen wurde; ge-
schweige denn an sogenannte «demokra-
tische Revolutionen», die eigentlich 
CIA-Operationen sind, wie die in der 
Ukraine, Georgien und so fort. Das heißt 
aber nicht, dass die Frage der Demokra-
tie nicht eine der grundlegenden Heraus-
forderungen wäre, mit denen die Men-
schen dieser Region konfrontiert sind. 
 
Eine Reihe von Grundsätzen 
 
Der erste Grundsatz:  
Wir dürfen das Thema Demokra-
tisierung der Gesellschaft nicht ge-
trennt von sozialem Fortschritt und 
von dem Respekt für die nationale 
Souveränität der Völker und Staaten 
betrachten. 
In der Vergangenheit hat es gesellschaft-
liche Entwicklungsmuster mit wenig bis 
praktisch keiner Demokratie gegeben.  
Das ist nicht mehr annehmbar.  Gesell-
schaftlicher Fortschritt kann nur mit und 
durch  Berücksichtigung der Demokratie 
erreicht werden. 
Allerdings mag ich das Wort «Demokra-
tie» nicht. Ich ziehe «Demokratisie-
rung» vor, womit ich einen langen, 
schwierigen Prozess meine, der alle As-
pekte gesellschaftlichen Lebens tangiert: 
den politischen natürlich, aber auch den 
der Wirtschaftsführung, der Familie, 
usw.  Demokratie ohne gesellschaftli-
chen Fortschritt --- Demokratie in einem 
Neoliberalismus, einer euro-
amerikanischen Schablone für den Mitt-
leren Osten --- ist indiskutabel.  Es ent-
zieht der Demokratie jede Legitimität 
und Glaubwürdigkeit. 

 Und Demokratie kann auch nicht von 
nationaler Souveränität getrennt we r-
den; sie kann nicht mit Waffengewalt 
importiert oder mit «friedlichen Mitteln» 
eines imperialistischen Systems einge-
führt werden. Das bezieht sich haupt-
sächlich auf die "Zedernrevolution" im 
Libanon, eine anders gelagerten Situati-
on als die im Irak. Im einen Fall wird 
«Demokratie» mit den Waffen der US-
Armee gebracht, im anderen mit diplo-
matischem Druck. 
 
Zweiter Grundsatz: 
Demokratie ist nicht das wirkliche 
Ziel der vorherrschenden Kräfte im 
weltweiten imperialistischen System. 
Es war es nie in der Vergangenheit, und 
ist es auch in der Gegenwart um keinen 
Deut mehr. Das wahre Ziel des gegen-
wärtig vorherrschenden Kapitalismus ist 
der kollektive Imperialismus des Drei-
ecks USA, Europa, Japan. Über all die-
sem steht das US-amerikanische Projekt 
der militärischen Kontrolle über den 
Planeten. Sie plündern die Bodenschätze, 
insbesondere Öl, um ihre Verbündeten 
ihrem Diktat und dem kollektiven Impe-
rialismus zu unterwerfen, der ausschließ-
lich auf den Nutzen der multinationalen 
Konzerne ausgerichtet ist. 
Das ist das wahre Ziel. Wo bleibt da die 
Demokratie? Sie ist «großes Blabla».  
Zu Zeiten des Merkantilismus zogen die 
Spanier nach Südamerika, um es zu 
plündern, und nicht, um «die Heiden zu 
bekehren». In den Kolonialzeiten war es 
die Ideologie, die Kolonien zu «zivilisie-
ren».  Jetzt ist das große Blabla, die 
«Demokratie zu  fördern». 
 
 Aus diesen zwei Prinzipien leite ich ein 
drittes ab:  
Niemals die westlichen imperialisti-
schen Kräfte zu Hilfe zu rufen, egal, in 
welcher Verfassung man ist. Man mag 
mit einer sehr schwierigen Lage kon-
frontiert sein, sogar Schlachten verlieren, 
aber man sollte niemals in dem Irrglau-
ben verfallen, man könne gewinnen, 
wenn man sich die Imperialmächte zu 
Verbündeten macht. 
 

 Unter diesem Gesichtspunkt werde ich 
kurz die einzelnen Fälle beleuchten.  
Über den Iran muss ich sagen: ich war 
nicht überrascht von der Niederlage des 
früheren Präsidenten, Haschemi Rafsan-
jani.  Die pausenlosen Anti-Iran-
Diskurse und Drohungen seitens der 
USA und Europas sind für jeden Iraner 
inakzeptabel.  Ob Moslem oder nicht, 
alle Iraner sind Nationalisten und hassen 
jene Art Druck auf ihr eigenes Land. 
Rafsanjanis Philosophie --- «wir wollen 
gute Beziehungen zu den USA» --- ist 
ebenfalls inakzeptabel.  Der Diskurs sei-
nes konservativen Gegners, Mahmud 
Ahmadinejad stimmte voll mit der spon-
tanen Haltung der Iraner überein: «Zur 
Hölle mit euch! Wenn ihr gute Bezie-
hungen zu uns haben wollt, ist das euer 
Problem, Amerikaner, nicht unseres.» 
 Der zweite Punkt ist, dass die Liberali-
sierung gewisser Aspekte der Gesell-
schaft, gegen die ich nichts habe, zu Raf-
sanjanis Zeit begleitet war vom Neolibe-
ralismus, von verstärkter Ungleic hheit. 
 
Das ist der eine offensichtliche Fall. Der 
andere Fall ist derjenige von Ägypten, in 
der es heute einen starken Klassenkampf 
gibt.  Aber es gibt auch eine wachsende 
Forderung nach Demokratie, hauptsäch-
lich aus der Mittelklasse. 
Die Forderungen der Arbeiter nach Ge-
werkschaften oder der Bauern nach Ge-
nossenschaften sind demokratische For-
derungen, sie beziehen sich deutlich auf 
soziale Bewegungen und ihren sozialen 
Kampf.  Es sind keine allgemeinen For-
derungen, und diese Bevölkerungskreise 
glauben nicht an die Gültigkeit von 
Wahlen.  
Aber von der Mittelklasse gibt es diese 
allgemeine Forderung. Im gegenwärtigen 
Zustand sind sie verwirrt, und eine Min-
derheit nimmt an, dass der Westen im-
mer noch ein Verbündeter im Kampf für 
Demokratie ist. 
 

Samir Amin’s aktuelles Buch trägt den 
Titel:” The Liberal Virus, Permanent War 
and the Americanization of the World”. 
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Iran 
Peyman Jafari 

 
Fangen wir mit den letzten Wahlen an, die 
Samir Amin erwähnte.  Viele waren über-
rascht von Ahmadinejads Sieg. Der Grund 
ist, dass Ahmadinejad, ein Hardliner, 62% 
der Stimmen bekam.  Das geschieht nach 
einer Periode gesellschaftlicher Reformen, 
die der aktuelle Präsident Muhammad Kha-
tami durchführte, der jetzt sein Reformpro-
jekt verloren hat. 
Was geschah da?  Bevor ich auf diesen 
Punkt zurückkomme, möchte ich eine weite-
re Reaktion erwähnen: die Reaktion des 
Weißen Hauses.  Das Weiße Haus hat das 
iranische Regime immer wieder mit der An-
drohung militärischer Angriffe unter Druck 
gesetzt. Die USA haben sich nie um Demo-
kratie geschert, und werden das auch in Zu-
kunft nie tun.  Sie scherten sich keinen Deut 
um die Demokratie im Iran, als sie Muham-
mad Mussadegh 1953 absetzten, den demo-
kratisch gewählten Premierminister, der das 
Öl verstaatlichte. 
Sie scherten sich nicht um Demokratie, als 
sie die Diktatur des Schahs unterstützten.  
Und sie scheren sich auch heute einen Dreck 
um die Demokratie, wenn sie das Regime im 
Iran loswerden wollen. 
 
Es gibt eine populäre Erklärung, wonach die 
letzten Wahlen ein Staatsstreich gewesen 
seien.  Es gab massiven Betrug, und von ü-
ber tausend Kandidaten wurden nur 7 zuge-
lassen. 
Also war dies offensichtlich keine demokra-
tische Wahl; aber es einen Staatsstreich zu 

nennen, hieße, sowohl die Uneinigkeit in der 
Regierung zu überschätzen, als auch die 
große Zahl von Menschen zu unterschätzen, 
die tatsächlich für Ahmadinejad gestimmt 
haben.   
Dafür gab es drei Gründe:   
Zunächst betonte Ahmadinejad den Kampf 
gegen Armut und fehlende Gleichberechti-
gung.  Einer von vier Iranern lebt unterhalb 
der Armutsgrenze.  Die obersten zehn Pro-
zent der Bevölkerung kontrollieren drei 
Viertel des Gesamteinkommens. 
Der zweite Faktor ist, dass die Drohungen 
der USA den Konservativen einen Grund für 
die Unterdrückung der demokratischen Be-
wegung geliefert haben. 
Der dritte ist, dass Khatami keine echten Re-
formen gebracht hat.  Das hat einen Haufen 
Leute enttäuscht, die nun wiederum die 
Wahlen boykottiert haben.  Aber das ist 
nicht das Ende des Kampfes für Demokratie 
im Iran --- die Widersprüche werden noch 
anwachsen.  Diese Widersprüche verlaufen 
auf zwei Bahnen: 
Der erste Widerspruch ist der zwischen der 
theokratischen Natur des Regimes und den 
Volksinstitutionen.  Wichtiger jedoch ist die 
zweite Bahn, nämlich die zwischen den ka-
pitalistischen Interessen (die versuchen, den 
Neoliberalismus einzuführen) und den ande-
ren Interessen (die versuchen, das Volk über 
populistische Maßnahmen wie z. B. die Um-
schichtung von Reichtum zu mobilisieren) 
verläuft.  Als Rafsanjani 1989 Präsident 
wurde, begann er, die Wirtschaft zu liberali-

sieren. Hunderte von Gesellschaften wurden 
privatisiert, und er handelte Verträge mit 
dem IWF und der Weltbank aus.  Die Ar-
beitslosigkeit stieg, und Subventionen wur-
den gestrichen. Das führte zu riesigen Kra-
wallen im Frühjahr 1990.  Es war Rafsanja-
ni, jetzt der «pragmatische» Führer, das 
Liebling des Westens, der der Polizei den 
Befehl gab, Demonstranten aus Helikoptern 
abzuschießen, und damit Hunderte tötete. 
Ich denke, das öffnet einen Blick hinter die 
Kulissen der laufenden Entwicklung.  Die 
herrschende Klasse im Iran war damit be-
schäftigt, Verhandlungswege mit der frühe-
ren Opposition zu finden.  Khatami kam  
zum Schluss, dass er die Liberalisierung um 
einen Gang runterschalten musste, um die 
Opposition abzudämpfen, und versuchen 
musste, die Bevölkerung in  den offiziellen 
Kanälen der iranischen Politik einzubinden. 
Aber diese Ansätze sind gescheitert, weil sie 
es nicht fertig brachten, die echten Macht-
strukturen der iranischen Politik zu bewe-
gen.  Das war die erste Begrenzung der Re-
formbewegung. 
Die zweite Begrenzung ist, dass jene außer-
halb des Regimes nicht fähig  waren, die 
Forderung nach Demokratisierung mit den 
Forderungen nach gesellschaftlicher Ent-
wicklung zu verbinden.  Das wird die Her-
ausforderung für die Linke im Iran und im 
ganzen Mittleren Osten für die kommenden 
Jahre sein. 
Peyman Jafari ist ein iranischer Aktivist, der 
in den Niederlanden lebt 

 

Ägypten 
Tamer Wagieh  

  
Es gibt zwei falsche Argumente, die vorge-
bracht werden, um zu belegen warum der 
Mittlerer Osten und Ägypten nicht demokra-
tisch sind.  
Das Erste ist das "kulturelle", rassistische 
Argument. Es besagt, dass der Mittlerer Os-
ten und die Araber — aufgrund des Islams, 
aufgrund ihrer Kultur — nicht in der Lage 
sind demokratisch zu sein. Sogar in den 
Strassen Ägyptens findet man das Argument, 
dass wir von einer strengen Hand regiert 
werden müssen. Selbstverständlich ist das 
Unfug.  
Das zweite Argument, das wichtiger ist, be-
sagt, dass Ägypten nicht demokratisch ist, 
weil es nicht kapitalistisch oder nicht in aus-
reichendem Maße kapitalistisch ist. Die 
Schlussfolgerung daraus ist, dass wir mehr 
Kapitalismus brauchen, damit Ägypten de-
mokratisch wird.  
Das Gegenteil trifft zu — Ägypten ist nicht 
demokratisch, weil es kapitalistisch ist. 
Selbstverständlich ist die Tatsache, dass Ka-
pitalismus nicht demokratisch ist, keine Vo r-
gabe – sie hängt von der Situation ab.  
In den vergangenen 25 Jahren, und besonders 
nach 1991, ist die herrschende Klasse in Ä-

gypten beharrlich einer neoliberalen Agenda 
gefolgt.  
Diese Agenda brauchte eine eiserne Faust um 
Arbeitnehmer von den staatlichen Produkti-
onsstätten zu verdrängen, um den Bauern ihr 
Land zu nehmen und um den Markt zu libe-
ralisieren.  
Imperialismus ist ein weiterer Faktor, der er-
klärt, warum Ägypten eine Diktatur ist. Der 
Mittlere Osten ist eine zentrale Region für 
den internationalen Kapitalismus und Ägyp-
ten ist ein zentrales Land im Mittleren Os-
ten. Der US Imperialismus hat immer ge-
glaubt, dass Diktatoren für Stabilität sorgen 
würden.  
Jährlich erhält Ägypten immense Geldsum-
men von den USA, die zum größten Teil für 
den Kauf von Waffen verwendet werden, die 
bereit liegen für was auch immer in Ägypten 
geschehen mag. Die ägyptische Armee ist 
1977 und 1986 in Inland eingesetzt worden, 
um zivile Aufstände zu ersticken.  
 
Die Lage ist aber im Begriff sich zu ändern. 
Die USA fragen sich, ob es richtig oder 
falsch ist, eine Diktatur zu haben, ob sie viel-
leicht nicht ein anderes Regime haben könn-

ten, die ihre Interessen bedient.  
Der Grund dafür ist, dass das ägyptische Re-
gime schwächer, korrupter und leistungsun-
fähiger wird. Ein Raum hat sich geöffnet 
für diejenigen, die für Demokratie kämp-
fen.  
Es geschehen Sachen, an die wir vor einen 
oder zwei Jahren überhaupt nicht gedacht 
hätten.  
So haben zum Beispiel vor einigen Monaten, 
die ägyptischen Richter einen Protest organi-
siert und die Absage ihrer Teilnahme an der 
Wahlüberwachung angekündigt, falls die Ge-
setze für die Regierungswahlen nicht abge-
ändert würden, um wirklich demokratisch zu 
sein.  
Wir haben einen zögerlichen Imperialis-
mus, eine geschwächte herrschende Klasse 
und wir haben auch, was für uns Sozialisten 
wichtiger ist, eine aufkommende Bewe-
gung. Es ist keine Massenbewegung, aber sie 
hat Perspektiven.  
Diese Bewegung trägt den Namen Kifaya, 
was "genug" bedeutet. Diese Bewegung hat 
Zuwachs. Kifaya war der Anfang, jetzt aber 
schießen unterschiedliche Bewegungen und 
Initiativen wie Pilze aus der Erde. Es gibt 
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„die Jugend für die Wende“, „Frauen für die 
Wende“, „Professoren für die Wende“ und 
täglich tun sich fünf oder sechs Menschen 
zusammen und bilden eine neue Gruppe. Je-
der ist begeistert auf die Strassen zu gehen. 
In den vergangenen Monaten sind verschie-
dene Demos, sowohl in Kairos Stadtmitte 
wie in den Außenbezirken oder Umgebung, 
organisiert worden.  
Meines Erachtens ist dies die zentrale Bewe-
gung, die auf allen Ebenen den Ball ins Rol-
len bringen kann. Was erwarten wir als Sozi-
alisten von dieser Bewegung? Das Erste ist, 
dass diese Bewegung ihr unmittelbares Ziel 
erreicht - Demokratie. Als zweites sollte die-
se Bewegung in der Lage sein, den Weg für 
tiefere Veränderungen in der Gesellschaft zu 
ebnen.  
Abschließend möchte ich einige Punkte über 
die Form der Weiterentwicklung hervorhe-
ben.  
Der erste Punkt ist, dass die demokratische 
Bewegung noch nicht vereint ist – es besteht 
Auseinandersetzungsbedarf. Die größte Be-

drohung für die Einheit stellt die [islamisti-
sche] Muslimbruderschaft dar. Unter den 
Linken und unter den arabischen Nationalis-
ten bestehen große Zweifel daran, dass die 
Bruderschaft demokratisch ist, man meint, 
dass sie nur ein Spiel treibt und so weiter. 
Das teilt die Bewegung zu unserem Nachteil. 
Wir streben die Einheit nicht an, um der Ein-
heit Willen, aber wir streben sie an, weil wir 
eine Massenbewegung haben möchten.  
Auch hier haben wir Probleme. Einige Füh-
rer der Bewegung sind zögerlich. Sie machen 
sich mehr Gedanken über die Medien, als 
über die Massen. Dieses Phänomen findet 
man überall auf der Welt.  
Über den Kampf für die Einheit der Bewe-
gung hinaus, sollten Sozialisten dafür kämp-
fen als unabhängige Teilnehmer dieser Be-
wegung diese voran zu bringen. Wir sind ak-
tiv gewesen bei der Entwicklung und Wei-
terbringung von Gruppen, wie „Jugend für 
die Wende“, die viel mehr Bezug zu den 
Strassen haben. 
Wir stehen vor Herausforderungen. Wenn 

wir aber eine Massenbewegung haben, eine 
einheitliche Bewegung, werden sich für uns 
Perspektiven für tiefere Veränderungen er-
öffnen, als die der Kapitalismusdemokratie.  
Wenn die Massen einmal auf den Strassen 
sind, glaube ich nicht, dass sie nach fairen 
Wahlen rufen werden und dann zurück in 
ihre Häuser gehen ohne nach Brot und Butter 
zu rufen. So ist also die Bedingung für eine 
tiefere Bewegung als die der Kapitalismus-
demokratie, eine Massenbewegung mit ei-
nem linken Flügel in ihren Reihen.  
 
Zuletzt möchte ich erwähnen, dass die nächs-
ten Monate, wegen der Präsidents- und Par-
lamentswahlen im September und Oktober,  
sehr wichtig sein werden. Dies wird für alle 
die Frage nach Demokratie und nach der Be-
ziehung zwischen Demokratie und Gleichheit 
auf allen Ebenen aufwerfen. Wir müssen die-
sen Kampf bis zum Ende gehen. 
 
 Tamer Wagieh ist führender Aktivist und 
Mitglied des Sozialistischen Studienzentrums 

 

Libanon  
Ghassan Makarem  

 
Ich möchte einige Ziffern liefern, die das be-
legen, was Samir in der Einführung gesagt 
hat. Eine weltweite Erhebung befragte die 
Menschen 2002, ob sie glaubten, dass De-
mokratie eine gute Regierungsform sei.  
61% der Beantworter aus arabischen Ländern 
stimmten zu, gegenüber der 52% in Westeu-
ropa und 38% in den USA, Kanada, Austra-
lien und Neuseeland. 
Vor einigen Jahren fragten die Vereinten Na-
tionen, ob Demokratie durch militärische In-
tervention hervorgebracht werden könnte. 
Zwischen 82 und 97% der Bevölkerung in 
den arabischen Ländern lehnte es ab. 
 
Also, welche Art von Demokratie wünschen 
wir uns? Die beste Art diese Frage zu beant-
worten ist darüber zu reden, welche Art von 
Demokratie wir aufbauen wollen.  
Der Libanon hatte einen Bürgerkrieg zwi-
schen 1975 und 1990. Der Krieg zerstörte 
einen Großteil des Landes, aber er zerstörte 
nicht alle Bewegungen des Landes. 
Einige Jahre nach Kriegsende fanden überall 
in Beirut Demonstrationen  gegen die [Pa-
lestinensisch-Israelischen] Oslo-Abkommen 
statt. Die Regierung befahl Soldaten das 
Feuer auf die Demonstranten zu eröffnen. 
Dabei wurden 11 demonstrierende Frauen 
getötet.  
Die Bewegung wurde 1994 wieder aufge-
nommen. Demonstrationen und Streiks ha-
ben dazu geführt, dass der Mindestlohn auf 
to $200 im Monat erhöht wurde, was von 
große Bedeutung war. Die Gewerkschafts-
bewegung und einigen der neuen linken poli-
tischen Gruppen gelang es, sich bei den 
1996er Wahlen auf einer großen Liste mit zur 
Wahl zu stellen.  
Bei diesen Wahlen war es interessant, dass 
die Libanesische Kommunistische Partei al-

leine 15% der Stimmen erhalten hat, sie kam 
aber nicht in das Parlament, weil wir kein 
proportionales Vertretungssystem haben. Ihr 
Generalsekretär bekam die Mehrheit in sei-
nen Wahlbezirk, aber während der erneuten 
Stimmenzählung sind ein Paar Wahlurnen 
verloren gegangen.  
Und 1996 war ein entscheidender Punkt bei 
der Entwicklung einer echten demokrati-
schen Bewegung im Lande, sowohl für die 
linken, wie für die liberalen demokratischen 
Kräfte. Das Hauptziel der Kampagne war es, 
lokale Wahlen abzuhalten – die ersten seit 
1963. Es war eine Volkskampagne, die uns 
1998 das Wahlrecht für unsere Gemeinden 
einbrachte.  
 
Seitdem haben wir mit Unterstützung der 
Bevölkerung verschiedene Kampagnen 
durchgeführt.  
Die Erste, und wahrscheinlich die Größte, 
war die Kampagne für die standesamtliche 
Eheschließung. Wir leben in einem Konfes-
sionsstaat, und wenn Du einer gewissen Re-
ligion angehörst, kannst Du nur unter den 
Gesetzen deiner eigenen Religion heiraten.  
Wir führten eine Kampagne durch, um das 
Wähleralter von 21 auf 18 zu senken, eine 
Kampagne gegen den Krieg in Afghanistan 
und eine zur Solidarität mit Palästina. Kleine 
Filmclub- und Diskussionsgruppen waren im 
ganzen Land aktiv.   
Ein entscheidender Punkt war die Antigloba-
lisierungskonferenz 2001, die eine Neuord-
nung der Linken mö glich machte. Kurz dar-
auf fand die israelische Belagerung von Ra-
mallah statt. An dieser Stelle möchte ich den 
Vergleich zwischen echten demokratischen 
Bewegungen und der Zedernrevolution zie-
hen. Während der Belagerung von Ramallah 
nahm eine Aktivistengruppe den zentralen 

Platz in der Beiruter Stadtmitte ein – der 
Platz der vor  einigen Monatenn zum Fern-
sehschauplatz für die neueste Gucci Mode 
der Zedernrevolution war.  
Diese "Revolution" wurde von den alten sek-
tiererischen Milizen beherrscht, ohne Dis-
kussionen, ohne Demokratie.  
Wenn Sie die Geschehnisse der Demonstra-
tionen von 2002 und die Antikriegskampa-
gnen betrachten, werden Sie sehen, dass sie 
von Frauen und Männern geführt wurden, 
dass sie zum ersten Mal in der arabischen 
Welt den öffentlichen Auftritt von Schwulen- 
und Lesbengruppen zuließen, dass sie eine 
Boykottkampagne gegen Firmen, die Israel 
unterstützten, begannen.  
Am 27. Mai 2004 haben Arbeitnehmer  aus 
allen Konfessionen gegen steigende Preise 
demonstriert. Die Regierung von Rafiq Hariri 
kam zu dem Schluss, dass nur die Armee die 
Demonstranten stoppen könnte. Fünf Arbeit-
nehmer wurden getötet.  
Dies ist der Unterschied zwischen der Ze-
dernrevolution und der echten demokrati-
schen Kämpfe im Libanon.  
Wir müssen mit dem Aufbau einer neuen und 
echten demokratischen Bewegung in der Re-
gion beginnen. 
  
Ghassan Makarem ist Kampagnenführer für 
die Demokratie aus dem Libanon  
 
Übersetzung: ehrenamtliche ÜbersetzerIn-
nen, Dominik Wezel, Helga Heidrich SiG-
redaktion, coorditrad@attac.org 
 
Quelle 
http://www.socialistworker.co.uk/article.ph
p4?article_id=7031 
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Claudia Haydt 
 [K]Eine Lizenz zum Töten 

KSK Killerkommandos jagen Drogenbarone in Afghanistan 
 
In den letzten Wochen und Monate entwi-
ckelte sich eine rege Reisetätigkeit zwischen 
Deutschland und Afghanistan. Mehr als 100 
KSK-Soldaten brachen im Mai Richtung 
Hindukush auf, demnächst folgen achthun-
dert Soldaten zur Verstärkung des ISAF-
Kontingents und zusätzlich reisen in diesen 
Tagen einige dutzend Beamte von Zollfahn-
dung und BKA nach Kabul um afghanische 
Polizisten(1) im Antidrogenkampf zu schu-
len.  
Die Nervosität und Konzeptlosigkeit hinter 
diesem Aktionismus ist kaum zu verheimli-
chen. Zu gerne hätte die deutsche Regierung 
ein Erfolgsmodell für militärische Interven-
tionen, das sich positiv gegenüber dem US-
Debakel im Irak abhebt. Sowohl für die 
Wahlen in Deutschland wäre dies hilfreich 
als auch für den erhofften Aufstieg auf der 
weltpolitischen Bühne mit Hilfe eines Sitzes 
im UN-Sicherheitsrat.  
Doch die schöne Fassade des zivil-
militärischen Experiments bröckelt. Der Wi-
derstand in Afghanistan nimmt zu, die 
Kampfhandlungen der westlichen Truppen 
ebenso, der Drogenhandel floriert wie nie 
und das KSK erfüllt völkerrechtswidrige Tö-
tungsaufträge. Von einer Normalisierung 
scheint die Lage in Afghanistan noch Jahr-
zehnte entfernt und unter den dort eingesetz-
ten Soldaten macht sich Frustration - und 
Angst - breit.  
 
Brüchiger Erfolg 
In offiziellen Verlautbarungen der Enduring 
Freeedom Allianz überwiegen die Erfolgs-
geschichten. Am 30. Juni 2005 vermeldete 
das Verteidigungsministerium in Kabul das 
Ende der Entwaffnung der afghanischen Mi-
lizen (dpa 30.6.2005). Im September wird in 
Afghanistan gewählt und die Sicherheitslage 
ist angeblich so entspannt, dass Kriegs-
flüchtlinge seit einigen Wochen laut Be-
schluss der Innenministerkonferenz abge-
schoben werden dürfen. Die Hamburger Be-
hörden sind dabei besonders eifrig und wol-
len nun neben allein stehenden Männern 
auch verheiratete Paare abschieben. Dass 
gleichzeitig der Hamburger LKA-Dienst-
stellenleiter Helmut Hedrich gegenüber dem 
Hamburger Abendblatt (21.7.2005) vor dem 
Abflug zu seinem Einsatz in Kabul erklärte 
"Wir werden dauerhaft Schutzwesten tragen, 
nachts nicht auf die Straßen gehen. Schließ-
lich ist Kabul das Zentrum einer echten Kri-
senregion," das erscheint den deutschen Be-
hörden nicht als Widerspruch.  
Zu einer realistischen Lagebeurteilung ist 
scheinbar keiner der westlichen Alliierten in 
der Lage. Noch im Winter erklärte die US-
Armee die Taliban für fast völlig aufgerie-
ben "doch seit dem Frühjahr lieferten sich 
die islamistischen Kämpfer heftige Gefechte 
mit afghanischen Soldaten und den sie un-
terstützenden multinationalen Truppen unter 

US-Kommando, an der auch Bundeswehr-
soldaten beteiligt sind." (spiegel-online 
1.7.2005) Dieser Widerstand gilt nach der 
Entwaffnung der "regulären" Milizen nun 
ausschließlich als kriminell oder terroris-
tisch. In den so genannten illegalen Milizen 
sind nach Schätzungen (UNAMA) ca. 
120.000 Bewaffnete in rund 1800 Gruppen 
organisiert.  
 
Narkostaat Afghanistan? 
Besonders die Milizen, die als Privatarmee 
für Drogenbarone fungieren sind allem An-
schein nach hervorragend ausgebildet und 
ausgerüstet. "Schwer bewaffnete Konvois, 
bis zu 60 Jeeps voller Opium, Heroin und 
Morphinbase, rasen über die Ebenen im 
Westen Richtung Iran," berichtet der Stern 
(7.7.2005) und zitiert einen KSK-Mann mit 
der Aussage "wir wissen, dass ehemalige 
Kräfte des australischen und des britischen 
Special Airservice dabei sind." Militärisch 
sind die Drogenkartelle kaum in den Griff zu 
bekommen. Schon seit Jahren versuchen die 
iranischen Behörden - vergeblich - mit über 
40.000 Soldaten und Polizisten sowie mit 
Milliardeninvestitionen in Grenzsicherung 
(Mauern, Gräbern, Überwachung) den Dro-
gentransit aus Afghanistan zu stoppen.(2)  
In Afghanistan wird 50% des Bruttoinlands-
produkts über Drogenanbau und -handel er-
zielt. Die Rhetorik der westlichen Staaten 
blendet aus, dass sehr viele Menschen in Af-
ghanistan existenziell auf diese Einnahmen 
angewiesen sind und wie stark deswegen der 
Widerstand sein wird, wenn westliche Trup-
pen - oder von diesen eingesetzte afghani-
sche Sicherheitskräfte - die Mohnfelder ver-
nichten. Im Distrikt Rustak etwa kam es im 
Mai zu schweren Unruhen, nachdem zahl-
reiche Mohnfelder niedergebrannt worden 
waren. In der Weltbankstudie "Breaking the 
conflict trap" (2003) wird die begrenzte Um-
setzbarkeit eines rein sicherheitspolitischen 
Ansatzes, der nur auf Verbot und Zerstörung 
der Produktion ausgerichtet ist, erläutert und 
darauf verwiesen, dass durch bloße Verbots-
politik Bürgerkriege geradezu herbeigeführt 
werden. "Das Problem dieses produktions-
orientierten Ansatzes ist, dass es Gebiete au-
ßerhalb der Kontrolle einer anerkannten Re-
gierung enorm wertvoll werden lässt und so 
automatisch dazu beiträgt Rebellionen zu 
fördern." (S.144) Erfolgversprechender er-
scheint es hier, die Kooperation der Bauern 
durch ökonomische Alternativen zum 
Mohnanbau zu unterstützen und durch eine 
aufgeklärte Drogenpolitik in den Abnehmer-
staaten (z.B. kontrollierte Abgabe von He-
roin an Abhängige) die Gewinnspanne und 
damit die Attraktivität des Handels zu sen-
ken. Überhaupt scheinen sich in Afghanistan 
viele Fehler aus früheren Phasen der Ent-
wicklungspolitik zu wiederholen. Anstatt 
z.B. den Bauern Mindestpreise für ihre Wei-

zenernte zu garantieren, wird der Preis durch 
Hilfslieferungen gedrückt.  
Letztes Aufgebot  
Doch ursachenorientierte und langfristige 
Drogenpolitik steht nicht auf der Tagesord-
nung der alliierten Besatzer in Afghanistan. 
Die Devise scheint zu lauten, wo Gewalt 
nicht hilft, da ist eben noch mehr Gewalt 
notwendig. Geplant ist, dass der alte 
Bundestag noch vor seiner Auflösung, wahr-
scheinlich am 7. September 2005, über die 
Erhöhung des ISAF-Kontingents auf 3000 
Soldaten abstimmen soll. Zur Zeit stocken 
auch zahlreiche andere Staaten ihre Militär-
kontingente in Afghanistan auf. Großbritan-
nien, die Niederlande, Australien und Spa-
nien schicken jeweils hunderte von Soldaten 
- meist Spezialtruppen. Teilweise werden 
damit die ISAF-Kontingente aufgestockt, die 
Mehrheit wird jedoch für den so genannten 
"Antiterroreinsatz" Enduring Freedom ent-
sandt.  
Die offiziellen Begründungen sind meist Si-
cherung der Parlamentswahlen im Septem-
ber. Parallel, aber durchaus mit einander 
verknüpft, werden der ISAF-Einsatz und 
Enduring Freedom vorangetrieben. Der 
ISAF-Einsatz soll besonders mit Hilfe der 
Bundeswehrsoldaten schrittweise auf das 
ganze Land ausgedehnt werden. Verteidi-
gungsminister Struck erklärte hierzu, es ma-
che wenig Sinn, dass sich die Bundeswehr in 
Afghanis tan räumlich so stark eingrenze(3). 
In Kunduz wird die Bundeswehr in den 
nächsten Monaten auch von 93 österreichi-
schen Soldaten, überwiegend Elitesoldaten, 
so genannte Kaderpräsenzeinheiten unter-
stützt (Der Kurier 29.7.2005). In Faisabad 
wird das dortige Bundeswehrkontingent in 
"Sicherheitsfragen" von den Elitetruppen des 
Kommandospezialkräfte unterstützt. Die 
meisten Elitesoldaten der verschiedenen na-
tionalen Kontingente befinden sich aber im 
formal getrennten "Antiterroreinsatz" Endu-
ring Freedom, der zur Zeit schwerpunktmä-
ßig die Rebellen in der Grenzregion zu Pa-
kistan und die Drogenökonomie angreift. Im 
Rahmen dieser Auseinandersetzung kamen 
seit Anfang 2005 mehr als 600 Menschen 
ums Leben, darunter Aufständische, aber 
auch zahlreiche Zivilisten und rund 50 US-
Soldaten. (vienna-online, 27.7.2005). Die 
häufigen Opfer in der Zivilbevölkerung tra-
gen sehr zur Verschlechterung der Stim-
mung gegenüber den Besatzern bei. Anfang 
Juli starben bei einem US-Luftangriff, vor-
geblich auf terroristische Ziele, in der Pro-
vinz Kunar im Osten Afghanistans 17 Dorf-
bewohner, überwiegend Frauen und Kinder. 
Aber nicht nur die Stimmung gegen das US-
Militär ist schlecht, auch die deutschen 
ISAF-Soldaten sind in der Bevölkerung kei-
neswegs beliebt. Immer wieder gibt es gegen 
die deutschen Soldaten Anschlagsversuche 
und Drohungen. Reuters berichtet am 
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11.7.2005 von einem Angriff auf einen 
Konvoi mit Bundeswehrsoldaten nahe Ka-
bul.  
Beim deutschen Stützpunkt in Kunduz sollen 
Flugblätter mit der Forderung nach dem Ab-
zug der ausländischen Truppen verteilt wor-
den sein. (Welt 28.6.2005) Schon im Jahr 
2003 zitiert die Welt (16.10.) einen Bundes-
wehrsoldaten mit der Äußerung "Eigentlich 
wollen uns die Menschen nicht." Der Artikel 
konstatierte weiter "Zuerst seien die Kinder 
nur freundlich gewesen, in letzter Zeit hätten 
jedoch die Steinwürfe zugenommen..." Im 
Internet sollen Erklärungen afghanischer Is-
lamisten kursieren, in denen Bundeswehr-
soldaten der Tötung von Muslimen beschul-
digt werden (Welt 15.7.2005).  
Die Anwesenheit der westlichen Truppen 
scheint auch negativ auf die Arbeit von 
Hilfsorganisationen auszuwirken. Dass "Hel-
fer als Handlanger" wahrgenommen werden, 
lässt sich wohl aus den zunehmenden An-
schlägen gegen Hilfsorganisationen schlie-
ßen. Dies liegt möglicherweise daran, dass 
einerseits Hilfsorganisationen - mehr oder 
weniger freiwillig - immer stärker mit Mili-
tärs kooperieren und andererseits die Besat-
zungstruppen selbst die Trennung zwischen 
zivil und militärisch verwischen, indem sie 
versuchen sich als Entwicklungshelfer zu 
präsentieren (Wiederaufbauteams!). Jürgen 
Lieser, Leiter der Katastrophenhilfe von Ca-
ritas International, formuliert in einem Posi-
tionspapier, das was viele Hilfsorganisatio-
nen beschäftigt: "Hilfsorganisationen mü s-
sen sich angesichts dieser Entwicklungen 
fragen, ob sie nicht für politische Zwecke 
instrumentalisiert werden ..." Enge Koopera-
tion mit dem Militär stellt zudem "die Unab-
hängigkeit der Hilfsorganisationen in Frage 
und führt auch zu einer konkreten Gefähr-
dung der Helfer, weil diese von der Gegen-
seite mit den feindlichen Truppen identifi-
ziert werden."(4) 
 
Drug Enforcement mit Killerkommandos 
Zivil-militärische Zusammenarbeit auf einer 
anderen Ebene stellt die Ausbildungshilfe 
deutscher Polizisten für afghanische Sicher-
heitskräfte dar. Der Polizeieinsatz ist der 
einzige bundesdeutsche Einsatz der auch er-
klärtermaßen ein Antidrogeneinsatz ist. Otto 
Schily informierte am 22.7.2005 die Öffent-
lichkeit: "Die Bekämpfung des Drogenan-
baus und -handels ist eine der wichtigsten 
Aufgaben Afghanistans. Wir unterstützen 
Afghanistan in diesem Kampf und werden es 
durch professionelle Schulung seiner Si-
cherheitsbehörden in die Lage versetzen, 
selbst effektiv gegen den Rauschgifthandel 
vorzugehen."  
All zu sehr scheint sich die deutsche Regie-
rung aber nicht auf die Fähigkeit oder Wil-
ligkeit der afghanischen Behörden zu verlas-
sen, es deutet alles darauf hin, dass KSK-
Soldaten und andere Spezialtruppen seit Mai 
2005 massiv Drogenbekämpfung durchfüh-
ren. Gegenüber dem Stern (7.7.2005) berich-
teten Soldaten davon, dass "der Einsatz in 
Afghanistan aufs Ausschalten von Hoch-

wertzielen im Drogengeschäft hinaus(läuft). 
Einige Offiziere haben uns nach Stabsbrie-
fings klipp und klar gesagt, dass es um drug 
enforcement geht." Dass hier nicht an rechts-
staatliche Prozesse gedacht ist ergänzen die 
Soldaten ganz offen "Wir sollen die Draht-
zieher ausschalten, eliminieren." Seit Mai 
2005 ist bekannt(5), dass KSK-Kommandos 
bei ihrem Einsatz im Südosten Afghanistans 
in begrenztem Umfang über direkte Kamp f-
handlungen "direct action" selbst entschei-
den können. Um was es sich dabei konkret 
handelt ist erschreckend: "Nie habe man in 
Calw so hart ‚Direct Action' trainiert wie in 
diesem Jahr, und zwar die dreckigen Varian-
ten: Mehrere Trupps landen verdeckt, über-
fallen mit großer Feuerkraft den Feind - kurz 
gucken, eliminieren.'" Bundeswehrsoldaten 
üben Attentate, neudeutsch "Assasinationen" 
- und führen diese wahrscheinlich auch 
durch.  
Als "Kommando Spezialkiller" bezeichnet 
deswegen der Oberstleutnant der Bundes-
wehr Jürgen Rose das KSK in einem Artikel 
(Freitag, 22.7.2005). Die Tötungspraxis auf 
puren Verdacht, in der Regel wohl auf De-
nunziation und Gerüchte hin widerspricht 
nicht nur dem Grundgesetz sondern auch 
internationalem Recht. Die Genfer Konven-
tion (Artikel 3) regelt klar: "Personen, die 
nicht direkt an den Feindseligkeiten teilneh-
men, ... sollen unter allen Umständen mit 
Menschlichkeit behandelt werden ... Zu die-
sem Zwecke sind und bleiben in bezug auf 
die oben erwähnten Personen jederzeit und 
jedenorts verboten: a.) Angriffe auf Leib und 
Leben, namentlich Mord jeglicher Art, ... d.) 
Verurteilungen und Hinrichtungen ohne 
vorhergehendes Urteil eines ordnungsmäßig 
bestellten Gerichtes, das die von den zivili-
sierten Völkern als unerlässlich anerkannten 
Rechtsgarantien bietet." Dieser Schutz vor 
willkürlichen Hinrichtungen gilt übrigens 
völlig unabhängig davon, ob es sich um 
mutmaßliche Drogenkriminelle oder um 
mutmaßliche Terroristen handelt. Da aller-
dings der Kampf gegen Drogenkriminalität 
nicht vom Mandat des Bundestags gedeckt 
ist, scheint sich die Praxis einzuspielen, 
Drogenhandel mit Terrorismus zu identifi-
zieren. Der Bundestagsbeschluss am 
17.11.2001 begrenzt die Aufgabe auf Ter-
rorbekämpfung "Ziel ist es, Führungs- und 
Ausbildungseinrichtungen von Terroristen 
auszuschalten, Terroristen zu bekämpfen, 
gefangen zu nehmen und vor Gericht zu stel-
len..."(6) Der verteidigungspolitische der 
SPD, Rainer Arnold, erklärte auf die Frage, 
ob KSK-Soldaten entgegen ihres Mandats 
auch gegen Drogenbosse im Einsatz seien: 
"Da gibt es Überschneidungen. Ein Terrorist 
kann sein Terrorgeschäft über Drogen finan-
zieren."(ddp 14.7.2005) Zynisch könnte man 
vermuten, dass erschossene Drogendealer 
hinterher immer auch Terroristen gewesen 
sein werden. 
 
Demokratische Kontrolle ausgeschlossen 
Der Öffentlichkeiten und wohl auch vielen 
Parlamentariern bleibt im Moment kaum 

mehr als Vermutungen und Indizien über das 
was das KSK tatsächlich tut. Auf welcher 
Grundlage die Bundestagsabgeordneten ihre 
Entscheidung über eine Ausweitung des 
Bundeswehrmandats treffen sollen bleibt 
völlig unklar. Alle wichtigen Angaben zu 
den KSK-Einsätzen sind Verschlusssache - 
obwohl genau diese Einsätze wesentlich zur 
Eskalation vor Ort und damit auch zur Ge-
fährdung der Soldaten beitragen. Es gibt 
keine Informationen über den Umfang, über 
das Einsatzgebiet, über den genauen Auftrag 
- noch nicht einmal über die gefallenen Sol-
daten. Und offensichtlich gab es tote KSK-
Soldaten, das Internetportal German-
Foreign-Policy spricht von bis zu 12 Toten. 
Eine Aussage, die der ehemalige Brigadege-
neral Heinz Loquai indirekt bestätigt. Ihm 
sei schon vor einiger Zeit zu Ohren gekom-
men, "dass deutsche Soldaten bei KSK-
Einsätzen ums Leben gekommen sind und 
die Familienangehörigen massiv unter Druck 
gesetzt werden, um zu verhindern, dass die 
Medien darüber etwas erfahren."(7) Nach 
Angaben von Spiegel-Online (21.5.2005) 
sind nicht einmal die Obleute der Bundes-
tagsfraktionen über den genauen Auftrag 
und den militärischen Befehl unterrichtet. 
Dennoch ist von den meisten Parlamenta-
riern kein Widerstand gegen diese Praxis zu 
erwarten. Kritische Stimmen kommen aller-
dings verstärkt von Seiten der Bundeswehr-
soldaten und selbst der KSK-Soldaten vor 
Ort, die sich "als Spielball der Politik se-
hen"(8) und befürchten für einen Sitz im 
Weltsicherheitsrat von der Bundesregierung 
verheizt zu werden.  
 
Auch wenn die deutschen Todesschwadro-
nen als logische Konsequenz der immer ag-
gressiveren Außen- und Militärpolitik er-
scheinen: Kriegsverbrechen dürfen niemals 
toleriert werden! Bundeswehrsoldaten in 
Afghanistan sind keine Lösung - sie sind 
Teil des Problems.  
 
Anmerkungen: 
(1)Meldung des Bundesministeriums des In-
nern, 21.7.2005. 
(2)Gouverneur, Cédric, Der Opiumkrieg an der 
Grenze des Iran, in: Le Monde diplomatique, 
Nr. 6701 vom 15.3.2002. 
(3)Sipotec, 21.7.2005. 
(4)Lieser, Jürgen: Helfer als Handlanger? Hu-
manitäre Hilfe in den Zeiten der neuen Kriege. 
http://www.ageh.de/informationen/con_05/con
_1_05/Lieser-Caritas-mue.pdf  
(5)Haydt, Claudia / Pflüger, Tobias: Eskalation 
in Afghanistan, 27.5.2005. http://www.imi-
online.de/2005.php3?id=1174  
(6)http://www.auswaertiges-
amt.de/www/de/aussenpolitik/friedenspolitik/a
br_und_r/jab2002/1/1_2_html#1  
(7)Zitiert nach Rose, Jürgen: Kommandos Sp e-
zialkiller, Freitag 22.7.2005. 
(8)Rauss, Uli: Diesmal wird es Tote geben 
(Stern 7.7.2005) 
IMI-Analyse 2005/020 , 31.7.2005 
http://www.imi-
online.de/2005.php3?id=1205
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Wir haben Alternativen – eine andere Welt ist möglich! 
Erklärung der Versammlung sozialer Bewegungen von Erfurt, 24. Juli 2005 

 
 Der Ausgang des Referendums zur EU-
Verfassung in Frankreich und den Niederlan-
den ebenso wie die Regierungskrise in 
Deutschland beweisen: Immer weniger ver-
trauen die Bürgerinnen und Bürger auf Emp-
fehlungen und Aussagen der herrschenden Po-
litikerinnen und Politiker. Die neoliberale Poli-
tik der vergangenen Jahre steckt in einer tiefen 
Legitimationskrise. Es hat sich als falsch er-
wiesen, daß durch Sozialabbau die Erwerbslo-
sigkeit gesenkt wird. Das Gegenteil ist einge-
treten und wird durch das Festhalten an der 
Lissabon-Strategie weiter verschärft: die zu-
nehmende Spaltung der Gesellschaft in Arm 
und Reich, Jung und Alt, Menschen mit und 
ohne genehmen Paß, in »Leistungserbringer« 
und »Alimentenbezieher«. Die Gewerkschaften 
und die abhängig Beschäftigten sehen sich ei-
nem Generalangriff auf Tarifautonomie, Mit-
bestimmungsrechte und Kündigungsschutz 
ausgesetzt. Demokratieabbau und steigende 
Repressionen gehen einher mit Militarisierung. 
Die Maßnahmen zum Schutz der natürlichen 
Umwelt sind völlig unzureichend. Die Kluft 
zwischen GlobalisierungsgewinnerInnen und -
verliererInnen wird tiefer. All das erfüllt zahl-
reiche Menschen mit wachsender Sorge um 
eine lebenswerte Zukunft – global, in Europa 
und auch hier in Deutschland. 
Als Teil der internationalen und globalisie-
rungskritischen Bewegung trafen wir uns in 
Erfurt – nicht nur, um die politischen und sozi-
alen Verhältnisse grundlegend zu kritisieren, 
sondern auch, um unsere Alternativen zu ent-
wickeln für eine solidarische, demokratische, 
ökologische, nicht-patriarchale und sozial ge-
rechte Gesellschaft. 
 
Soziales und Arbeit neu denken. Wir fordern 
eine komplette Neuausrichtung der Sozial- und 
Arbeitspolitik. Wir brauchen ein existenzsi-
cherndes Mindesteinkommen/ Grundeinkom-
men für jede und jeden jetzt als Alternative zu 
Hartz IV, einen gesetzlichen Mindestlohn, eine 
menschenwürdige Rente ohne Diskriminie-
rung, massive Arbeitzeitverkürzung. Wir treten 
ein für eine solidarische Gesellschaft, ohne 
Ausgrenzung und Massenerwerbslosigkeit, oh-
ne Armut und soziale Spaltung, in der jeder 
und jede sich umfassend bilden und entwickeln 
und in unterschiedlichen Formen tätig werden 
kann, chronisch Kranke und behinderte Men-
schen gleichgestellt sind, jeder Mensch das 
Recht auf Zugang zu öffentlichen Gütern und 
Dienstleistungen hat. Die Privatisierungen in 
diesen Bereichen müssen gestoppt werden. Wir 
wollen eine Gesellschaft, in der jede und jeder 
am gesellschaftlichen Reichtum angemessen 
und sicher teilhat. Geld ist genug da! Solidari-
sche Einfachsteuer jetzt! 
Eine nach innen und außen friedliche Ge-
sellschaft, die auf militärische Gewalt verzich-
tet und auch ökonomisch auf der Basis von 
Gleichberechtigung und Solidarität mit anderen 
Ländern und Weltregionen zusammenarbeitet. 
Wir lehnen den »Krieg gegen den Terror« ab – 
er wird zum Vorwand genommen, um demo-
kratische Rechte einzuschränken und Musli-
minnen und Muslime zu stigmatisieren. Wir 
fordern die Rücknahme der Antiterrorgesetze 

und des Zuwanderungsgesetzes sowie den so-
fortigen Stopp aller Deportationen von Flücht-
lingen! Wir brauchen keine weltweit einsatzfä-
hige Interventionsarmee, sondern Krisenprä-
vention und zivile Konfliktbearbeitung. Stoppt 
die milliardenschweren Aufrüstungsprogram-
me! Die außerhalb Deutschlands stationierten 
Bundeswehrtruppen müssen abgezogen wer-
den. Die faktische Unterstützung der Besat-
zungsherrschaft und der US-Kriegsführung im 
Irak muß beendet werden. Für einen gerechten 
Frieden in Palästina! Wir bleiben bei unserem 
konsequenten Nein zur EU-Verfassung! 
Eine ökologische zukunftsfähige Gesell-
schaft, die den Ausstoß von Klimagasen und 
umweltbelastenden Stoffen sowie den 
Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen auf 
ein international verträgliches Maß senkt. Das 
bedeutet bei uns eine ökologisch konsequente 
Landwirtschaft-, eine Siedlungs-, Energie- und 
Verkehrspolitik auf der Basis regenerativer E-
nergien und den sofortigen Ausstieg aus der 
Atomenergie. 
Eine geschlechtergerechte Gesellschaft, in 
der alle Menschen gleichberechtigt leben und 
in der Männer nicht über die Köpfe der Frauen 
entscheiden. Dies ist zur Zeit in Politik, Ge-
setzgebung sowie in der Arbeitswelt immer 
noch die diskriminierende Realität. 
Eine demokratische Gesellschaft – mit weit 
über Wahlkämpfe und Wahltage hinausgehen-
der demokratischer Teilhabe und aktiver Parti-
zipation sowie Entscheidungskompetenz für 
alle Einwohnerinnen und Einwohner auf allen 
Ebenen: von der unmittelbaren Interessenver-
tretung über ökonomische Entscheidungspro-
zesse, betriebliche Mitbestimmung bis hin zu 
allgemeinen politischen und gesellschaftlichen 
Fragen – von der kommunalen Ebene bis zur 
europäischen und globalen. Wege dahin sind 
die Ausweitung von BürgerInnenbegehren und 
BürgerInnenentscheiden auf allen Ebenen so-
wie Beteiligungshaushalte. 
Eine andere Welt ist möglich , wenn wir ge-
meinsam die totale Vermarktung der Menschen 
und ihrer Umwelt stoppen und globales Zu-
sammenleben neu gestalten. Dazu brauchen wir 
Austausch und Begegnung wie bei diesem So-
zialforum in Erfurt: 
Verstärkte Vernetzung der sozialen Bewe-
gungen vor Ort, nicht zuletzt in Form der loka-
len Sozialforen, um die Menschen zu befähi-
gen, Akteure direkter Demokratie zu werden. 
Dazu gehört auch die Verknüpfung zu überre-
gionalem Austausch und gemeinsamer Aktion. 
Globalisierung von unten: Kommunikation 
und Kooperation unabhängig von Kultur, Reli-
gion, Geschlecht und Hautfarbe. Der gemein-
same Kampf weltweit für globale soziale Rech-
te für alle ist unsere Aufgabe. Wir fordern 
Schuldenstreichung und das Ende der neolibe-
ralen Strukturanpassungsprogramme. 
Ob es gelingt, weiteren neoliberalen Umbau zu 
verhindern, hängt entscheidend von den Pro-
testen der sozialen Bewegungen vor und nach 
den Bundestagswahlen ab. Wer auch immer 
regieren wird und weiteren Sozialabbau be-
treibt, er muß mit unserem massiven Wider-
stand rechnen. 
Als gemeinsame Aktionen der nächsten Mo-

nate schlagen wir vor: 
- Einen dezentralen bundesweiten Aktionstag 
am 5. September: Soziale Bewegungen melden 
sich zum Wahlkampf zu Wort! 
– Eine Aktions- und Strategiekonferenz der 
sozialen Bewegungen am 19./20. November 
2005. 
– Die Mobilisierung zum europäischen Akti-
onstag für ein soziales Europa am 15. Dezem-
ber 2005 in Brüssel sowie die Fortsetzung der 
Kampagne gegen die EU-Verfassung und die 
Proteste gegen die EU-Richtlinien zu Dienst-
leistung, Arbeitszeit und Militarisierung. 
– Bundesweite globalisierungskritische Akti-
onstage im Zusammenhang mit der Fußball-
Weltmeisterschaft im Sommer 2006: Gegen 
Überwachungswahn, gegen die ausbeuterische 
Produktionsweise von Nike und Co. sowie ge-
gen Rassismus. 
- Eine Kampagne gegen die Politik der G 8 an-
läßlich ihres Gipfels im Juli 2007 in Heiligen-
damm. Wir laden im Herbst 2007 zu einem 
zweiten Sozialforum in Deutschland ein. 
Außerdem unterstützen wir folgende Veran-
staltungen und Aktionen: 
- Die Aktionen gegen Gentechnik in der Land-
wirtschaft »Tanz in den Mais« am 30./31. Juli 
2005. 
– Die Aktionen der Friedensbewegung am Hi-
roshimatag und Antikriegstag. 
– Das Aktionswochenende gegen Lager und für 
Bewegungsfreiheit am 24./25. September. 
– Die Aktionen der Friedensbewegung gegen 
die Verlängerung des Afghanistan-Mandats der 
Bundeswehr im Oktober 2005. 
– Den Kongreß »Grundeinkommen. In Freiheit 
tätig sein« in Wien, 7.–9. Oktober 2005. 
– Die landesweiten Aktionen in Baden-
Württemberg gegen Wohnungsnot und Armut 
am 12. Oktober 2005 
– Die Demonstration gegen Atomkraft und für 
erneuerbare Energien am 5. November in Lü-
neburg sowie die nachfolgenden Aktionen ge-
gen die Castor-Transporte. 
– Den Bürgerkonvent »Für ein anderes Euro-
pa« in Rom am 12./13. November 2005 
.– Den weltweiten Aktionstag am 10. Dezem-
ber gegen die WTO-Ministerkonferenz in 
Hongkong: »Stoppt die WTO-Konzern-
Agenda«! 
– Das internationale Symposium über Isolation 
von Gefangenen vom 17. bis 20. Dezember in 
Paris. 
– Die Proteste gegen die Einführung von Stu-
diengebühren und Abschaffung der Lehrmittel-
freiheit im Herbst 2005 und Frühjahr 2006. 
– Gegenaktionen zur NATO-Sicherheitskon-
ferenz vom 3.–5. Februar 2006 in München. 
– Einen bundesweiten Aktionstag der lokalen 
Sozialforen für ein lebenswertes Europa im 
Zusammenhang mit einer europäischen Initia-
tive am 4. März 2006. 
– Die Beteiligung am nächsten Europäischen 
Sozialforum in Athen im April 2006. 
 Die Ostermärsche der Friedensbewegung im 
Frühjahr 2006. 
- Europäische Märsche für ein soziales, demo-
kratisches und friedliches Europa zum EU-
Gipfel nach Wien im Juni 2006. 
http://sozialforum2005.de
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Aufruf zu einer Intervention über den Wahltermin hinaus 
Arbeit: Es ist genug für alle da. 

Massenarbeitslosigkeit überwinden - Arbeit solidarisch verteilen! 
 
Es ist gespenstisch. Immer mehr Menschen 
in Europa sind erwerbslos. Diejenigen, die 
Arbeit haben, sollen gezwungen werden, 
länger zu arbeiten, während zur gleichen 
Zeit andere Menschen unfreiwillig erwerbs-
los sind. Diesem Irr-Sinn setzen wir die For-
derung nach einem modernen Recht auf Ar-
beit, auf kürzere Arbeitszeiten und eine Poli-
tik der solidarischen „Fairteilung“ von Ar-
beit und Einkommen entgegen.  

Massenarbeitslosigkeit ist ein Irr-Sinn. Mit 
hohen gesellschaftlichen Kosten und negati-
ven Folgen für die von Arbeitslosigkeit be-
troffenen oder bedrohten Menschen. Mas-
senarbeitslosigkeit verstößt gegen Men-
schenrechte und verhindert eine faire Teil-
habe aller am gesellschaftlichen Leben. Die 
politische Bedeutung der Massenarbeitslo-
sigkeit kann gar nicht überschätzt werden. 
Es handelt sich um DAS zentrale Thema in 
der real existierenden kapitalistischen Welt. 
Nur wenn es gelöst wird, kann die immer 
latente Gefahr rechtsradikaler und fremden-
feindlicher Bewegungen deutlich vermindert 
werden. 

Die herrschenden Parteien haben aus den 
Erfahrungen der Vergangenheit nichts ge-
lernt und setzen weiterhin stur auf Wirt-
schaftswachstum. Was aber, wenn dieses 
ausbleibt? Auch die politisch forcierte Aus-
weitung des Niedriglohnsektors wird die so-
zialen Probleme in Deutschland nicht lösen, 
sondern nur noch verschärfen. Die herr-
schende Politik beschäftigt sich nicht einmal 
ernsthaft mit Konzepten zur radikalen Ar-
beitszeitverkürzung. Kein Wunder, wenn die 
Mehrheit der Bevölkerung von ihr keinen 
Abbau der Arbeitslosigkeit mehr erwartet. 

Die auf Wachstum fixierte Arbeits-
politik ist gescheitert 
Deutschland ist im internationalen Ve rgleich 
ein reiches Land. Mit großen wirtschaftli-
chen und sozialen Möglichkeiten. Durch 
immer effizientere Technik, bessere Qualifi-
kationen und wachsende Arbeitsintensität 
produzieren immer weniger Menschen in 
immer kürzerer Zeit immer mehr Güter. An-
dererseits suchen immer mehr Männer und 
Frauen Erwerbsarbeit, um sich eine eigen-
ständige materielle Existenz aufzubauen und 
zu erhalten. Zwischen dem Angebot von Ar-
beitsplätzen und der Zahl der Arbeit suchen-
den Menschen klafft eine gewaltige Lücke. 
In Deutschland sind knapp 5 Millionen Per-
sonen erwerbslos. 

Mit quantitativem Wirtschaftswachstum al-
lein wird diese Lücke nicht zu schließen 
sein. Die alte, auf Wirtschaftswachstum fi-
xierte Arbeitsmarktpolitik ist offenkundig 
gescheitert. Um die heutige Massenarbeits-
losigkeit zu reduzieren, müsste die Wirt-

schaft jährlich um drei, vier, fünf oder noch 
mehr Prozentpunkte wachsen. Solche Zu-
wächse waren auf niedrigem Niveau nach 
dem 2. Weltkrieg möglich. Unter heutigen 
Bedingungen sind sie pure Illusion. Auch 
wäre es mehr als fraglich, ob ein solches 
Wirtschaftswachstum auf Dauer umweltver-
träglich wäre. Auch Frauen lassen sich nicht 
mehr an den Herd zurückdrängen. Wer zur 
Überwindung der Massenarbeits-losigkeit 
weiter nur auf quantitatives Wachstum setzt, 
sitzt in einer ideologischen Sackgasse. 

Arbeitszeitverlängerung führt in die 
Irre 
Eine Arbeitszeitverlängerung wäre der fal-
sche Weg. Die knappe Erwerbsarbeit würde 
bei immer weniger Menschen konzentriert. 
Gleichzeitig würden andere von einer fairen 
Beteiligung an Arbeit und existenzsichern-
den Einkommen ausgeschlossen. Bei einer 
Verlängerung der Wochenarbeitszeit von 35 
auf 40 Wochenstunden erhöht sich die Per-
sonalkapazität mit einem Schlag – ohne dass 
irgendwer neu eingestellt würde – um 15 
Prozent. Folglich geriete jeder 7. Arbeits-
platz in Gefahr. Arbeitszeitverlängerung ist 
daher beschäftigungspolitisch kontrapro-
duktiv und erzeugt noch mehr Arbeitslosig-
keit. 
Auch andere Gründe sprechen gegen den 
geforderten Zwang zur Arbeitszeitverlänge-
rung. Der Erhalt unserer Gesundheit ist we-
sentlicher Teil eines guten Lebens. Wissen-
schaftliche Untersuchungen bestätigen, dass 
lange Arbeitszeiten zu Überforderungen füh-
ren und die Gesundheit gefährden. Rücken- 
und Kopfschmerzen, Nervosität und psychi-
sche Erschöpfung, Schlafstörungen, Magen-
schmerzen und Herz-/Kreislaufprobleme 
sind bei Menschen mit langen Arbeitszeiten 
deutlich stärker verbreitet als bei ihren kür-
zer arbeitenden KollegInnen. 
Arbeitzeitverlängerung ist familien-, frau-
en- und kinderfeindlich. Wer eine familien-
freundliche und geschlechtergerechte Ar-
beitswelt will, kann nicht gleichzeitig Ar-
beitszeitverlängerung fordern. Wir brauchen 
ausreichend Zeit zum Leben, Lachen und 
Lieben. Erst dann können Partnerschaften 
und Familien als Genuss, Kinder als Glück 
erlebt werden. 

International: Spirale nach unten 
Ein Blick über die nationalen Grenzen hin-
aus zeigt ebenfalls, dass Arbeitszeitverlänge-
rung auch international ein Irr-Weg ist. Denn 
ein Zwang zu längeren Arbeitszeiten beim 
Exportweltmeister Deutschland erzeugt so-
fort Druck auf wirtschaftlich schwächere 
Länder und zwingt sie, dieser fatalen Logik 
zu folgen, in der Konkurrenz nachzuziehen 
und Arbeitszeiten ebenfalls auszudehnen. 

Von Deutschland würde ein falsches Signal 
ausgehen und eine Spirale der Arbeitszeit-
verlängerung in Gang gesetzt. Wer könnte 
sich dem entziehen? Die Folge wäre, dass 
bald überall in Europa länger gearbeitet 
werden müsste. Niemandem wäre geholfen 
und allen geschadet. 

Perspektivwechsel: Arbeitszeit neu 
denken  
– ein Weg aus der Sackgasse. 
Wenn die Zahl der Erwerbslosen hoch ist, 
muss die knappe Erwerbsarbeit besser ver-
teilt werden. Bei einer fairen Verteilung des 
vorhandenen Arbeitsvolumens auf alle Er-
werbsarbeit suchenden Männer und Frauen 
wird die durchschnittliche Arbeitszeit nicht 
bei 40 Wochenstunden oder mehr liegen, 
sondern deutlich niedriger. Wir fordern da-
her ein modernes Recht auf Arbeit, eine 
„Vollbeschäftigung neuen Typs“  mit kürze-
ren Arbeitszeiten. Durchschnittlich 30 Ar-
beitsstunden in der Woche oder eine ent-
sprechende Jahres- bzw. Lebensarbeitszeit 
sind genug. 
Dies ist keine starre Norm, sondern eine 
neue gesellschaftliche Orientierung . Ein 
Perspektivwechsel und eine neue Zielmarke 
für Politik, Tarifparteien, Unternehmen und 
Individuen. Bei der konkreten Umsetzung 
sind – neben den jeweiligen Bedingungen 
auf dem Arbeitsmarkt - die persönlichen Be-
dürfnisse und Wünsche der Menschen in un-
terschiedlichen Lebensphasen zu berücksich-
tigen. Geschlechterdemokratie für Männer, 
Frauen und Kinder gehört zur neu zu den-
kenden Arbeitszeit. Wenn beispielsweise 
Kinder klein oder Alte pflegebedürftig sind, 
könnten Männer und Frauen kürzer arbeiten, 
zu anderen Zeiten länger. Im Durchschnitt 
aber sollten die Arbeitszeiten die gesell-
schaftliche Zielmarke der 30-Stunden-
Woche anstreben. Bei weiterem Fortschritt 
der Arbeitsproduktivität könnten die durch-
schnittlichen Arbeitszeiten langfristig weiter 
gesenkt werden. 
In Ländern mit durchschnittlich kurzen Ar-
beitszeiten ist die Arbeitslosigkeit relativ 
gering. Nirgendwo in Europa arbeiten die 
Beschäftigten durchschnittlich so kurz wie in 
den Niederlanden. Dort lag die durchschnitt-
liche tatsächliche Wochenarbeitszeit (ein-
schließlich Teilzeitarbeit) im Jahre 2004 bei 
nur 29,8 Stunden gegenüber 35,5 Stunden 
im Durchschnitt der 15 alten EU-Länder. 
Gleichzeitig gehörte in den Niederlanden die 
Arbeitslosenquote mit 4,6 Prozent ) zu den 
niedrigsten, während der Durchschnittswert 
bei 8,0 Prozent lag. Ein ähnliches Bild zeigt 
sich in unterschiedlichen Kombinationen in 
Dänemark und Schweden.  
Solidarische Arbeitszeitverkürzung ist ein 
Weg, Beschäftigung zu sichern und Entlas-
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sungen zu vermeiden. In der deutschen Me-
tall- und Elektroindustrie wurden bereits 
1994 Tarifverträge abgeschlossen, auf deren 
Grundlage die Arbeitszeit betrieblich bis auf 
28,8 Wochenstunden abgesenkt werden 
kann, um knappe Arbeit auf mehr Köpfe zu 
verteilen und Arbeitsplätze zu sichern. Be-
reits über 20 Prozent aller Unternehmen in 
der deutschen Metall- und Elektroindustrie 
haben zeitweise Arbeitszeiten nach diesem 
Modell verkürzt. Empirische Untersuchun-
gen zeigen, dass die große Mehrheit von Ge-
schäftsleitungen und Betriebsräten ihre Er-
fahrungen mit beschäftigungssichernder Ar-
beitszeitabsenkungen positiv bewerten. 
Auch in anderen Branchen, z.B. in großen 
Zeitungshäusern, wurde die Arbeitszeit ver-
kürzt und bereits bis auf 32 Stunden gesenkt. 
In Kindertagesstätten und Schulen wurden 
ebenfalls schon Arbeitszeiten abgesenkt, um 
in einer solidarischen Aktion zu verhindern, 
dass KollegInnen ihre Arbeitsplätze verlie-
ren. 

Sozial gestaffelter Einkommensaus-
gleich 
Wir wissen aufgrund der deutschen und eu-
ropäischen Erfahrungen, wie schwer es ist, 
tatsächlich neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Es ist ein großes gesellschaftliches Projekt, 
eine zentrale Aufgabe für heute und für die 
nächsten Generationen, um ihnen gesell-
schaftliche und erwerbsmäßige Teilhabe zu 
ermöglichen. Es bedarf einer großen politi-
schen, kollektiven und individuellen An-
strengung und eines Machtzuwachses, um 
gegen die mächtigen Kapitalinteressen eine 
radikale Arbeitszeitverkürzung durchzuset-
zen. 

Wenn bei einer solidarischen Umverteilung 
von Erwerbsarbeit nicht nur Entlassungen 
vermieden, sondern die durch Arbeitszeit-
verkürzung frei werdende Arbeitszeit für 
Neueinstellungen genutzt wird, verteilen 
sich Arbeitszeit und Einkommen auf mehr 
Menschen. Die Zahl der Beschäftigten steigt.  
Wir plädieren für Arbeitszeitverkürzungen 
mit sozial gestaffeltem Einkommensaus-
gleich. Für obere Einkommensgruppen, Sin-
gles ohne Unterhaltsverpflichtungen oder 
Paare mit zwei vollen Einkommen scheint 
der vorgeschlagene Tausch von Geld gegen 
freie Zeit in der Regel auch ohne Lohnaus-
gleich vertretbar. Denn in oberen Einkom-
mensgruppen ist ein gutes Leben mit mehr 
Zeitwohlstand auch auf der Basis des Ve r-
dienstes von kürzeren Arbeitszeiten möglich. 
Für weniger Verdienende und Menschen mit 
Unterhaltspflichten sind aber finanzielle 
Ausgleiche zu schaffen. Wir schlagen vor, 
den Lohnausgleich dadurch zu finanzieren, 
dass die durch die Verringerung von Ar-
beitslosigkeit freiwerdenden Mittel für Aus-
gleichszahlungen an Bezieher niedriger 
und mittlerer Einkommen eingesetzt wer-
den. 
Menschliche Arbeit ist nicht nur und nicht 
notwendigerweise Erwerbsarbeit. Aber die 
Verkürzung und Neuverteilung von knapper 
Erwerbsarbeit ist ein wesentliches Element 

für eine neue Arbeitspolitik, die auf gesell-
schaftliche Solidarität und die Überwindung 
der Massenarbeitslosigkeit gerichtet ist. 

Hierzu gehören als weitere Bausteine 

• ein oberhalb der Armutsgrenze angesiedel-
ter gesetzlicher Mindestlohn, 
• die Möglichkeit, sich - öffentlich unter-
stützt - in gesellschaftlich nützlichen Aufga-
benfeldern selbst Arbeitsplätze zu schaffen, 
• ein nicht an Erwerbsarbeit gebundenes e-
xistenzsicherndes Grundeinkommen. 

„Arbeitsfairteilung“ - ein gesell-
schaftliches Projekt 
Eine Politik der Neuverteilung von Arbeit 
setzt den durch Massenarbeitslosigkeit ver-
ursachten Existenzängsten vieler Menschen 
ein positives, auf Solidarität gerichtetes Pro-
jekt entgegen. Sie ist mehr als nur Tarifpoli-
tik und erfordert auch neue Wege, den Zeit-
gewinn kreativ zu nutzen: für ehrenamtliches 
Engagement, für Allgemeinbildung, künstle-
risches Schaffen, Spiritualität, mehr Zeit für 
Kinder, Sport und Gesundheitspflege. 

Die neue „Arbeitsfairteilung“ ist kein bereits 
vollständig fixiertes, einfach anzuwendendes 
Rezept. Wir verkennen auch nicht die ideo-
logischen Vorbehalte, politischen Hemmnis-
se und praktischen Umsetzungsprobleme. 
Entscheidend ist der politische Wille, den 
Skandal Massenarbeitslosigkeit ernsthaft 
anzugehen, auch wenn das heißt, sich der 
Diktatur der Märkte und ihrer Nutznießer 
entgegenzustellen. Noch einmal: Massenar-
beitslosigkeit ist nicht eins unter vielen 
Problemen. Es ist DAS Problem. Viele Fra-
gen sind offen und müssen in gesellschaftli-
chen, betrieblichen und individuellen Dis-
kursen thematisiert und gelöst werden. Eini-
ge Ansatzpunkte und Handlungsschritte 
können aber schon benannt werden: 

• Statt der Verlängerung gehört die Verkür-
zung der durchschnittlichen Erwerbsarbeits-
zeiten auf die Tagesordnung von Politik, Ta-
rifparteien und Medien. Ziel ist die Durch-
setzung der 30-Stunden Woche bis 2010 
überall in Europa. 
• Freiwillige Teilzeitarbeit ist in den ver-
schiedensten Formen zu ermöglichen, ge-
sellschaftlich und betrieblich aufzuwerten, 
finanziell zu fördern und sollte von mö g-
lichst vielen Menschen genutzt werden kön-
nen.  
• Überstunden sind, wo immer möglich, ab-
zubauen. 
• Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit, 
z.B. zur Betreuung von Kindern oder Alten, 
für Weiterbildung, für bürgerschaftliches 
Engagement und für originelle Projekte soll-
ten erleichtert, negative Folgen für die zeit-
weilig aussteigenden Individuen möglichst 
ausgeschlossen werden. 
• Beschäftigungsbrücken zwischen alten 
und jungen Menschen können - bei ent-
sprechender Ausgestaltung - mit geringen 
finanziellen Aufwendungen die Arbeitslo-
sigkeit junger Menschen erheblich mindern. 
Solche Modelle sind zu erhalten, weiterzu-

entwickeln und bedarfsgerecht auszubauen. 
• Kürzere Arbeitszeiten sind auch finanziell 
aufzuwerten. Wenn Menschen einen Teil 
ihrer Arbeitszeit und ihres Einkommens ab-
geben und dadurch anderen den Einstieg in 
Erwerbsarbeit möglich machen, ist das posi-
tiv anzuerkennen und auch materiell zu för-
dern. Die Grundidee ist einfach: Die mit be-
sonders langen Arbeitszeiten erzielten hohen 
Einkommen werden steuerlich und/oder bei 
den Sozialabgaben stärker belastet (Malus), 
kürzere Arbeitszeiten dagegen von Ein-
kommenssteuer und/oder Sozialabgaben ent-
lastet (Bonus). 

Aufforderung zum Mit-Tun 
Eine neue solidarische Arbeitszeitpolitik ist 
auch jenseits von Tarifpolitik eine ernsthafte 
gesellschaftspolitische Herausforderung für  
• globalisierungskritische Bewegungen,  
• eine europäische und globale Politik von 
Gewerkschaften und  
• ein breites Bündnis von sozialen Bewe-
gungen, Gewerkschaften und neuen politi-
schen Initiativen. 
Es geht darum, das Tabu zu brechen, das das 
Thema Arbeitzeitverkürzung und die faire 
Verteilung von Arbeit und Einkommen um-
gibt. Die Erfolgschancen für eine neue soli-
darische Arbeitspolitik sind um so größer, je 
mehr Menschen sich dafür einsetzen – als 
Individuen, in Unternehmen, Gewerkschaf-
ten, Kirchen, sozialen Bewegungen und in 
der Politik. Überall in Europa. 
Wir wenden uns daher gleichermaßen an 
konservativ, christlich, sozial, ökologisch 
oder sozialistisch orientierte Menschen und 
Organisationen und bitten sie, sich dafür 
einzusetzen, dass das gesellschaftliche Pro-
jekt der solidarischen Umverteilung der Ar-
beit auf die politische Tagesordnung gesetzt 
wird. 

Erstunterzeichner: 

Herbert Behrens (ve.rdi Bremen); Halina 
Bendkowski (Feministische Unternehme-
rin); Prof. Lothar Bisky (Bundesvorsitzen-
der der Linkspartei – PDS), Prof. Heinz-
Josef Bontrup (AG Alternative Wirt-
schaftspolitik); Dr. Jürgen Borchert (Sozi-
alrichter Heidelberg); Michael Bouteiller 
(ehem. OB von Lübeck); Dr. Uli Brand 
(Wiss. Beirat Attac); Prof. Michael Brie 
(Rosa-Luxemburg-Stiftung); Prof. Chris 
Brückner (FH München); Daniela Dahn 
(Schriftstellerin Berlin); Tom Delport, 
(WASG Berlin); Prof. Alex Demirovic (U-
niv. Frankfurt/M.); Hasso Düvel (ehem. Be-
zirksleiterder IG Metall für Branden-
burg/Sachsen), Prof. Angela Fiedler 
(FHTW Berlin); Prof. Hajo Funke (FU 
Berlin); Daniela Gottschlich (Frauenfor-
scherin/ Univ. Osnabrück); Prof. Peter 
Grottian (FU Berlin); Sven Giegold (At-
tac); Dieter Gleichfeld (Gewerkschaftssek-
retär Verdi); Prof. Friedhelm Hengsbach 
(Univ. Frankfurt/M.); Detlef Hensche (e-
hem. Vors. der IGMedien/ver.di); Volker 
Hesse (Intendant Maxim Gorki TheaterBer-
lin); Prof. Rudolf Hickel (Univ. Bre-
men/AG Alternative Wirtschaftspolitik); 
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Helmut Horst (Attac); Roland Klautke 
(Attac Berlin); Dr. Barbara Knab (Mün-
chen); Prof. Michael Krätke (Univ. Ams-
terdam); Prof. Rolf Kreibich (Direktor Inst. 
f. Zunkunftsforschung u. Technologiebewer-
tung); Stephan Krull (VW-Betriebsrat IG 
Metall Wolfsburg); Prof. Ingrid Kurz-
Scherf (Prof. Uni Marburg); Prof. Manfred 
Liebel (TU Berlin); Prof. Mohssen Mas-
sarrat (Univ. Osnabrück/Wiss. Beirat At-
tac); Percy MacLean (Verwaltungsrichter 
Berlin); Prof. Erhard Meuler (Groß-
Umstadt); Till Mossakowski (attac); Prof. 
Urs Müller-Plantenberg (FU Berlin, wiss. 
Beirat Attac); Prof. Wolf-Dieter Narr (FU 
Berlin/ Komitee für Grundrechte u. Demo-
kratie); Prof. Wolfgang Neef (TU Berlin); 
Prof. Oskar Negt (Univ. Hannover); Anne 
Neugebauer (Frauen-Aktionsbündnis Müns-
ter/GAL); Prof. Michael Opielka (FH Jena/ 

z.Zt.UC Berkeley); Dieter Plehwe  (Wissen-
schaftszentrum Berlin); Ekkart Remoli 
(Gustav-Heinemann-Initiative Leipzig); Jut-
ta Roitsch (Journalistin Frankfurt); Prof. 
Horst-Eberhard Richter (Univ. Gießen); 
Dr. Edelbert Richter (ex-MdB/Theologe); 
Johannes Roscher (ehem. Beauftragter der 
EKD für Arbeitslosigkeit); Prof. Roland 
Roth (FH Magdeburg/Komiteee für Grund-
rechte und Demokratie e.V.); Prof. Birgit 
Sauer (Univ. Wien); Dr. Claus Schaefer 
(WSI); Irmtraud Schlosser (DGB-FU Ko-
operationsstelle Berlin); Edgar Schu (Akti-
onsbündnis Sozialproteste, Göttingen); Prof. 
Susanne Schunter-Kleemann (Univ. Bre-
men); Alice Schwarzer (Herausgeberin von 
EMMA); Prof. Joachim Sikora (Katholisch 
Soziales Institut); Chris Siméon (Dipl. De-
signerin); Sylvia Skrabs  (Verdi-
Gewerkschaftssekretärin); Prof. Helmut 

Spitzley (Univ. Bremen); Sybille Stamm 
(Bezirksleiterin. ver.di Baden-
Württemberg); Dr. Gabriele Sterkel (Verdi-
Gewerkschaftssekretärin); Werner 
Schmiedecke (attac Dresden); Peter Strot-
mann (Attac Berlin); Prof. Gerburg 
Treusch-Dieter (FU Berlin); Rainer Thiel 
(Philosoph, Berlin); Prof. Fritz Vilmar (FU 
Berlin/attac); Reinhard Voß (Generalsekre-
tär Pax Christi Deutschland); Peter Wahl 
(Mitglied Attac-Koordinierungskreis); Prof. 
Brigitte Wehland-Rauschenbach (FU Ber-
lin); Jörg Wiedemuth (Verdi-
Gewerkschaftssekretär); Anne Wihstutz 
(wiss. Mitarbeiterin HU Berlin); Markus 
Wissen (Institut für Regionalentwick-
lung/BUKO); Dr. Angelika Zahrnt (Präsi-
dentin BUND); Birgit Zenker (Bundesvor-
sitzende der Katholischen Arbeitnehmerbe-
wegung Deutschlands); 

 
 

Grundeinkommen-Kongress 
Wien, 7.-9.10.2005 

 
Mehr Infos und Programm auf: www.grundeinkommen2005.org 

 
Strukturelle Arbeitslosigkeit und steigende Armut in Europa machen für viele das Grundeinkommen wieder zu einer zentralen politi-
schen Forderung.  
In Wien findet zwischen 7. und 9. Oktober der erste Grundeinkommen-Kongress im deutschsprachigen Raum statt. In den Workshops 
werden verschiedene Modelle und Finanzierungsformen des Grundeinkommens vorgestellt. Die Auswirkungen eines Grundeinkom-
mens auf Arbeitsmarkt und Unternehmen werden thematisiert. Auch der Bezug zu Menschenrechten, Geschlechterverhältnis und De-
mokratie wird diskutiert.  
Zwei Podiumsgespräche beschäftigen sich mit der Einführung des Grundeinkommens - auf EU-und globaler Ebene. Am Podium: Em-
merich Tàlos, Margit Appel, Birigt Zenker, Markus Wissen, Eduardo Suplicy, Ursula Knecht-Kaiser, Klaudia Paiha u.v.m. 
 
Grundeinkommen ist eine .... 
* bedingungslose, finanzielle Zuwendung 
* die jedem Mitglied der Gesellschaft 
* in existenzsichernder Höhe, 
* ohne Rücksicht auf sonstige Einkommen 
* auf Arbeit oder Lebensweise 
* als Rechtsanspruch zusteht 
* und eine Krankenversicherung inkludiert. 
• Den Kongress veranstaltet das Netzwerk Grundeinkommen (D), das Netzwerk Grundeinkommen und sozialer Zusammenhalt (Ö) 

und Attac (D+Ö). 
 
Um Anmeldung wird ersucht. Teilnahmegebühr: Normaltarif 30 EUR, ermäßigter Tarif nach persönlicher Einstufung, Fördertarif 70 EUR 
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MALTE KREUTZFELDT  und  SVEN GIEGOLD  
Kirchhofs Verknappung 

 
Der Umstieg auf einen Einheitssteuersatz bedeutet Umverteilung von unten nach oben,  

heizt den internationalen Steuerwettbewerb an und zwingt den Staat zum Rückzug 
 
 
Die Vorschläge von Angela Merkels Finanz-
experten Paul Kirchhof kommen einer 
Revolution gleich. Der einheitliche 
Steuersatz von 25 Prozent manifestiert die 
Abkehr vom Sozialstaatsprinzip im 
Steuerrecht. Gestützt auf das Gleichheits- 
und Gerechtigkeitsgebot des Grundgesetzes, 
diente das Steuerrecht mit seinen 
ansteigenden Steuersätzen bisher dazu, 
große soziale Differenzen ein wenig 
auszugleichen. Dieser Anspruch an Umver-
teilung wird von Kirchhof praktisch voll-
ständig aufgegeben.  
Auf den ersten Blick mögen die Zahlen aus 
dem Kirchhof-Konzept gar nicht so schlecht 
klingen: Durch den Freibetrag von 8.000 Eu-
ro pro Person und den verringerten Steuer-
satz für die ersten 10.000 Euro, den Kirchhof 
als soziale Komponente doch noch in seinen 
Tarif eingebaut hat, scheint die Steuerlast 
auch für Geringverdiener zu sinken. Und 
von der Streichung von Ausnahmetatbestän-
den und Abschreibungsmöglichkeiten erwar-
tet Kirchhof, dass Spitzenverdiener mit sei-
nem Modell trotz deutlich niedrigerer Steu-
ersätze mehr bezahlen - und erstaunlich viele 
Medien und Steuerzahlende glauben den 
fragwürdigen Beispielen. 
 
Doch schon beim Steuermodell selbst sind 
Zweifel angebracht. Zum einen ignorieren 
viele Berechnungen, dass sich das Streichen 
von Abschreibungsmöglichkeiten wie der 
Pendlerpauschale oder den steuerfreien 
Nacht- und Feiertagszuschlägen auch bei 
geringen Einkommen auswirken wird. Bei 
den Spitzeneinkommen geht die Rechnung 
ebenfalls nicht auf: Um bei einem Jahresein-
kommen von 500.000 Euro auf die gleiche 
Steuersumme wie bisher zu kommen, müsste 
die Bemessungsgrundlage um 60 bis 70 Pro-
zent erhöht werden. Schon Fälle, in denen 
Spitzenverdiener mit Steuersparmodellen 
mehr als ein Drittel ihrer Einkünfte legal der 
Steuer entzogen haben, dürften eher selten 
sein. 
 
Solche fragwürdigen Ergebnisse der indivi-
duellen Steuerrechnung sind nur die eine 
Seite. Auf der anderen stehen die indirekten 
Auswirkungen der leeren staatlichen Kassen. 
Seriöse Berechnungen der Finanzbehörden 
gehen davon aus, dass das Kirchhof-Konzept 
im ersten Jahr zu Mindereinnahmen von 43 
Milliarden Euro führen würde; langfristig 
würden rund 20 Milliarden pro Jahr fehlen. 
Diese gewollte Verknappung der finanziel-
len Ressourcen der öffentlichen Hand wird 
schließlich dazu führen, dass Leistungen, die 

bislang öffentlich oder öffentlich subventio-
niert erbracht werden, teurer oder nur noch 
privat gegen Entgelt angeboten werden. 
 
Einen armen Staat können sich aber nur die 
Reichen leisten. Wenn Universitäten nur 
noch gegen Studiengebühren besucht wer-
den können und Volkshochschulen teurer 
werden, wenn die Zuschüsse für den öffent-
lichen Nahverkehr sinken und die Preise für 
Theater und Schwimmbad steigen, dann 
summieren sich die privaten Kosten des 
staatlichen Rückzugs für eine Familie 
schnell auf mehrere tausend Euro im Jahr. 
Während Gutverdienende solche Summen 
angesichts von Kirchhofs Steuergeschenken 
gerne bezahlen werden, kann sich die ver-
meintliche Steuererleichterung für Gering- 
und Normalverdiener schnell ins Gegenteil 
verkehren. Zusammen mit der Kopfpauscha-
le im Gesundheitswesen, einem jetzt auch 
von Kirchhof geforderten Systemwechsel in 
der Rentenfinanzierung vom Solidarprinzip 
zur Kapitaldeckung und der von der Union 
avisierten Mehrwertsteuererhöhung, die e-
benfalls geringe Einkommen überproportio-
nal belasten, zeigt sich klar, in welche Rich-
tung künftig umverteilt werden soll. 
 
In Zeiten der wirtschaftlichen Globalisierung 
ist eine solche Politik grundfalsch. Durch die 
zunehmende Konkurrenz im Bereich niedri-
ger Einkommen und die sinkende Verhand-
lungsmacht der Gewerkschaften geht die 
Einkommensschere immer weiter auf, die 
Unsicherheit im Arbeitsleben wird größer, 
und die Anforderungen an den Staat etwa im 
Bereich der Bildung steigen. Globalisierung 
erhöht die Notwendigkeit umverteilender 
Steuerpolitik, doch Kirchhofs Einheitssteu-
ersatz bedeutet das Gegenteil. Wenn 
Deutschland als erster großer westlicher In-
dustriestaat eine Flat Tax einführen würde, 
bräche zudem eine neue Phase des internati-
onalen Steuerwettbewerbs an, denn andere 
Länder würden nachziehen und versuchen, 
die neuen Niedrigsteuersätze zu unterbieten. 
 
In einem hat Kirchhof Recht: Ein einfache-
res Steuersystem mit weniger Ausnahmen ist 
wünschenswert, und die Abkehr von der bis-
herigen Steuerpolitik ist nötig. Allerdings in 
die andere Richtung: Statt Steuerwettbe-
werb, Steuersenkung und Vereinfachung auf 
Kosten der Gerechtigkeit anzustreben, ist ein 
Steuersystem erforderlich, das ergiebig ge-
nug ist, um eine umfassende Versorgung mit 
öffentlichen Gütern sicherzustellen. Es ist 
richtig, dafür Steuerschlupflöcher zu schlie-

ßen und Steuerbetrug zu verhindern. Gleich-
zeitig muss jedoch der progressive Steuerta-
rif erhalten bleiben und der Steuersatz für 
Spitzenverdiener nicht weiter gesenkt, son-
dern im Gegenteil wieder angehoben wer-
den. 
 
Um zu verhindern, dass sich Staaten im 
Kampf um die niedrigsten Steuern gegenein-
ander ausspielen lassen, müssen Steuern - 
unter Berücksichtigung der jeweiligen wirt-
schaftlichen Situation der Länder - internati-
onal harmonisiert werden, im ersten Schritt 
auf der Ebene der EU. Auch auf national-
staatlicher Ebene kann allerdings noch viel 
getan werden. Es gibt keine Rechtfertigung 
dafür, dass die faktische Besteuerung von 
Kapitaleinkommen in Deutschland die nied-
rigste der ganzen EU ist. Hier fehlt es nicht 
an Möglichkeiten, sondern an der Durchset-
zung der bestehenden Gesetze. 
 
Derzeit scheint es jedoch wenig wahrschein-
lich, dass die Finanzpolitik in diese Richtung 
gehen wird. Vielmehr wird die Besteuerung 
hoher Einkommen und insbesondere von 
Kapitaleinkommen immer weiter gesenkt 
werden. Im Frankreich des 18. Jahrhunderts 
waren die oberen Stände von der Steuer-
pflicht befreit. Mit Kirchhof plant Merkel 
einen großen Schritt in diese Richtung. Da-
bei hat sie die Lehren der europäischen Ge-
schichte offensichtlich verdrängt. Denn die 
Ungerechtigkeiten der Steuerpflicht waren 
ein wichtiger Auslöser der Französischen 
Revolution von 1789. Nicht ohne Grund 
heißt es in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschen- und Bürgerrechte von 1789: "Die 
Menschen sind und bleiben von Geburt frei 
und gleich an Rechten. Soziale Unterschiede 
dürfen nur im gemeinen Nutzen begründet 
sein. […] Für den Unterhalt der öffentlichen 
Gewalt und für die Kosten der Verwaltung 
ist eine allgemeine Abgabe unumgänglich. 
Sie muss gleichmäßig auf alle Bürger unter 
Berücksichtigung ihrer Fähigkeiten und ihrer 
Vermögen verteilt werden." 
 
Die Zunahme sozialer Ungleichheit bei Ein-
kommen, Vermögen, Lebensqualität und 
Sicherheit im Zuge der neoliberalen Globali-
sierung stellt die Fragen der Französischen 
Revolution neu. Wer heute glaubt, dass die 
BürgerInnen in Europa sich diese Entwick-
lung gefallen lassen, wird in absehbarer Zeit 
eines Besseren belehrt werden. 
 

taz Nr. 7757 vom 1.9.2005 
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Bertold Brecht:    
DAS GEDÄCHTNIS DER MENSCHHEIT 

 
Das Gedächtnis der Menschheit 

für erduldete Leiden ist erstaunlich kurz. 
Ihre Vorstellungsgabe für kommende 

Leiden ist fast noch geringer. 
 

Die Beschreibungen, 
die der New Yorker 

von den Gräueln der Atombombe erhielt, 
schreckten ihn anscheinend nur wenig. 

Der Hamburger ist noch umringt von den Ruinen, 
und doch zögert er, 

die Hand gegen einen neuen Krieg zu erheben. 
Die weltweiten Schrecken der vierziger Jahre scheinen vergessen. 

Der Regen von gestern macht uns nicht nass sagen viele. 
 

Diese Abgestumpftheit ist es, 
die wir zu bekämpfen haben, 

ihr äußerster Grad ist der Tod. 
Allzu viele kommen uns schon heute vor wie Tote, 

wie Leute, die schon hinter sich haben, 
was sie vor sich haben, so wenig tun sie dagegen. 

 
Und doch wird nichts mich davon überzeugen, 

dass es aussichtslos ist, 
der Vernunft gegen ihre Feinde beizustehen. 

Lasst uns das tausendmal Gesagte immer wieder sagen, 
damit es nicht einmal zu wenig gesagt wurde! 

Lasst uns die Warnungen erneuern, 
und wenn sie schon wie Asche in unserem Mund sind! 

Denn der Menschheit drohen Kriege, 
gegen welche die vergangenen wie armselige Versuche sind, 

und sie werden kommen ohne jeden Zweifel, 
wenn denen, die sie in aller Öffentlichkeit vorbereiten, 

nicht die Hände zerschlagen werden. 
 

 
Hier geblieben! 

Auf der Innenministerkonferenz am 23./24 Juni in Stuttgart wurde die Chance vertan, die UNO Kinderechte  
und das Bleiberecht umzusetzen. Durch die Missachtung der Kinderrechte geschehen weiter tagtäglich Menschenrechts-
verletzungen in der Bundesrepublik Deutschland. Deswegen bleibt unser Appell an die Innenminister bestehen: 

Wir sind Kinder und Jugendliche dieser Welt. Auch wenn wir alle unterschiedlich sind, leben wir zusammen auf dieser 
Erde. Deshalb wollen wir uns gemeinsam für eine bessere Welt für alle Menschen einsetzen und fangen bei uns zuhause 
damit an. Ihr nennt uns die Zukunft, wir sind aber auch die Gegenwart und deshalb fordern wir: 

Alle Kinder und Jugendliche, die in Deutschland zur Schule oder in den Kindergarten gehen, die hier leben, hierher ge-
flohen oder hier geboren sind, sollen weiterhin das Recht erhalten, mit ihren Eltern und Verwandten in der Bundesrepu-
blik Deutschland zu leben. Ihre Eltern sollen arbeiten dürfen, um für ihre Kinder sorgen zu können. Die Kinder sollen 
später einen Beruf lernen dürfen. Auch ihnen soll erlaubt sein zu arbeiten, zu reisen und weiterhin hier zu leben. 

Kranken, Alten und Hilfsbedürftigen sowie durch Krieg und andere Ereignisse geschädigten Menschen muss geholfen 
werden. Auch sie sollen hier bleiben dürfen! Familien sollen gemeinsam hier leben dürfen. 

Die Innenministerkonferenz soll für die über 200 000 nur "geduldeten" Flüchtlinge endlich ein Recht auf Bleiberecht ver-
abschieden und sich für die vollständige Anerkennung der UNO Kinderrechte einsetzen. 

http://www.hier.geblieben.net/index.html 


